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1. Konsolidierungsbedarf

Der Entwurf fir den Bundeshaushalt 2024 sah eine Kreditaufnahme in Hohe von 16,6 Mrd.
Euro vor, entsprechend der Obergrenze nach der Schuldenregel des Grundgesetzes. Zu-
satzlich waren allerdings in Extrahaushalten erhebliche Defizite geplant. Ohne Berucksichti-
gung des Sondervermdgens ,Bundeswehr” sahen die Planungen urspriinglich eine Schul-
denaufnahme in Extrahaushalten fiir das kommende Jahr von 52 Mrd. Euro vor." Hierzu
sollten weitestgehend im Rahmen von Notlagenbeschlissen der vergangenen Jahre geneh-
migte Kreditermachtigungen verwendet werden. Nach dem Urteil des Bundesverfassungs-

gerichts vom 15. November 2023 ist diese Planung nun nicht mehr haltbar.

Die Presseerklarung der Bundesregierung vom 19. Dezember 20232 beziffert den re-
sultierenden Konsolidierungsbedarf auf 30 Mrd. Euro, ohne dies im Einzelnen aufzuglie-
dern. Zwar wird aufgrund der mittlerweile erwarteten deutlichen Verschlechterung der wirt-
schaftlichen Lage im Jahr 2024 die sogenannte Konjunkturkomponente im Rahmen der
Schuldenbremse gréRer ausfallen, als noch bei den Planungen aus dem Herbst des vergan-
genen Jahres unterstellt. UberschlagsmaRig ergibt sich hieraus aber lediglich ein zusatzlicher
Verschuldungsspielraum von etwa 5 Mrd. Euro.® Es ist daher zu vermuten, dass bei dem
genannten Konsolidierungsbedarf der Wegfall der flir 2024 geplanten Defizite von 13,9 Mrd.

Euro im mittlerweile aufgeldsten Sondervermégen ,WSF Energie® nicht berticksichtigt wurde.

' Vgl. Deutsche Bundesbank, Monatsbericht November 2023, S.71.
2 Vgl. Presse und Informationsamt der Bundesregierung, Pressemitteilung 280/23 vom 19. Dezember 2023.

3 Der Entwurf fir den Bundeshaushalt ging von einer Produktionsliicke von rund 11,9 Mrd. Euro aus. Die
Herbstprognose der Bundesregierung beziffert die Produktionsliicke mit 37,9 Mrd. Euro.
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Zur Deckung des Konsolidierungsbedarfs wurde ein MaRnahmenpaket ,Vereinbarung zum
Haushalt 2024: Ein Paket fiir zukunftsfeste Finanzen, soziale Sicherheit und Zukunftsinves-
titionen“ innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. Zu dessen Umsetzung dient der vorge-

legte Gesetzentwurf.
2. Verschleierung von Defiziten in Extrahaushalten?

Nach der Presseerklarung der Bundesregierung ist mit Defiziten in Sondervermogen
in einem Umfang von etwa 3,2 Mrd. Euro zu rechnen. Es ware allerdings zu beachten,
dass dies den Spielraum fiir die Verschuldung im Kernhaushalt verringert. Im Regie-
rungsentwurf fir den Nachtragshaushalt 2023, der am 15. Dezember 2023 vom Bundestag
beschlossen wurde, wurde noch die zusammen mit dem Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz
2021 geanderte Verbuchung von Defiziten in den Sondervermdgen angewendet.# Diese Re-
gelung bewirkt eine vorgezogene Verbuchung der klnftigen Defizite der Sondervermdgen.
Sie soll erreichen, dass Ausgaben in diesen Extrahaushalten durch die Aufnahme von Schul-
den finanziert werden kdnnen, ohne dass die hieraus resultierenden Defizite auf die nach der
Schuldenregel des Grundgesetzes maximal zulassigen Nettokreditaufnahme angerechnet
werden. Das Bundesverfassungsgericht hat allerdings festgestellt, dass im Hinblick
auf die Schuldenbremse eine Einheit von Kernhaushalt und unselbstiandigen Sonder-

vermogen gilt:

»,Im Rahmen der grundgesetzlichen Schuldenbremse und der Berechnung der zu-
lassigen Neuverschuldung sind der Kernhaushalt und unselbsténdige Sonderver-
mogen als Einheit zu betrachten. Eine kreditfinanzierte Zufiihrung an ein Sonder-
vermdgen kann deshalb — unbeschadet der buchungstechnischen Vorgehens-
weise — nicht von den Begrenzungen der staatlichen Kreditaufnahme fiir das je-
weils betroffene Haushaltsjahr entbinden.“ (vgl. 2 BvF 1/22, Rn. 182).

Die Defizite in den Sondervermégen zahlen demnach in dem Jahr, in dem die Ausgaben
kassenwirksam sind, zur Nettokreditaufnahme des Bundes hinzu. Eine solche Verbuchung

war vor dem Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2021 geltende Praxis. Sie war zuvor explizit

4 Siehe hierzu auch Schriftliche Stellungnahme des Bundesrechnungshofes zum Entwurf eines Nachtrags-
haushaltsgesetzes 2023 (BT-Drs. 20/9500) etc. und Christofzik, D. I. (2023), Das Haushaltsurteil und seine
Folgen, Wirtschaftsdienst, 103(12), 794-795.
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eingefuhrt worden, um eine Umgehung der Regelungen zur Obergrenze flr das strukturelle

Defizit zu verhindern.

Dass die Defizite der Sondervermdgen bei der Ermittlung der Nettokreditaufnahme mitge-
rechnet wurden, entspricht im Ubrigen der Verbuchung bei den europaischen Fiskalregeln.
Im Rahmen der Uberpriifung der Einhaltung der europaischen Defizitvorgaben werden nam-
lich die Defizite in den Extrahaushalten des Bundes und der Lander regelmafig zur Bestim-
mung des gesamtstaatlichen Defizites einbezogen. Konkret erhdhen alle kreditfinanzier-
ten Abfllisse aus den Extrahaushalten den gesamtstaatlichen Finanzierungssaldo, fur
den gemaR Stabilitats- und Wachstumspakt fiur Deutschland verpflichtende Obergren-

zen gelten.

Es ist flr die Stabilitat der Wahrungsunion von grof3er Bedeutung, dass der Verschuldung
der Mitgliedstaaten wirksame Grenzen gesetzt sind. Dies ist insbesondere auch im deut-
schen Interesse. Nach der europaischen Finanzkrise wurde im Fiskalvertrag festgelegt, dass

die europaischen Fiskalregeln durch nationale Fiskalregeln abgesichert werden mussen.

Dieser Verpflichtung ist Deutschland durch die Einrichtung der Schuldenbremse nachgekom-
men. Tatsachlich ist die Anrechnung der Defizite in den Extrahaushalten aber Voraus-
setzung dafiir, dass die Schuldenbremse ihren Kernauftrag erfiillen kann, namlich die
Einhaltung der europaischen Fiskalregeln im deutschen Foderalstaat abzusichern.

Eine Riickkehr zur alten Buchungspraxis ist auch daher angezeigt.®
3. Spekulationen liber das Vorliegen einer Notlage

Die in der Regierungserklarung vorgenommenen Spekulationen der Bundesregierung be-

zuglich des Vorliegens einer Notlage nach Art 115 GG sind irritierend.

Die Bundesregierung hat fur das Jahr 2024 rund 2,7 Mrd. Euro an Finanzhilfen zur Beseiti-
gung von Folgen des Hochwassers an der Ahr im Sommer 2021 vorgesehen. Dass dieses
Ereignis eine Naturkatastrophe ist, ist unzweifelhaft. Dass man diese Hilfen im Jahr 2024
fortflhren will, ist nachvollziehbar. Allerdings ist es ganz sicher nicht so, dass die Fortfihrung

der Finanzhilfen im Jahr 2024 den Beschluss einer Notlage nach Art. 115 und mithin eine

5 Der unabhangige Beirat des Stabilitatsrats hatte daher bereits die geplante Anderung bei den Buchungsre-
geln im Jahr 2021 kritisiert und im Ubrigen auf die verfassungsrechtlichen Risiken hingewiesen, vgl. 17.
Stellungnahme des Beirats zur Einhaltung der Obergrenze fiir das strukturelle gesamtstaatliche Finanzie-
rungsdefizit, Herbst 2021.
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Ausweitung des Verschuldungsspielraums rechtfertigen kénnte. Fir die im Jahr 2024 fortbe-
stehenden Finanzierungslasten aus der Flut des Jahres 2021 muss daher letztlich eine Fi-

nanzierung aus dem regularen Bundeshaushalt erfolgen.

Weniger kritisch zu bewerten sind die Spekulationen Uber das Auftreten einer Notlage wg.
zusatzlicher Belastungen aufgrund der Unterstiitzung der Ukraine. Auch hier liegt zwar das
Uberraschungselement fiir die deutsche Politik bald zwei Jahre zurlick und langst hatte die
Finanzpolitik die Moglichkeit gehabt, angemessen zu reagieren. So wurde ja insbesondere
auch das Sondervermdgen ,Bundeswehr” geschaffen, dass dazu dienen soll, in der deutlich
gewachsenen Bedrohungssituation die Blndnis- und Verteidigungsfahigkeit zu starken.
Wenn die Bundesregierung damit rechnen muss, dass erhebliche zusatzliche finanzielle Las-
ten zu Schultern sind, misste sie im Bundeshaushalt dafur Vorsorge treffen. Die Regierungs-
erklarung ordnet ihre Spekulation allerdings in einen verteidigungspolitischen Zusammen-

hang ein und mdochte damit eine Botschaft an den russischen Prasidenten richten.
4. MaBRnahmen

Die in der Regierungserklarung angekundigten Mallnahmen beinhalten Kiirzungen im Bun-
deshaushalt 2024 gegenlber dem Entwurf in verschiedenen Ressorts und im Sonderver-

mdgen ,Klima- und Transformationsfonds®. Das ist sachgerecht.

Kirzungen im Verteidigungshaushalt sind nicht explizit genannt. Allerdings ist bemerkens-
wert, dass die Bundesregierung offenbar plant, das Sondervermdgen ,Bundeswehr® zur Fi-
nanzierung der Ertlichtigung der Ukraine zu nutzen. Indirekt sollen also doch Verteidigungs-
ausgaben fur Ersatzbeschaffungen im Kernhaushalt geklrzt werden. Die Mittel des Sonder-
vermogens sind indes ausschliel3lich der Finanzierung von Ausruistungsvorhaben der Bun-
deswehr vorbehalten.® Eine solche Verwendung der Mittel ware vom Bundeswehrfinan-

zierungs- und Sondervermogensgesetz nicht gedeckt.

Ein erheblicher Anteil der Konsolidierung erfolgt durch die Erhohung von Abgaben. Neben
einer Erhéhung der Energiesteuer sind insbesondere die Einflihrung einer Plastikabgabe, die

Erhdhung der Luftverkehrsteuer und die Reduktion von einzelnen Steuerverglnstigungen

6 Vgl. §2, Satz 2, Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermdgensgesetz — BwFinSVermG vom 1.7.2022
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geplant. Die entsprechenden MalRnahmen sind teils im Entwurf des Haushaltsfinanzierungs-

gesetzes 2024 konkretisiert.

Dieser Entwurf beinhaltet auch Kirzungen bzw. Rickforderungen von Zuschiissen an
Sozialversicherungen. Gesamtstaatlich gesehen handelt es sich hierbei nicht um eine Kon-
solidierung, es werden lediglich Mittel der Sozialversicherungen herangezogen, um Ausga-

ben im Bundeshaushalt zu finanzieren.

Insbesondere der Vorgang betreffend die Bundesagentur fur Arbeit (BA) erscheint
problematisch. Wahrend der Corona-Pandemie wurde die BA in den Jahren 2020 bis 2022
aufgrund von Mallinahmen zur Krisenbewaltigung insbesondere durch die Kurzarbeit stark
belastet. Die Rucklage der BA von 25,8 Mrd. Euro wurde nach Angaben des Bundesminis-
teriums fur Finanzen (BMF) vollstandig aufgebraucht. Der Bund leistete daher eine Gesamt-
unterstltzung von 24,2 Mrd. Euro in den Jahren von 2020 bis 2022 (vgl. BMF, Finanzbericht
2024, 113). Im Entwurf des Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 ist nun vorgesehen, dass
man einen Betrag von insgesamt 5,2 Mrd. Euro von der BA zuruckfordert. Angesichts der
nach wie vor geringen Rucklage soll die Ruckzahlung Uber den Zeitraum bis 2027 gestreckt
werden, wobei man allerdings den Grofteil der Rickzahlung fir die laufende Legislatur vor-
sieht. Abgesehen davon, dass man erhebliche, vom Bundestag als Zuschuss gewahrte Be-
trage nachtraglich zurlickfordert, beinhaltet der Vorgang bei Lichte besehen wiederum eine
Zweckentfremdung von Notlagenkrediten. Denn die urspriinglich als Zuschiisse in der
Pandemie geleisteten Betrage sollen nun im Bundeshaushalt nach Beendigung der

Notlage fiur andere Zwecke genutzt werden.
5. Zusammenfassende Bewertung

Die Finanzpolitik des Bundes hat vier aufeinanderfolgende Jahre lang die zur Finanzierung
von Ausgaben vorhandenen Mittel durch den Verweis auf Notlagen erheblich ausgeweitet.
Der von vorneherein fragwirdige Versuch, sich im Schatten der Notlagen ein Finanzpolster
zu sichern, das schuldenfinanzierte Mehrausgaben auf3erhalb der Schuldenbremse auch
Uber die Notlagen hinaus ermdoglicht, ist vom Bundesverfassungsgericht gestoppt worden.
Die Bundesregierung ist erhebliche finanzpolitische Risiken eingegangen, die sich
jetzt materialisiert haben. Dies beeintrachtigt die wirtschaftliche Entwicklung und weckt

Zweifel an der Nachhaltigkeit der deutschen Wirtschafts- und Finanzpolitik insofern, als damit
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zu rechnen ist, dass politische Ankindigungen Uber zukinftige MalRnhahmen, z.B. Forder-

malinahmen fur bestimmte private Investitionen, im Nachhinein revidiert werden mussen.

Die von der Bundesregierung verkiindeten Anderungen am Bundeshaushalt 2024 sind
nicht ausreichend, um die notwendige Kurswende in der Finanzpolitik einzuleiten und
die gestiegene finanzpolitische Unsicherheit wieder zuriickzufiihren. Zwar beabsichtigt
die Bundesregierung klassische Konsolidierungsmallnahmen, wie Ausgabenkutrzungen und
die Erhéhung von Abgaben. Finanzpolitisch sinnvoll ist auch, dass Kirzungen bei den Inves-
titionsausgaben nicht vorgesehen sind und geplante Entlastungen bei der Stromsteuer und
im Rahmen des Wachstumschancengesetzes bleiben. Allerdings l16sen die Konsolidierungs-
malnahmen erhebliche Verteilungseffekte aus. Die Betroffenen kdnnen mit Recht die Frage
stellen, warum nun gerade sie zur Refinanzierung des uberhdhten Ausgabenpfades heran-
gezogen werden. Dass die Bundesregierung von einzelnen Beschllissen etwa bei der Kfz-
Steuerbefreiung fur die Landwirtschaft bereits wieder abgerlckt ist, unterstreicht diese Prob-

lematik.

Eine Reihe von MalRnahmen erhdht Abgaben auf Energie bzw. deren Verwendung. Aller-
dings gibt es hier bereits umfangreiche Abgaben bis hin zum Zertifikate-Handel. Die erfor-

derliche energiedkonomische Bewertung kann in dieser Stellungnahme nicht erfolgen.

Insgesamt bleibt jedoch der Eindruck, dass die Bundesregierung weiter versucht, die
Verschuldung uber die verfassungsmaBigen Schuldengrenzen hinaus auszuweiten.
Das beginnt beim Sprachlichen, etwa wenn statt von einer Notlage, von einem ,Uberschrei-
tensbeschluss® gesprochen wird. Das setzt sich in Spekulationen Uber das mogliche Vorlie-
gen einer Notlage fort. Problematisch ware es, wenn man, um vergleichsweise geringe zu-
satzliche Spielraume zu gewinnen, an der im Zusammenhang mit dem Zweiten Nachtrags-
haushalt 2021 geanderten Buchfuhrung festhalten wirde, die Defizite in den Extrahaushalten
verschleiert und gezielt zum Umgehen der Schuldenbremse entwickelt wurde. Besonders
fragwirdig erscheint schlieRlich die Ricklubertragung von Zuschissen in den Bundeshaus-
halt, die wahrend der Corona Pandemie an die Bundesagentur fur Arbeit geleistet und aus
Notlagenkrediten finanziert wurden. Die Bundesregierung sollte beachten, dass eine
nachhaltige und fiir die privaten Akteure verlassliche Finanzpolitik nur innerhalb der
Regeln der Verfassung betrieben werden kann. Fortgesetzte Versuche, die nationalen
Defizitvorgaben zu umgehen, wirden dazu beitragen, die Glaubwurdigkeit der Zusagen der

Finanzpolitik gegenuber dem Burger wie auch auf europaischer Ebene weiter zu erodieren.
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Prof. Dr. Hans-Giinter Henneke Berlin, d. 27.12.2023
Regensburger Str. 33a
10777 Berlin

Zum Entwurf des Bundeshaushalts 2024 ist auf der Grundlage einer Mitteilung des Sprechers
der Bundesregierung vom 19.12.2023" vorrangig aus verfassungsrechtlicher Sicht Folgendes
anzumerken:

Wenn — wie auch in zahlreichen Verlautbarungen des Bundesfinanzministers — eingangs
darauf hingewiesen wird, dass die deutsche Schulden(stands)quote von 69 % im Jahr 2021
auf voraussichtlich 64 % im nachsten Jahr sinken wird, trifft dies zwar zu, nennt aber eine
coronabedingt vollig verzerrte Ausgangshochstgrofie. Stattdessen sollten auch die Jahre
zuvor in den Blick genommen und zudem darauf hingewiesen werden, dass die Absenkung
der Schuldenstandsquote auf 64 % in hohem Male auf die hohe Inflation in den letzten zwei
Jahren zurickzuflihren ist. Die Schuldenstandsquote betrug 2017 65,2 %, 2018 61,9 % und
im letzten Vor-Coronajahr 2019 59,6 %, um 2020 coronabedingt auf 68,7 % und 2021 auf 69,3
% hochzuschnellen und 2022 auf 66,4 % zurtickzugehen.

Im Weiteren heilt es, dass der Deutsche Bundestag am 15.12.2023 einen
L,Uberschreitensbeschluss nach Art. 115 Abs. 2 S. 6 und 7 GG beschlossen® habe.

Dieser irrefihrende, seit einigen Wochen vom Bundeskanzler und anderen
Regierungsmitgliedern verwendete Begriff ist mehrdeutig und 1adt zu Vermischungen mit der
friheren Verfassungsrechtslage in Art. 115 Abs. 1 S. 2 GG geradezu ein. Danach gab es friiher
ein Uberschreitungsverbot mit einem Ausnahmevorbehalt zur Abwehr einer Stérung des
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts, von dem haufig als Ermessensentscheidung mit der
Folge einer rasant ansteigenden Staatsverschuldung Gebrauch gemacht wurde. Heute
verlangt das Grundgesetz dagegen einen verfassungsgerichtlich voll Uberprifbaren
Notlagenfeststellungsbeschluss, dem eine oOffentliche Kontrolle ermdglichende
Umgrenzungsfunktion innewohnt. Das sollte die Bundesregierung dann auch eindeutig so
benennen.

Zur — sachlich unstrittig gebotenen — Weiterflihrung der ,Aufbauhilfe” in Héhe von
vorgesehenen 2,7 Mrd. Euro wird ausgeflihrt, dass auch anhand unabhangiger juristischer
Expertise sorgfaltig geprift werde,

,0b die Finanzierung weiterhin tber die notlagenbedingte Kreditfinanzierung des
Sondervermégens erfolgen kann. Dazu ware auch 2024 ein erneuter
Uberschreitensbeschluss nach Art. 115 Abs. 2 S. 6 und 7 GG notwendig. Hierzu
soll auch das Gesprach mit der gréo3ten Oppositionsfraktion gesucht werden, ob
ein solcher Uberschreitensbeschluss nach Art. 115 Abs. 2 S. 6 und 7 GG
unterstutzt werden kann. Sollte der Weg Uber einen Beschluss nach Art. 115 GG
rechtlich nicht mdglich sein, erfolgt die Finanzierung aus dem Bundeshaushalt.”

' Pressemitteilung 280/23.



Aufgrund meiner unabhangigen juristischen Expertise méchte ich zu dieser sorgfaltigen
Uberprifung Folgendes beitragen:

1. Wie bereits zuvor erwahnt, geht es insoweit nicht um einen Ermessensspielraum
einrdumenden Uberschreitensbeschluss, sondern um einen verfassungsgerichtlich voll
Uberprifbaren Notlagenfeststellungsbeschluss mit Umgrenzungsfunktion.

2. Dieser muss von der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages gefasst und damit auch
verantwortet werden. Fur die Wirksamkeit dieses Beschlusses bedarf es der
Zustimmung der Oppositionsfraktionen daher nicht. In verfassungsrechtlicher Hinsicht
kommt hinzu: Auch wenn die Opposition im Bundestag einen Notsituationsbeschluss
gem. Art. 115 Abs. 2 S. 6 und 7 GG mittragen wirde, hindert sie dies nicht daran,
anschlie®end mit mindestens einem Viertel der Mitglieder des Bundestages einen
Normenkontrollantrag beim BVerfG zu stellen. Angesichts des objektiven Charakters
des Verfahrens besteht die Antragsberechtigung namlich unabhéngig von ihrer
Zustimmung. Dies hat das BVerfG am 29.11.2023 gerade wieder entschieden?, — und
zwar bezogen auf das Kommunalinvestitionsférderungsgesetz.

Hinzu kommt, dass sich bei der abstrakten Normenkontrolle die Prifung des
Bundesverfassungsgerichts auf die Vereinbarkeit einer Norm mit allen in Betracht
kommenden Bestimmungen des Grundgesetzes unabhangig von den Rlgen der
Antragsteller erstreckt. Die Norm ist insoweit unter allen denkbaren
verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten Gegenstand des Verfahrens. Auch dies hat
das BVerfG am 29.11.2023 erneut unmissverstandlich hervorgehoben.
Verfassungsrechtlich ist es mithin irrelevant, ob von Seiten der Opposition im
Deutschen Bundestag ein Notsituationsbeschluss mitgetragen wird, da die
Tatbstandsmerkmale der vollstandigen Uberpriifung durch das BVerfG unterliegen.

3. Wenn auf die urspriinglich ,notlagenbedingte Kreditfinanzierung® hingewiesen wird, ist
deutlich hervorzuheben, dass zum Aufbauhilfegesetz 2021 vom 10.9.2021°% — anders
als fur die Corona-Hilfen — gerade kein Notlagen- oder besser: Naturkatastrophen-
Feststellungsbeschluss gefasst wurde*. Vielmehr wurde ,lediglich® die Errichtung eines
Sondervermdgens des Bundes beschlossen, nachdem die FDP-Bundestagsfraktion
bereits vier Wochen zuvor einen Gesetzentwurf eingebracht hatte, in dem vorgesehen
war, die finanziellen Mittel aus der bestehenden, 48,2 Mrd. Euro umfassenden
allgemeinen Ricklage des Bundes zu finanzieren.

Bei der Mittelzufihrung wurde mithin nicht von der Ausnahmeregelung des Art. 109
Abs. 3 S. 2, 115 Abs. 2 GG Gebrauch gemacht. § 4 Abs. 1 des Aufbauhilfefonds-
Errichtungsgesetzes lautet:

.Der Bund stellt dem Fonds Mittel in HOhe von bis zu 30 Mrd. Euro zur Verfiigung,
die der Bund im Jahr 2021 in H6he von 16 Mrd. Euro und ab dem Jahr 2022 nach
MaRgabe des Haushaltsgesetzes zufiihrt.”

Ab 2022 sollte danach also eine Finanzierung aus dem Bundeshaushalt erfolgen.

4. Die gewahlte Formulierung,

,0b die Finanzierung weiterhin Uber die notlagenbedingte Kreditfinanzierung
erfolgen kann®,

22 BvF 1/18, Rn. 62.
3BGBI. I, 4147, dazu BT-Drs. 19/32039.
4 Dazu ausf.: Henneke, Die Verwaltung 2022, 399 (407).



richtet den Blick auf den insoweit zum Nachtragshaushaltsgesetz 2023 gefassten
Beschluss der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages vom 15.12.2023 gemal BT-
Drs. 20/9501 i.V.m. BT-Drs. 20/9676, in dem es zur Fluthilfe heif3t:

»+Auch im Hinblick auf die Flutkatastrophe im Sommer 2021 insbesondere in den
Landern Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz ergibt sich eine
aufdergewohnliche Notsituation, die sich der Kontrolle des Staates entzieht und
die staatliche Finanzlage erheblich beeintrachtigt. Das Sondervermdgen
Aufbauhilfe 2021 wurde vom Bund mit einem Finanzvolumen von 16 Mrd. Euro
ausgestattet. Angesichts des weiter bestehenden Erfordernisses zur Beseitigung
der Schaden im Ahrtal und den weiteren betroffenen Regionen und den hier
dargelegten sonstigen Grinden fir eine erhebliche Beeintrachtigung der
staatlichen Finanzlage, die einer Finanzierung durch Umschichtung
entgegenstehen, ist ein Beschluss gemal Art. 115 Abs. 2 S. 6 und 7 GG
erforderlich.”

Zur Diagnose der aufliergewodhnlichen Notsituation wird ausgefihrt:

.Im Hinblick auf die Flutkatastrophe des Sommers 2021 sind nach wie vor
erhebliche Anstrengungen des Bundes notwendig, um die vom Hochwasser
betroffenen Regionen schnell und langfristig beim Wiederaufbau zu
unterstutzen.”

Zur Absicht, die aulergewoOhnliche Notsituation durch erhdhte Kreditaufnahme
abzuwehren, zur Geeignetheit der geplanten MalBRnahmen zur Krisenbewaltigung
sowie zur begriindeten Diagnose ist im Beschluss vom 15.12.2023 hinsichtlich der
Fluthilfe dagegen durchweg schlicht ,Fehlanzeige” zu vermelden.

Zu den flankierenden gesetzlichen MaRnahmen wird demgegenuber ausgefuhrt:

,ourch die zur Abmilderung der auRRergewodhnlichen Notsituation notwendigen
Ausgaben des WSF-Energie und des Fonds Aufbauhilfe 2021 ist im Jahre 2023
eine Aufnahme von Krediten am Markt erforderlich, die die Regelgrenze nach Art.
115 Abs. 2 S. 2 u. 3 GG um rund 44,8 Mrd. Euro Uberschreitet. Der fir den WSF
vorgesehene Betrag in 2023 zur Bewaltigung der beschriebenen Notsituation
beeintrachtigt die Finanzlage des Bundes bereits erheblich. Der zur Beseitigung
der Hochwasserschaden unabweisbare Betrag verstédrkt diese erhebliche
Beeintrachtigung der Finanzlage des Bundes in 2023 weiter.*

Die Mehrheit der Mitglieder des Deutschen Bundestages attestiert den 2023 getatigten
Ausgaben des WSF-Energie in Hohe von 43,2 Mrd. Euro zutreffend eine erhebliche
Beeintrachtigung der Finanzlage des Bundes. Fir die sachlich und zeitlich
danebenstehende, ,sich ergebende” aultergewdhnliche Notsituation ,Aufbauhilfe* wird
dagegen fur sich genommen keine erhebliche Beeintrachtigung der staatlichen
Finanzlage angenommen, sondern ,Huckepack® zu den ,bereits® erheblichen
Ausgaben fir den WSF-Energie eine blo} ,weitere Verstarkung“ dieser erheblichen
Beeintrachtigung angefuhrt, obwohl die beiden Notlagen nichts miteinander zu tun
haben und daher je flr sich zu betrachten sind.

Zum Tilgungsplan wird in BT-Drs. 20/9676 Ziff. 13 ausgeflhrt:

,Die vom Bundeshaushalt 2023 aufgrund der Ausnahmeregelung gem. Art. 115
Abs. 2 S. 6 GG aufgenommenen Kredite zur Finanzierung einer Zuweisung an
das Sondervermogen Aufbauhilfe 2021 in Héhe von 1,6 Mrd. Euro werden in
Anlehnung an den am 3.6.2022 vom Deutschen Bundestag beschlossenen
Tilgungsplan ab dem Bundeshaushalt 2028 sowie in den folgenden 30
Haushaltsjahren zurtckgefihrt.*



Zu messen ist dieser Beschluss gem. Art. 115 Abs. 2 S. 6 und 7 GG bezogen auf die Fluthilfe
an den klaren Vorgaben im Urteil des BVerfG vom 15.11.2023, wo es zur Notlage und ihrer
Feststellung u.a. in den einschlagigen Passagen heildt:

.Der Begriff der ‘aulergewohnlichen Notsituation’ ist im Kontext des
Staatsschuldenrechts haushaltsrechtsspezifisch zu interpretieren (Rn. 105).
MaRgeblich ist insoweit ein Moment der Unbeherrschbarkeit des Ereignisses
(Rn. 109). Erforderlich ist, dass die Notsituation ursachlich zu einer Reaktion des
Staates fihrt, die sich in einer erheblichen Weise auf die ‘Finanzlage’ des Bundes
auswirkt und gerade deshalb die Rechtfertigung fiir eine Neuverschuldung bietet.
Der Finanzbedarf, der durch die Reaktion auf die Naturkatastrophe oder die
aulergewohnliche Notlage sowie durch mogliche vorbeugende Mallnahmen
entsteht, muss den Gesamthaushalt spirbar belasten (Rn. 111).

Ob eine Naturkatastrophe oder aulRergewodhnliche Notsituation vorliegt, die sich
der Kontrolle des Staates entzieht, unterliegt vollumfanglicher
verfassungsgerichtlicher Prifung. Es handelt sich um Rechtsbegriffe, deren
Auslegung und Anwendung gerichtlicher Kontrolle zuganglich ist (Rn. 116).

Fir die Frage, ab welcher konkreten Hohe des finanziellen Mehrbedarfs eine
erhebliche Beeintrachtigung der Finanzlage vorliegt, kommt dem Gesetzgeber
aber ein Einschatzungs- und Beurteilungsspielraum zu (Rn. 122).

Mit der genauen Bezeichnung der Notlage wird fiir die Offentlichkeit die Identitét
des geschichtlichen Vorgangs klargestellt und in transparenter Weise
verdeutlicht, zur Bewaltigung welcher Krise von der Ausnahmeregelung
Gebrauch gemacht wird (Rn. 130).

Je weiter das auslésende Ereignis in der Vergangenheit liegt, je mehr Zeit zur
Entscheidungsfindung gegeben ist und je entfernter die Folgen sind, desto
starker wird sich der Einschatzungs- und Beurteilungsspielraum des
Haushaltsgesetzgebers verengen, weil die Folgen seines Handelns mit der Zeit
besser abzuschatzen sind und so verhindert werden kann, dass die Ausnahme
der Uberschreitung der Kreditobergrenzen zur Regel wird (Rn. 138, wieder
aufgegriffen in Rn. 199). Macht der Gesetzgeber wiederholt innerhalb
aufeinanderfolgender Haushaltsjahre von der Maoglichkeit notlagenbedingter
Kreditmittel Gebrauch, so wachsen auch die Anforderungen an seine
Darlegungslasten. Je langer die Krise dauert und je umfangreicher der
Gesetzgeber notlagenbedingte Kredite in Anspruch genommen hat, desto
detaillierter hat er die Griinde fur das Fortbestehen der Krise und die aus seiner
Sicht weiter gegebene Geeignetheit der von ihm geplanten MaRnahmen zur
Krisenbewaltigung darzulegen (Rn. 151 sowie 199).”

Danach ist festzustellen:

a) Bezogen auf die Fluthilfe ist 2021 eine Notsituation nicht festgestellt worden.

b) Der Beschluss vom 15.12.2023 spricht lediglich davon, dass ,sich eine
aullergewOhnliche Notsituation ergibt‘. Von ihrer genauen Umgrenzung kann im
Beschluss vom 15.12.2023 keine Rede sein.

c) Dass es sich bei dem Betrag von 1,6 Mrd. Euro fir 2023 um eine ,erhebliche”
Beeintrachtigung der staatlichen Finanzlage handelt, die anders als durch
zusatzliche Kreditaufnahme nicht bewaltigt werden kann, kann ernstlich nicht die
Rede sein.

d) Hinzu kommt, dass das ausldsende Ereignis bereits Mitte 2021 stattgefunden hat,
so dass die Erkenntnis des BVerfG, dass verhindert werden muss,

,dass die Ausnahme der Uberschreitung der Kreditobergrenzen zur Regel wird*,



zumal bei einem Betrag von lediglich 1,6 Mrd. Euro voll zum Tragen kommt. Den
daraus zwingend folgenden erhéhten ,Anforderungen an seine Darlegungslasten®
ist der Gesetzgeber fir 2023 nicht gerecht geworden.

e) Fur 2024 fallt dem Deutschen Bundestag das Ergebnis der sorgfaltigen juristischen
Prifung damit meines Erachtens geradezu in den Schof}: Die Finanzierung der
Aufbaunhilfe hat mangels Vorliegens der Voraussetzungen des Art. 115Abs. 2 S. 6 —
8 GG aus dem Bundeshaushalt zu erfolgen, wie dies bereits in § 4 Abs. 1 des
Aufbauhilfefonds-Errichtungsgesetzes 2021 vorgesehen ist.

V.

Dass die Bundesregierung schon jetzt an der Fortsetzung der Ukraine-Hilfe im jeweils
gebotenen Umfang fir das gesamte Jahr 2024 festhalt und dies 6ffentlich erklart, ist in der
Sache nachdriicklich zu begriRen. In verfassungsrechtlicher Hinsicht stellt sich jedoch auch
insoweit die Frage nach der Zulassigkeit eines kunftigen Notlagebeschlusses. Dazu heif3t es
in der Mitteilung der Bundesregierung vom 19.12.2023:

»S0llten im Laufe des Jahres 2024 weitere erhebliche finanzielle Aufwendungen
fur die Unterstitzung der Ukraine, auch mit internationalen Partnern, Uber das
bisher veranschlagte Mal hinaus nétig werden, wird die Bundesregierung dem
Deutschen Bundestag vorschlagen, einen Uberschreitensbeschluss nach Art.
115Abs. 2 S. 6 u. 7 GG zu fassen, der voraussetzt, dass die staatliche Finanzlage
erheblich beeintrachtigt ware.*

Dass der russische Angriffskrieg auf die Ukraine mit den daraus resultierenden Malinahmen
des Bundes eine Notsituation, die sich der Kontrolle des deutschen Staates entzieht,
darzustellen vermag, steht aulder Frage. Malgeblich ist hier aber die Beantwortung der Frage,
worin kinftig im Gegensatz zur Ist-Situation das ,Moment der Unbeherrschbarkeit des
Ereignisses” konkret liegen soll und in welcher Héhe die staatliche Finanzlage dadurch mehr
als vorhergesehen erheblich beeintrachtigt wird. Insoweit bedirfte es im Fall des Falles einer
sehr genauen Bezeichnung der ,neuen Notlage“, der geeigneten MalRnahmen und der daflr
erforderlichen Kredith6he sowie der prazisen Abgrenzung zur Ist-Situation. Es misste also
dargelegt werden, warum eine Identitat des geschichtlichen Vorgangs nicht mehr gegeben ist
und welche zusatzlichen Mallnahmen mit welchen finanziellen Folgen daraus resultieren.

Auflerdem wirft gerade die Ankindigung von Mitte Dezember 2023 als solche vor
Verabschiedung des Bundeshaushalts 2024 die Frage auf, warum darauf nicht im Haushalt
LPuffer’ im Rahmen der zulassigen strukturellen Neuverschuldung in Verbindung mit der
Konjunkturkomponente vorgesehen werden kénnen.

V.

Schlief3lich stellt sich — wie bereits beim Nachtragshaushalt 2023 — die Frage, wie die weiterhin
bestehenden Sondervermdgen mit Blick auf die verfassungsrechtlichen Vorgaben der Artikel
109 Abs. 3, 115 Abs. 2 und 110 GG zu behandeln sind, die der Bundesrechnungshof in seinen
Stellungnahmen zu den Anhérungen des Bundestagshaushaltsausschusses am 21.11.2023
und 5.12.2023 im Detail aufgelistet hat.

1. Nach Auffassung des Bundesrechnungshofs muss die kassenmalige
Kreditfinanzierung samtlicher der Schuldenregel unterworfener Sondervermdgen
jahresbezogen bei der Berechnung der in die Schuldenregel einzubeziehenden
Kreditaufnahme berticksichtigt werden. Die Ausfiihrungen des BVerfG seien insoweit
eindeutig: Anhaltspunkte fir eine differenzierte Bewertung lagen nicht vor. Die
Prinzipien der Jahrlichkeit, Jahrigkeit und Falligkeit beanspruchten auch Geltung fir
Kreditaufnahmen von wund fir Sondervermégen, weshalb die allgemeinen



Anforderungen aus dem Zeitbezug der Schuldenbremse im Grundsatz anwendbar
blieben. Kredite seien daher im Jahr ihrer kassenmafigen Aufnahme fir die
Anwendung der Schuldenregel relevant. Bundeshaushalt und Sondervermoégen seien
dabei als Einheit zu betrachten, so dass die 2021 geanderte Buchungspraxis bei
Sondervermdgen ohne eigene Kreditermachtigung nicht mehr zur Anwendung
kommen durfe und kreditfinanzierte Ausgaben von Sondervermdgen wieder
vollumfanglich im Jahr ihrer Kassenwirksamkeit fir die Berechnung der zulassigen
Kreditaufnahme zu bericksichtigen seien.

Demgegeniber hat Johannes Hellermann im Auftrag des BMF im Dezember 2023 ein
Kurzgutachten erstellt, das zu einem differenzierten Ergebnis kommt. Wenn die
Finanzmittel von Sondervermdgen aus nicht kreditfinanzierten Quellen stammten, sei
das BVerfG-Urteil nicht einschlagig, da sich die Entscheidung allein mit der
verfassungsrechtlich zulassigen Verschuldung des Bundes und hierauf gestitzte
Zufuhrungen aus Sondervermdgen befasse. Dieser Befund weicht insoweit von den
Darlegungen des Bundesrechnungshofs nicht ab, da Art. 109 Abs. 3, 115 Abs. 2 GG
insoweit nicht einschlagig sind.

Naher erortert Hellermann sodann die Frage, ob die Grundsatze der Jahrlichkeit,
Jahrigkeit und Falligkeit in der Auslegung durch das BVerfG auch auf regulare
Kreditermachtigungen im Rahmen des Art. 109 Abs. 3 S. 1 und 4, 115 Abs. 2 S. 2 GG
zu erstrecken seien.

Dabei ist es in der Tat so, dass nur bei Kreditermachtigungen aufgrund einer
festgestelliten Notlage bei einer Ubertragung in nachfolgende ,Normaljahre* ein
Transfer der notlagenbedingt erweiterten Verschuldungsspielrdume in Haushaltsjahre
stattfinden wirde, in denen diese Spielrdume verfassungsrechtlich nicht mehr
bestehen, was zu einer verfassungsrechtlich unzulassigen, die drei aufeinander
abgestimmten Konstellationen der Schuldenbremse aushebelnden erweiterten
Kreditaufnahme durch ,Ansparung notlagenbedingter Kreditermachtigungen® flihren
wurde.

Bei der Ausschépfung regularer Kreditermachtigungen in Normaljahren ist diese
Gefahr dagegen nicht gegeben. Wenn die zur Finanzierung von Sondervermdégen
vorgesehene Nettokreditaufnahme komplett im Haushalt des Ursprungsjahres gebucht
und ausgewiesen wird, ist sie auf die zulassige Hohe der Kreditaufnahme nach Art. 109
Abs. 3 S. 1 und 4, 115 Abs. 2 S. 2 GG anzurechnen und schmalert folglich in diesem
Haushaltsjahr in voller Héhe den zuldssigen zur Finanzierung des Kernhaushalts zur
Verfigung stehenden Kreditrahmen. Mit dieser — Spielrdume erweiternde
Notsituationen nicht erwdhnenden - Begrindung ist die Veranderung der
Buchungsregeln auf S. 127 des Koalitionsvertrages der Ampelkoalition mit den Worten
aufgenommen worden:

-Entsprechend wird die Befiillung eines Sondervermdgens als Abfluss aus dem
Kernhaushalt den Verschuldungsspielraum reduzieren.*

Insoweit hat Hellermann in seiner — allein auf Art. 109 Abs. 3, 115 Abs. 2 GG bezogenen
— Schlussfolgerung Recht, dass in der intertemporalen Betrachtung keine Erweiterung
der nach der Schuldenbremse in jedem Haushaltsjahr bestehenden regularen
Verschuldungsspielrdume stattfindet.

Die weitere Frage ist allerdings, welche Schlussfolgerung aus diesem differenzierenden
Befund zu ziehen ist.

Hellermann meint, dass die besseren Grinde flr einen Umkehrschluss sprachen, dass
also die grundséatzliche Verpflichtung des Haushaltsgesetzgebers,



Kreditermachtigungen nicht Gberjahrig Ubertragbar auszuweisen, fir den Bereich der
regularen Kreditermachtigungen Ausnahmen weiterhin zulasse, so dass bei
Sondervermdgen eine Ausnahme vom Grundsatz der Jahrigkeit gerechtfertigt sei. Das
auf die Verfassungsgrundsatze der Jahrlichkeit, Jahrigkeit und Falligkeit gestutzte Verbot
der Ubertragung von Kreditermachtigungen zum Zwecke der Finanzierung von
Sondervermdgen sei danach auf Kreditermachtigungen im Rahmen des regularen
Verschuldungsspielraums gem. Art. 115 Abs. 2 S. 2 GG nicht zu Ubertragen. Vom BVerfG
sei Uberdies eine bestimmte Buchungstechnik nicht als unzulassig beurteilt worden. Die
aus regularer Kreditaufnahme beflllten Ricklagen von Sondervermégen kdnnten daher
ohne Anrechnung auf die Verschuldungsgrenzen fiir die Jahre 2023 ff. weiter genutzt
werden.

Die Antwort auf die Frage der Ubertragbarkeit ist allerdings nicht allein in Art. 109 Abs. 3
GG und 115 Abs. 2 GG, sondern auch in Art. 110 GG zu suchen.

D.h.: Es missen die Voraussetzungen beider Verfassungsvorschriften erfiillt sein, da Art.
110 GG nicht lediglich eine ,Unterstitzungsfunktion® fur Art. 109 Abs. 3 GG zukommt.
Das bedeutet, dass allein aus der Tatsache, dass in der ,Normalsituation“ der Art. 109
Abs. 3 S. 1und 4, 115 Abs. 2 S. 2 GG anders als bei der Notfallsituation nach Art. 109
Abs. 3 S. 2, 2 Alt., 115 Abs. 2 S. 6 GG nicht die Gefahr einer unzulassigen, in kinftige
Jahre verschobenen Ausweitung von Kreditermachtigungen droht, noch nicht im
Umkehrschluss folgt, dass Ausnahmen von den Grundsatzen der Jahrlichkeit, Jahrigkeit
und Falligkeit ohne Weiteres zulassig sind.

Das BVerfG stellt bei seiner Verknupfung der Vorschriften der Art. 109 Abs. 3 und 110
GG in Rn. 157 malgeblich auf die Grundentscheidung zum Verbot struktureller
Neuverschuldung in Art. 109 Abs. 3 S. 1 GG ab und verweist bezogen auf das Prinzip
der Jahrigkeit explizit auf in Rn. 160 aufgefuhrte, im Einzelnen nachgewiesene normativ
geregelte Durchbrechungen und eine Ausnahme in § 18 Abs. 3 BHO. In Rn. 164 greift
es diese Verknupfung zwischen der Grundnorm des Art. 109 Abs. 3 S. 1 GG und den
Haushaltsgrundsatzen der Jahrlichkeit, Jahrigkeit und Falligkeit mit der Folge wieder auf,
dass die Vorgaben zur Kreditaufnahme des Bundes in allen drei Konstellationen der Art.
109 Abs. 3, 115 GG

,den Prinzipien der Jahrlichkeit, Jahrigkeit und Falligkeit folgen missen®,

was einerseits einen allgemeinen Umkehrschluss vom Verbot bei der Notlage auf eine
Zulassigkeit im Normalfall ausschlie3t, andererseits aber — im Einzelnen zu normierende

~spezifische Modifikationen unter Riicksicht auf die sachlichen und funktionalen
Besonderheiten der Vorschriften zur Kreditaufnahme nicht ausschlief3t”, —

wie die ausdrticklich angesprochenen §§ 27 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 — 4 HGrG, 18 Abs. 3,
45 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 — 4 BHO belegen.

In Rn. 168 wird generalisierend — und normativ gerade ohne Bezug zur Notfallsituation
— herausgestellt, dass

Lfur die zeitliche Zuordnung der Kreditermachtigungen in Bezug auf einzelne
Jahre und die entsprechenden Obergrenzen fir die Kreditaufnahme die
tatséchliche Aufnahme der Kredite maldgeblich sein soll“,

was in Rn. 169 durch die weitere Erwagung flankiert wird,



.,dass die Begrenzungen im Staatsschuldenrecht eine zeitliche, nach
Rechnungsjahren gestaffelte Schutzwirkung zugunsten spaterer Haushalte
entfalten sollen®.

All dies spricht sehr deutlich dafiir, dass flir den Haushalt und kreditfinanzierte
Sondervermogen verfassungsrechtlich einheitliche Buchungsregeln anzuwenden sind,
wenn nicht ausdrucklich begrindete normative Ausnahmen vorgesehen werden.

Bestatigt wird dieser Befund schlieBlich durch die verstarkende, einen erst recht-
Schluss statt einen Umkehrschluss nahelegende Wendung in Rn. 171, das sich

.die Geltung der Grundsatze der Jahrlichkeit, Jahrigkeit und Falligkeit im
Staatsschuldenrecht auch auf die Ausnahmeregelung des Art. 109 Abs. 3 S. 2
i.V.m. Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG erstreckt.”

Der Hinweis in Rn. 173, dass

»im Unterschied zu gewohnlichen Kreditermachtigungen (Art. 110 Abs. 4 S. 2 GG
i.V.m. § 18 Abs. 3 BHO) fir notlagenbedingte Kreditermachtigungen keine
normierte Ausnahme von den Grundsatzen der Jahrigkeit und Jahrlichkeit"

existiert, stellt gerade kein Einfallstor flir Ausnahmen dar, sondern beschrankt sich auf
die wiedergegebene normativ konkret geregelte Konstellation.

Prof. Dr. Hans-Ginter Henneke



Prof. Dr. Hans-Giinter Henneke Berlin, d. 9.1.2024
Regensburger Str. 33a
10777 Berlin

Aufgrund der Vorlage von BT-Drs. 20/9999 vom 8.1.2024 erganze ich meine Stellungnahme
vom 27.12.2023 wie folgt:

Mit der Formulierungshilfe fir den Entwurf eines 2. Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 wird
bezogen auf das Urteil des BVerfG vom 15.11.2023 eingangs ausgefuhrt:

.Das BVerfG hat mit seinem Urteil vom 15.11.2023 (2 BvF 1/22) die Auslegung der
finanzverfassungsrechtlichen Vorgaben im Zusammenhang mit Art. 115 Abs. 2 GG
grundsatzlich prazisiert"

und mit der erstmaligen Charakterisierung ,grundséatzlich prazisiert® eine durchaus der
Situation der intentionsgemafien Auslegung der 2009 geschaffenen Schuldenbremse durch
das BVerfG angemessene Einordnung vorgenommen.

In den Wochen zuvor klang das allerdings vdllig anders:
In seiner Regierungserklarung vom 28.11.2023 fuhrte Bundeskanzler Scholz u.a. aus:

»Vieles im Umgang mit der Schuldenbremse war bislang rechtlich eher nicht eindeutig
geklart. Das Urteil schafft eine neue Realitat, die es allerdings schwieriger macht, wichtige
und weithin geteilte Ziele fir unser Land zu erreichen.”

Und noch in seiner Neujahrsansprache aul3erte er sich am 31.12.2023 mit den Worten:

»unser Land wurde zu lange auf Verschleil gefahren. Deshalb investieren wir jetzt. All das
ist vor dem Hintergrund des weitreichenden Urteils des BVerfG von Mitte November nicht
einfacher geworden. Nicht alle Vorhaben, die wir in den Blick genommen hatten, werden
wir umsetzen kénnen.*

Andere betonten die vermeintliche Verantwortung des BVerfG fiir die eingetretene Lage noch
starker. So heil’t es in einem Pressestatement des BMWK vom 13.12.2023:

~Auch wenn durch das Urteil mit einem Schlag 60 Mrd. Euro aus der Rucklage gestrichen
werden mussten...*

Die SPD verlautbarte am gleichen Tag:

LAll das ist nicht nur durch das weitreichende Urteil des BVerfG notwendig geworden,
sondern vor allem durch starre Regeln der Schuldenbremse, die nicht mehr in die Zeit
passen und unser Land unnétig ausbremsen.”

Und selbst am 8.1.2024 &uferte sich Vizekanzler Habeck in der ZDFheute-Sendung mit den
Worten:

,Die Union hat geklagt, damit Geld gespart wird und die Karlsruher Richter haben ihnen
Recht gegeben. Die Konsequenz ist, dass gespart werden muss. Jetzt versuchen wir die
Lasten mdglichst gleich zu teilen, so dass die Bauern auch ein Stuck weit die Last tragen
missen. Sonst mussten andere mehr Last tragen. Das ware aber auch nicht fair.*



Aus alledem kénnte man die Schlussfolgerung ableiten, als sei es das BVerfG gewesen,
welches seinerseits eine aullergewdhnliche Notsituation hervorgerufen habe, die sich
jedenfalls der Kontrolle von Parlament und Regierung entzogen und die Finanzlage des
Bundes erheblich beeintrachtigt habe.

Insofern ist Jasper von Altenbockum zuzustimmen, wenn er in der FAZ vom 8.1.2024, Fatale
Signale, S. 1 u.a. ausflhrt:

.Die Regierung, allen voran das Kanzleramt und das Bundesfinanzministerium, konnten
nicht ernsthaft damit rechnen, einen ruhigen Haushaltsherbst zu erleben. Nicht das BVerfG
war mit seiner Entscheidung zur Schuldenbremse die Uberraschung, sondern
Uberraschend war, dass die Bundesregierung Uberrascht war. Mit ihrer Reaktion — schuld
seien Karlsruhe und die Schuldenbremse — verbreitete sie allerdings ein Signal, das sich
nun als fatal erweist. Wenn sich schon die Bundesregierung als die unschuldig
Leidtragende einer hdchstrichterlich ausgelegten Schuldenbremse hinstellt, missen sich
Landwirte erst recht als Opfer ungerechtfertigter Kirzungen fihlen. So hdéhlt man in
Berliner Ministerien und Parteizentralen aus, was mit breiter Mehrheit im Bundestag einmal
beschlossen wurde.*

Dabei muss deutlich darauf hingewiesen werden, dass der vom Bundesgesetzgeber
eingesetzte Unabhangige Beirat des Stabilitatsrats insbesondere in seinen jeweils
einstimmigen Stellungnahmen vom 7.12.2021 und vom 9.12.2022 deutlich auf die
bestehenden verfassungsrechtlichen Risiken hingewiesen und dies auch in den gemeinsamen
Pressekonferenzen mit dem Bundesfinanzminister und den FMK-Vorsitzlandern dargelegt hat.

Hatte der Bundesgesetzgeber dem Unabhangigen Beirat nach § 8 Abs. 1 und 3
StabilitatsratsG nicht nur die Aufgaben zugewiesen, den Stabilitatsrat bei der Uberwachung
der Einhaltung der Obergrenze des strukturellen gesamtstaatlichen Finanzierungsdefizits
nach § 51 Abs. 2 HGrG zu unterstlitzen, sondern ebenso bei dessen 2020 nach Art. 109a Abs.
2 GG, § 6 StabilitatsratsG hinzugetretener Aufgabe der Uberwachung der Einhaltung der
Verschuldungsregel des Art. 109 Abs. 3 GG durch den Bund und alle einzelnen Lander zu
unterstutzen, was bisher nicht geregelt worden ist, hatten der Bund, die Lander und der
Stabilitatsrat nicht stillschweigend Uber folgende hier auszugsweise wiedergegebene und
weitere Warn- und Weckrufe hinwegsehen kénnen.

So heil’t es in der 17. Stellungnahme vom 7.12.2021 in der Zusammenfassung auf S. 4:

~Aus Sicht des Beirats widerspricht es der Intention der Schuldenbremse, die fiir die Jahre
2020 und 2021 geltende Ausnahmeklausel daftr zu nutzen, nicht krisenbezogene
MalBnahmen zu finanzieren oder vorzufinanzieren. Dies wirde auch erhebliche
verfassungsrechtliche Risiken bergen. Jedes Uberschreiten der reguldren Obergrenze ist
konkret mit der Notsituation und den damit verbundenen unabweisbaren Budgetlasten zu
begrinden.”

In der Stellungnahme heift es sodann auf S. 26:

.Mit dem Koalitionsvertrag verpflichtet sich die neue Bundesregierung zwar perspektivisch
auf die Einhaltung der reguldren Obergrenze der Schuldenbremse. Offenbar sollen aber
Festlegungen zur Schuldenbremse des Bundes, die sich etwa auf die Sondervermoégen
beziehen, so geandert werden, dass im bestehenden Umfeld erhebliche zuséatzliche
Finanzierungsspielraume genutzt werden kénnen. Das verfassungsrechtliche Ziel der
Schuldenbremse wiirde damit aber faktisch ausgehohlt und ihre Bindungswirkung
geschwacht. Aus Sicht des Beirats ist es wichtig, dass die Schuldenbremse auch kiinftig
die Tragfahigkeit der Staatsfinanzieren absichert und die Einhaltung der europdischen
Regeln gewahrleistet.

In der Offentlichkeit wurden im Vorfeld der Bildung der neuen Bundesregierung Vorschlage
diskutiert, zusatzliche finanzielle Spielrdume zu schaffen, indem die Schuldenbremse



umgangen oder ausgehebelt wird. Ahnliche Anséatze sind offenbar auch in der
Koalitionsvereinbarung enthalten'. Der Beirat merkt hierzu kritisch an:

Die mit der Corona-Notlage begriindete Aktivierung der Ausnahmeklausel soll wohl
eingesetzt werden, um nicht krisenbezogene Mallnahmen zu finanzieren bzw.
vorzufinanzieren. Aus Sicht des Beirats widerspricht dies der Intention der
Ausnahmeklauseln und birgt erhebliche verfassungsrechtliche Risiken.

Die Ausnahmeklausel bezieht sich auf aulRergewdhnliche Notsituationen, die sich der
Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeintrachtigen.
Sie ist nicht daflir gedacht, andere Ausgaben oder Abgabensenkungen auflerhalb der
regularen Obergrenze zu finanzieren. Auch Sondervermdgen oder andere Extrahaushalte
sollten nicht auf Basis der Ausnahmeklausel fir andere Zwecke vorfinanziert werden
konnen. Eine etwaige Uberschreitung der regularen Obergrenzen wére daher konkret mit
der Notsituation und unabweisbaren Budgetlasten zu begriinden und abzuleiten.

So hat auch jingst der StGH des Landes Hessen in Bezug auf die Schuldenbremse
Hessens entschieden, die mit der Bundesregel weitgehend identisch ist: Wird vom
Neuverschuldungsverbot der Landesschuldenbremse abgewichen, so mussen demnach
die Kreditermachtigung und die kreditfinanzierten MaRnahmen zur Krisenbewaltigung
geeignet und erforderlich sein und in einem angemessenen Verhaltnis zum Ausmal} der
Krise stehen.”

In der 19. Stellungnahme vom 9.12.2022 hat der Beirat bereits in der Zusammenfassung auf
S. 2 ausgefuhrt:

~Wahrend die europaischen Fiskalregeln auf das jahrliche gesamtstaatliche Defizit unter
Berlicksichtigung aller Schattenhaushalte abstellen, gelten die Regelungen fir die
Schuldenbremse des Bundes wegen der geanderten Buchungspraxis fur Sondervermégen
nur noch eingeschrankt. Insgesamt verfligen Sondervermdgen des Bundes fir die
kommenden Jahre Uber kreditfinanzierte Defizitspielrdume von rund 400 Mrd. Euro. Den
Uberwiegenden Teil davon erlangte der Bund Uber die Ausnahmeklausel im laufenden und
in den vergangenen Jahren.

Die umfangreichen Notlagenkredite des WSF-Energie... machen die Staatsfinanzen
expansiv... Insofern sprache aus Sicht des Beirats sowohl im Hinblick auf die europaischen
Regeln als auch auf die Intention der Schuldenbremse einiges daflir, die Notlagenkredite
enger zu begrenzen, indem die MaRnahmen starker fokussiert... werden.

Auch auf der Landerebene wird mitunter auf umfangreiche Ausnahmeklauseln,
Nebenhaushalte und Vorfinanzierungen kinftiger Ausgaben iber Notlagenkredite gesetzt.
Es ist kaum mehr moglich, einen Uberblick (iber die jeweiligen Vorgehensweisen der
Lander zu erhalten.

Dariber hinaus sind auf der Landerebene Vorgange festzustellen, die die Glaubwirdigkeit
und Bindungswirkung der Schuldenregeln zu beschranken drohen. Exemplarisch gehéren
hierzu:

- Die Nutzung von Notlagenkrediten als Puffer fir kiinftige Vorhaben — unter Umstanden
auch ohne engeren Krisenbezug.

- Die Ubernahme von Schulden, die auf der Gemeindeebene in den Vorjahren unter der
Kommunalaufsicht des Landes entstanden sind, durch das Land Rheinland-Pfalz.

- Die Einrichtung des Transformationsfonds im Saarland, der unter Ruckgriff auf die
Ausnahmeklausel strukturelle Vorhaben in den kommenden Jahren finanzieren soll.

Hierzu merkt der Beirat an:

' Die Koallitionsvereinbarung stammt ebenfalls vom 7.12.2021.



Entziehen sich die Bundeslander der Verpflichtung, ihren Anteil zur Einhaltung der fir alle
Gebietskdrperschaften bindenden gesamtstaatlichen Vorgaben zu leisten, sind die
gesamtstaatlichen Regelvorgaben nicht zu halten.”

Eine Detailierung dieser Zusammenfassung erfolgt in der Stellungnahme auf S. 19 — 24,

Im gesamtstaatlichen Interesse sollte deshalb eine Aufgabenerweiterung des Unabhangigen
Beirats des Stabilitatsrats sorgsam gepruft werden.

Prof. Dr. Hans-Ginter Henneke
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I. Die iiberwindbare Haushaltskrise und die Schuldenbremse
1. Dominoeffekt — die iiberwindbare Haushaltskrise als Chance

Es gibt kaum eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, die einen so direk-
ten Einfluss auf die Politik hatte wie das Grundsatzurteil zur Schuldenbremse vom
15. November 2023.! Unmittelbar erkldrte das Gericht eine Kreditermichtigung in
Hohe von 60 Mrd. Euro des Klima- und Transformationsfonds fiir verfassungswid-
rig und nichtig. Doch greift die Entscheidung deutlich iiber dieses Sondervermogen
hinaus.

Nach den Angaben des Bundesrechnungshofs fiihrt der Bund gegenwartig 29 Son-
dervermogen, die im Umfang von rund 869 Mrd. Euro werthaltig, in Hohe von 780
Mrd. Euro jedoch kreditfinanziert sind. Ende 2022 lag das Verschuldungspotenzial
bei 522 Mrd. Euro. Der Rechnungshof hélt es daher fiir treffender, nicht von Son-
dervermdgen, sondern von ,,Sonderschulden® zu sprechen.? Die Sonderschulden des
Bundes und entsprechende Sondervermdgen der Bundeslédnder scheinen in Teilen
die Schuldenbremse des Grundgesetzes in der aktuellen Deutung des Bundesverfas-
sungsgerichts zu verletzen. Letztlich ist die gesamte Schuldenpolitik des deutschen
Staates verfassungsrechtlich zu priifen. Es kommt gegenwirtig zu einem erheblichen
Dominoeffekt, der zeitnah zu erfassen und dem sodann hinreichend zu begegnen ist.
Ganz in diesem Sinne stellt der Entwurf des nunmehr beschlossenen Nachtragshaus-
haltsgesetzes 2023* ausdriicklich seine Vorldufigkeit fest, weil die Folgen des Ur-
teils in der Kiirze der Zeit nicht fiir alle Sondervermdgen des Bundes zu erfassen
waren.* Es konnte zu einem Nachtrag zum Nachtragshaushalt kommen. Deutschland
befindet sich in einer Haushaltskrise.

Diese Krise hitte man der Politik gerne erspart. Doch muss die Politik den Verfas-
sungsverstof} verantworten. Die Krise ist ernst, aber bereits angesichts der Entwick-

1 BVerfG, Urt. v. 15.11.2023 — 2 BvF 1/22, NJW 2023, 3775 — Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 2021; siche hierzu und
auch zum Folgenden G. Kirchhof, Die Schuldenbremse — eine Haushaltskrise als Chance in der Zeitenwende, NJW 2023,
3757 ff.

2 Bundesrechnungshof, Bericht nach § 88 Absatz 2 BHO an das Bundesministerium der Finanzen iiber die Sonderver-
mogen des Bundes und die damit verbundenen Auswirkungen auf die Haushaltstransparenz sowie die Funktionsfahigkeit
der Schuldenregel, I 2 — 0002060, 25.8.2023, S. 6 f., 20.

3 Siehe hierzu die entsprechende Mitteilung des Bundestages (https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023
/kw50-de -nachtragshaushalt-980612, Abruf: 10.1.24).

4 Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Gesetzes iiber die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan fiir
das Haushaltsjahr 2023 (Nachtragshaushaltsgesetz 2023), 27.11.2023, BT-Drs. 20/9500, S. 5, 14 (Zitat): ,,Weitere Aus-
wirkungen auf die Sondervermdgen des Bundes werden gepriift. Es ist vor dem Hintergrund des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts noch nicht abschliefend geklért, welche Riicklagen bestehender Sondervermdgen noch in welchem Umfang
genutzt werden konnen.*
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lung der Gesamtsteuereinnahmen Deutschlands iiberwindbar. Diese Einnahmen ha-
ben sich in den letzten zehn Jahren von rund 600 auf 900 Mrd. Euro und damit um
50 Prozent erhoht.”> Das Volumen des Bundeshaushalts stieg insbesondere zwischen
2019 und 2021 von 356 iiber 508 auf 572 Mrd. Euro. Dieser aullergewohnliche An-
stieg wurde zurlickgenommen, als der Haushalt im Jahr 2022 unter 500 Mrd. Euro
lag.® Der Bund musste sich nach Jahren erheblich erhohter Haushalte wieder auf
weniger Finanzkraft einstellen. Doch prognostiziert der Arbeitskreis ,,Steuerschat-
zungen* bis 2028 jdhrliche Steigerungen der Gesamtsteuereinnahmen zwischen 30
und 50 Mrd. Euro.” Die Haushaltskrise ist {iberwindbar. Letztlich bietet sie die
Chance, in den gegenwirtigen Wendezeiten grundlegend iliber den Auftrag der 6f-
fentlichen Hand nachzudenken.®

2. Die Schuldenbremse und die Tilgungspflichten des Grundgesetzes

Staatsschulden diirfen gem. Art. 109 Abs. 3 und Art. 115 Abs. 2 GG nur in vier
Ausnahmefillen aufgenommen werden. Der Bund kann sich — erstens — ohne weite-
re Begriindung jéhrlich in Hohe von 0,35 Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP)
durch Schulden finanzieren. Diese beschrinkte, nicht qualifizierte Kreditaufnahme
des Bundes erlaubt diesem eine bemerkenswert flexible Verschuldung, die den Lén-
dern nicht offensteht (sog. Verschuldungsverbot der Lander). Bund und Lénder diir-
fen — zweitens — ganz im Sinne John Maynard Keynes konjunkturbedingte Kredite
aufnehmen, um die Auswirkungen einer von der Normallage abweichenden kon-
junkturellen Entwicklung im Auf- und Abschwung symmetrisch zu beriicksichtigen.
Die Kredite sind nach der Krise konjunkturgerecht zuriickzufiihren. Drittens diirfen
in Fallen von Naturkatastrophen und — viertens — von aullergewohnlichen Notsitua-
tionen, die sich beide der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanz-
lage erheblich beeintrachtigen, die notwendigen finanziellen Gegenmalinahmen
durch Schulden finanziert werden. Auch hier sind Tilgungsplidne in einfachen Par-

lamentsbeschliissen’

vorzusehen, damit die Kredite in einer angemessenen Zeit zu-
riickgefithrt werden.'® Beide Ausnahmen erfordern ein Ereignis von besonderer
Schwere mit erheblichen finanziellen Auswirkungen, das plotzlich und unerwartet
auftritt oder rasch an Dramatik gewinnt. Lange vorhersehbare Entwicklungen wie

der Klimawandel oder die demografische Wende rechtfertigen keine o6ffentlichen

5 Destatis, Steuereinnahmen Deutschland, Dezember 2023.

¢ Insgesamt https://www.bundeshaushalt.de/DE/Bundeshaushalt-digital/bundeshaushalt-digital.html (Abruf: 10.1.24).
7 BMF, Monatsbericht November 2023, S. 11.

8 Hierzu sogleich unter V.

® BVerfG, Urt. v. 15.11.2023 — 2 BvF 1/22, NJW 2023, 3775 (Rn. 113) — Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 2021.

10 Art. 109 Abs. 3 S.2 Var. 2 u. 3, S. 3, Art. 115 Abs. 2 S. 6 ff. GG.
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Kredite, obwohl beide Herausforderungen nachhaltige Anstrengungen und einen
erheblichen Finanzbedarf erfordern. Auch positive Ereignisse wie die Wiederverei-
nigung konnen Schulden verfassungsrechtlich begriinden. Ein zyklischer Konjunk-
turverlauf fallt aber auch bei schweren Ausschldgen unter die Konjunkturkomponen-
te und ist daher keine auBBergewohnliche Notsituation im Sinne der Schuldenbrem-
se.!! Miissen Menschen eine Krise wie die Pandemie meistern, sollen sie nicht auch
noch durch hohere Steuern belastet werden, um die Gegenmaflnahmen zu finanzie-
ren. Die Schulden sind nach der Krise zeitnah zuriickzufithren. So wird die finanzi-
elle Handlungsfahigkeit des Staates gewahrt, die schuldenbedingte Abhéngigkeit
vom Finanzmarkt reduziert und der nichsten Generation werden keine weiteren Las-
ten aufgebiirdet.

3. Das Grundsatzurteil des Bundesverfassungsgerichts

Das Bundesverfassungsgericht priift vollumfanglich, ob eine Naturkatastrophe oder
auBBergewOhnliche Notsituation vorliegt. Einschitzungs- und Beurteilungsrdume ste-
hen dem Gesetzgeber offen, wenn er die Notsituation und die durch sie hervorgeru-
fene erhebliche Beeintrichtigung der Finanzlage darlegt.'? In seinem Grundsatzurteil
hat das Bundesverfassungsgericht die Schuldenbremse sodann in vier Kernaussagen
prazisiert. Erstens wird der Veranlassungszusammenhang zwischen dem aullerge-
wohnlichen Ereignis, das die Kreditaufnahme rechtfertigt, und den Schulden ge-
starkt. Neues verfassungsrechtliches Terrain betreten die Richter, indem sie — zwei-
tens — die haushaltsrechtliche Vorherigkeit stiarken, drittens die Jahrlichkeit auf die
Schuldenbremse anwenden und — viertens — den Nachtragshaushalt nicht fiir unver-
einbar mit dem Grundgesetz, sondern fiir nichtig erkliren.'> Auch bei zukiinftigen
Verletzungen der Schuldenbremse ist nun mit diesem richterlichen Rechtsfolgenaus-
spruch zu rechnen. In den klar begrenzten Ausnahmen und in dieser Rechtsfol-
genentscheidung konkretisiert das Bundesverfassungsgericht die Grundsatzentschei-
dung der Miitter und Viter des Grundgesetzes, die Schulden der 6ffentlichen Hand
klar zu begrenzen.

' BVerfG, Urt. v. 15.11.2023 — 2 BvF 1/22, NJW 2023, 3775 (Rn. 103 ff,, insbes. 103, 106, 110) — Zweites Nachtrags-
haushaltsgesetz 2021.

12 BVerfG, Urt. v. 15.11.2023 — 2 BvF 1/22, NJW 2023, 3775 (Rn. 115 ff,, insbes. 116, 122 f.) — Zweites Nachtragshaus-
haltsgesetz 2021.

13 BVerfG, Urt. v. 15.11.2023 — 2 BvF 1/22, NJW 2023, 3775 (Rn. 99 ff.) — Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 2021.
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II. Die Naturkatastrophe im Ahrtal rechtfertigt 2024
keine Bundeskredite

1. Kredite von bis zu 2,7 Mrd. Euro fiir den Aufbauhilfefonds 2021
im Jahr 2024?

Aufgrund der Haushaltskrise wird gegenwartig erwogen, der Bund solle im Jahr
2024 Kredite in Hohe von bis zu 2,7 Mrd. Euro aufnehmen, um so Ausgaben des
Aufbauhilfefonds 2021'* zu finanzieren.!> Das Sondervermogen wurde im Jahr 2021
geschaffen, um den Folgen des Starkregens und der Flutkatastrophe im Ahrtal zu
begegnen. Erfasst sind Beeintrachtigungen von Privathaushalten, Religionsgemein-
schaften, des Nahverkehrs und weiterer Infrastrukturen.'® Betroffen war vor allem
das Ahrtal und damit eine Region in den Landern Nordrhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz. In deutlich geringerem Umfang erreichten die Hilfen die Freistaaten
Bayern und Sachsen.!” So stellt sich die verfassungsrechtliche Frage, ob die fiir das
Haushaltsjahr 2024 erwogenen Ausnahmekredite die grundgesetzliche Schulden-
bremse des Bundes verletzen.

2. Keine erhebliche Beeintrichtigung der Finanzlage des Bundes

Das Unwetter und das Hochwasser im Ahrtal waren eine Naturkatastrophe. Der Ver-
lust an Menschen und die Trauer um die Toten hilt an. Die Schiden insbesondere an
Gebduden und Infrastrukturen sind noch nicht vollstindig behoben. Die Finanzver-
fassung regelt auch angesichts solcher tiefgreifender Folgen die Finanzen des Bun-
desstaates. In diesem niichternen Blick ist von vornherein zweifelhaft, ob die Natur-
katastrophe im Ahrtal Schulden des Bundes rechtfertigen konnte. Ein Hochwasser in
Passau, eine Explosion in Paderborn oder der Einsturz eines Wohngebaudes in Pots-
dam sind trotz der gravierenden Folgen vor Ort keine bundesweiten Notlagen. Bun-
desschulden sind aber nur zulédssig, wenn die Finanzlage des Bundes erheblich be-
eintrachtigt ist. Darf nur das betroffene Bundesland Kredite aufnehmen, um einer

1488 1 . des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermdgens ,,Aufbauhilfe 2021 (Aufbauhilfefonds-Errichtungsgesetz
2021 — AufbhEG 2021) vom 10. September 2021 (BGBL. I S. 4147).

15 Siehe hierzu H. Bubrowski, P. Carstens, F. Haupt, E. Lohse, FAZ, 15.12.2023, Nr. 292, S. 2; R. Bollmann, L. Gerster,
K. Schuller, FAS, 17.12.2023, Nr. 50, S. 2.

16§ 2 AufbhEG 2021.

17 Die Verteilung erfolgte nach diesem Schliissel: Rheinland-Pfalz: 54,53 Prozent, Nordrhein-Westfalen: 43,99 Prozent,
Bayern: 1,00 Prozent, Sachsen: 0,48 Prozent (§ 1 Abs. 4 S. 1 der Aufbauhilfeverordnung 2021 vom 15. September 2021
(BGBI. I S. 4214), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 31. Mai 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 141) geéndert worden ist
(AufbhV 2021). Die Verordnung wurde auf Grundlage des § 2 Abs. 4 AufbhEG 2021 erlassen).
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Not zu begegnen, kann der solidarische Bundesstaat zwar nicht mit Schulden, aber
mit Finanzhilfen reagieren.

Das Sondervermdgen Aufbauhilfe 2021 wurde mit einer Finanzkraft von insgesamt
30 Mrd. Euro geschaffen. Der Bund sichert die Liquiditét. Er stellt dem Sonderver-
mogen Mittel in Hohe von bis zu 30 Mrd. Euro zur Verfiigung, die er im Jahr 2021
in einem Umfang von 16 Mrd. Euro und ab dem Jahr 2022 nach MafB3gabe der Haus-
haltsgesetze zufiihrt. Im Jahr 2021 gingen rund 7 Mrd. Euro iiber die Verteilung der
Umsatzsteuer zu Lasten der Linder.'® Die hilftige Beteiligung der Linder ab dem
Jahr 2022 erfolgte ebenfalls iiber die Umsatzsteuerverteilung.'® Im Jahr 2021 hatte
der Bundeshaushalt ein Volumen von rund 570 Mrd. Euro.?° Das gesamte Volumen
des Fonds machte daher insgesamt 2,63 Prozent, der Bundesanteil des Jahres 2021
lediglich 1,6 Prozent des Bundeshaushalts 2021 aus. Diese Finanzvolumina beein-
trachtigen die Finanzlage des Bundes nicht erheblich. Der Bundeshaushalt 2024 hat
nach den bisherigen Planungen einen Umfang von rund 445 Mrd. Euro.?! Selbst
wenn Bundeskredite im Jahr 2021 verfassungsrechtlich zu rechtfertigen waren, lie-
gen im Jahr 2024 Schulden von bis zu 2,7 Mrd. Euro und damit von lediglich rund
0,6 Prozent des Bundeshaushalts unterhalb der Erheblichkeitsschwelle der Schul-
denbremse. Die im Finanzrecht bekannte Bagatellgrenze von zehn Prozent wird bei
weitem, aber selbst die niedrige Maflgeblichkeitsschwelle von einem Prozent deut-
lich unterschritten. Auch unter Beriicksichtigung des Beurteilungsraumes des Ge-
setzgebers besteht kein erheblicher Finanzbedarf im Sinne der Art. 109 Abs. 3 S. 2
und Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG. Der Starkregen und die Flut des Jahres 2021 rechtfer-
tigen im Jahr 2024 keine Notfallkredite im Sinne der Schuldenbremse.

3. Léngere Notlagen — Kreditfinanzierungen iiber Haushaltsjahre hinweg

Notlagen erstrecken sich nicht selten iiber Haushaltsjahre hinweg. Angesichts der
Naturkatastrophe im Ahrtal stand allen vor Augen, dass die Aufbauarbeiten nicht im
Jahr 2021 abgeschlossen sein werden. Nimmt die 6ffentliche Hand dann — so konnte
man meinen — in den ersten Jahren zweistellige Milliardenbetrdge und im Anschluss
nur noch entsprechende einstellige Summen an Krediten fiir die Finanzierung auf,

18§ 1 Abs. 2a des Finanzausgleichsgesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBI. I S. 3955, 3956), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 13. November 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 310) geéindert worden ist (im Folgenden: FAG).

19°8 4 Abs. 1 u. Abs. 3 AufbhEG 2021; siehe auch Art. 2 des Entwurfs der Fraktionen der CDU/CSU und SPD eines Ge-
setzes zur Errichtung eines Sondervermdgens ,,Aufbauhilfe 2021 und zur voriibergehenden Aussetzung der Insolvenzan-
tragspflicht wegen Starkregenfillen und Hochwassern im Juli 2021 sowie zur Anderung weiterer Gesetze (Aufbauhilfege-
setz 2021 — AufbhG 2021), 20.8.2021, BT-Drs. 19/32039, S. 9.

20 https://www.bundeshaushalt.de/DE/Bundeshaushalt-digital/bundeshaushalt-digital.html (Abruf: 10.1.2024).
2! https://www.bundeshaushalt.de/DE/Bundeshaushalt-digital/bundeshaushalt-digital.html (Abruf: 10.1.2024).
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folge dies dem vorgezeichneten Plan und damit auch der Schuldenbremse. Die ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben und insbesondere die erhebliche finanzielle Beein-
trachtigung miissten daher — das wére der Gedanke — nur im Jahr des besonderen
Ereignisses erfiillt sein.

Einer solchen Deutung von in der Zeit zuriickgenommenen Verfassungsvorausset-
zungen hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Grundsatzurteil eine klare Ab-
sage erteilt: Erstens verengt sich der Entscheidungsraum des Gesetzgebers, wenn
das besondere Ereignis zuriickliegt. Zweitens sind aufgrund der wiederholten Nut-
zung der Notlagenkredite die Darlegungslasten gesteigert.?> Drittens miissen nach
dem Grundsatz der Jahrlichkeit Kredite in jedem Jahr umfassend verfassungsrecht-
lich gerechtfertigt werden. Der Grundsatz unterliegt einer strikten verfassungsge-
richtlichen Kontrolle. Der gesamte Fall ist jahrlich durch das Parlament in seiner
Warn- und Umgrenzungsfunktion zu priifen. Kann sich der Haushaltsgesetzgeber
auf eine Notlage finanziell durch Steuererhéhungen, Umschichtungen oder Kiirzun-
gen im Haushalt einstellen, bedarf es keiner Ausnahmekredite.?

Wenn MalBnahmen gegen eine Notlage {iber Jahre hinweg dauern, konnte der Ge-
setzgeber aber seinen Entscheidungsraum nutzen, um in spéteren Jahren geringere
Kreditsummen vor der Erheblichkeitsschwelle der Schuldenbremse zu rechtfertigen.
Bagatellkredite von unter einem Prozent vermdgen aber auch dann die Finanzlage
ersichtlich nicht erheblich zu beeintrachtigen. Das Grundgesetz untersagt dem Bun-
desgesetzgeber, dem Sondervermdgen Aufbauhilfe 2021 im Jahr 2024 ein Kreditvo-
lumen von bis zu 2,7 Mrd. Euro zuzuweisen.

4. Tilgungspflichten — keine Bagatellkredite

In den gegenwirtigen Krisenzeiten werden staatliche Kredite zuweilen als ein ge-
eignetes und auch als ein notwendiges Instrument verstanden, die 6ffentliche Hand
zu finanzieren. Diese Befunde sind mit der Annahme verbunden, Staatsschulden
miissten nicht zuriickgezahlt werden. Doch sind Darlehen keine Schenkungen mit
Zinspflicht. Ohnehin haben Art. 109 Abs. 3 und Art. 115 Abs. 2 GG die Diskussion
verfassungsverbindlich beendet. Staatsschulden sind zeitnah zu tilgen.2* Der Schul-
denstand und die Abhéngigkeit vom Finanzmarkt, die mit diesem verbunden ist,
diirfen sich langfristig nicht weiter erh6hen. Nimmt die 6ffentliche Hand heute Kre-

22 Insgesamt BVerfG, Urt. v. 15.11.2023 — 2 BvF 1/22, NJW 2023, 3775 (Rn. 125 ff., insbes. 133, 135, 138, 151) — Zwei-
tes Nachtragshaushaltsgesetz 2021.

2 BVerfG, Urt. v. 15.11.2023 — 2 BvF 1/22, NJW 2023, 3775 (Rn. 165 ff., insbes. 166, 172, 183 f., 207) — Zweites Nach-
tragshaushaltsgesetz 2021.

24 Siehe bereits unter 1. 2.
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dite auf, muss sie morgen Steuergelder einsetzen, um die Schulden und Zinsen zu
begleichen. In Fillen von Naturkatastrophen und aullergewohnlichen Notsituationen
hat der Bund die genutzten Kredite ganz in diesem Sinne in angemessener Zeit zu-
riickzufiihren (Art. 115 Abs. 2 S. 8 GQG).

Diese Riickzahlungspflichten verdeutlichen, dass kleinere Haushaltsposten nicht mit
Schulden zu finanzieren sind. Der angemessene Zeitraum fiir die Riickzahlung eines
Bagatellkredits von unter einem Prozent des Haushalts wére so kurz, dass letztlich
durch den Kredit kein finanzieller Handlungsraum gewonnen wire.

5. Bestitigender Haushalt 2023 — keine Suche nach Kreditposten

Der Befund, die Naturkatastrophe im Ahrtal vermag im Jahr 2024 keine Schulden
mehr zu rechtfertigen, findet im Haushalt 2023 eine Bestitigung. Dieser hat dem
Aufbauhilfefonds 2021 kreditfinanzierte Mittel von bis zu 1,6 Mrd. Euro zugewie-
sen.?> Der Bundestag geht dabei davon aus, dass nicht die Folgen einer Naturkata-
strophe, sondern die einer aullergewdhnlichen Notsituation liber Schulden zu finan-
zieren seien.?® Die Ereignisse im Ahrtal waren jedoch eine Naturkatastrophe. Letzt-
lich sollen die Kredite nicht angesichts dieser Not, sondern aufgrund des Ukrainek-
riegs, der Entwicklung der Energiepreise, der reduzierten Wirtschaftskraft und der
Folgen des Urteils des Bundesverfassungsgerichts gerechtfertigt werden. Das Urteil
aber vermag keine Ausnahmekredite zu begriinden. Notlagen im Sinne der Schul-
denbremse sind externe GrofBereignisse, die das Land tiefgreifend beeintriachtigen.
Haushaltsposten, die wie die Bagatellkredite fiir den Aufbauhilfefonds 2021 nur er-
wogen werden, erfiillen den Tatbestand der Art. 109 Abs. 3 S. 2 Var. 2 u. 3, Art. 115
Abs. 2 S. 6 GG von vornherein nicht. So dringt sich der Verdacht auf, der Haus-
haltsgesetzgeber begegne nicht einer Not mit Schulden, sondern suche angesichts
der Haushaltskrise Positionen, die er iiber Ausnahmekredite finanzieren will. Dafiir
aber steht die Schuldenbremse ersichtlich nicht zur Verfiigung.

25 Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Gesetzes iiber die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan fiir
das Haushaltsjahr 2023 (Nachtragshaushaltsgesetz 2023), 27.11.2023, BT-Drs. 20/9500, S. 6, 15, 32; Antrag der Fraktio-
nen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP, Beschluss des Deutschen Bundestages geméB Art. 115 Abs. 2 S. 6 u. 7
GG, BT-Drs. 20/9501, 27.11.2023, S. 1; Beschlussempfehlung und Bericht des Haushaltsausschusses zum Entwurf eines
Nachtragshaushaltsgesetzes 2023, 7.12.2023, BT-Drs. 20/9600, S. 2, 4.

26 Antrag der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP, Beschluss des Deutschen Bundestages gemiB
Art. 115 Abs. 2 S. 6 u. 7 GG, BT-Drs. 20/9501, 27.11.2023, S. 1 (Hervorhebungen nur hier): ,,Auch in Hinblick auf die
Flutkatastrophe im Sommer 2021 insbesondere in den Landern Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz ergibt sich eine
auflergewohnliche Notsituation, die sich der Kontrolle des Staates entzieht und die staatliche Finanzlage erheblich
beeintrichtigt. [...] Angesichts des weiter bestehenden Erfordernisses zur Beseitigung der Schdaden im Ahrtal und in den
weiteren betroffenen Regionen und der hier dargelegten sonstigen Griinde fiir eine erhebliche Beeintrichtigung der
staatlichen Finanzlage, die einer Finanzierung durch Umschichtung entgegenstehen, ist ein Beschluss gemif3 Artikel
115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundgesetzes erforderlich.” Siehe auch den Gesetzentwurf der Bundesregierung eines
Gesetzes iiber die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan fiir das Haushaltsjahr 2023 (Nachtragshaus-
haltsgesetz 2023), 27.11.2023, BT-Drs. 20/9500, S. 7, 14.
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III. Keine grundsitzliche Reform der Schuldenbremse

1. Paradigmenwechsel — die Erfahrung
mit kreditfinanzierten sog. Investitionen

Gegenwirtig wird zuweilen vorgeschlagen, der Staat solle iiber Kredite insbesonde-
re sog. Investitionen finanzieren, um den Herausforderungen der Zeit zu begegnen.?’
Diese Vorschlidge vernachlédssigen eine tiefe historische Erfahrung, die den Miittern
und Vitern der geltenden Schuldenbremse vor Augen stand, als sie das Grundgesetz
in einem breiten parteilibergreifenden Konsens mit der notwendigen Zweidrittel-
mehrheit in Bundestag und Bundesrat dnderten. Zuvor durften gem. Art. 115 GG
a.F. Investitionen und die Abwehr einer Storung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts durch Kredite finanziert werden. Die Tatbestinde begrenzten die staatli-
chen Kredite nicht. Vielmehr 6ffneten sie einer stetig steigenden Staatsverschuldung
das Tor. Die Schulden Deutschlands erh6hten sich von maB3vollen rund 63 Mrd. Eu-
ro zum Ende des Jahres 1970 auf rund 1.600 Mrd. Euro bis zum Inkrafttreten der

neuen Schuldenbremse im Jahr 2009.%8

Diese Entwicklung veranlasste die Foderalismusreform II, eine striktere Schulden-
bremse in Kraft zu setzen.?’ Die kontinuierliche Erhéhung der Staatsverschuldung
sollte verlésslich gestoppt werden. Erstmals ordnet das nationale Verfassungsrecht
an, die Haushalte des Bundes und der Linder materiell auszugleichen.?® Das Junktim
zwischen Investitions- und Verschuldungssummen wurde bewusst aufgegeben. Es
hatte die Verschuldung nicht beschrankt, sondern kontinuierlich erhoht. An die Stel-
le des Junktims ist die Gegenseitigkeit zwischen dem gegenwairtigen Steuerauf-
kommen und der Ausgabenbereitschaft des Staates getreten.

Den Paradigmenwechsel im Umgang mit den Staatsschulden und das politische
Umdenken mag der Riicktritt des Finanzministers Alex Moller im Mai 1971 verdeut-
lichen. Moller wollte eine Kreditaufnahme des Bundes von umgerechnet weiteren
rund 8 Mrd. Euro nicht verantworten. Er trat zuriick, weil er ,,alle Fraktionen des
Bundestages wieder [...] auf den Weg der finanzpolitischen Soliditit* zuriickfiihren
wollte, damit ,,Soliditdt und Stabilitdt als die beiden Grundforderungen deutscher
Innenpolitik beachtet werden.“*! Kein Finanzminister ist seitdem aus vergleichbaren
Motiven zuriickgetreten, obgleich sich die beschriebenen Gefahren intensiviert ha-

27 Siehe hierzu E. Lohse, FAZ, 10.2.2024, Nr. 8, S. 2.

28 Destatis, Finanzen und Steuern, Schulden des Offentlichen Gesamthaushalts, Fachserie 14, Reihe 5, 2022, S. 14.
29 57. Gesetz zur Anderung des GG v. 29.7.2009 (BGBL. I S. 2248); bereits unter L. 3.

30 Art. 109 Abs. 3 S. 1, Art. 115 Abs. 2 S. 1 GG.

31 4. Méller, Genosse Generaldirektor, 1978, S. 486; ders., Tatort Politik, 1982, S. 366 ff.
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ben. Eine Ironie der Geschichte besteht darin, dass die aktuelle Schuldenbremse des
Grundgesetzes dem Bund erlaubt, Kredite in Hohe von 0,35 Prozent des BIP aufzu-
nehmen.*? Dies entspricht gegenwiirtig rund 12 Mrd. Euro** und damit mehr als den
Schulden, die Méller zum Riicktritt bewegten.

2. ,Next Generation EU“ — eine Generationenbilanz
kann Kredite nicht rechtfertigen

Oft wurde und wird versucht, staatliche Kredite in einer Art Tauschgerechtigkeit
zwischen den Generationen zu rechtfertigen. Kreditfinanzierte Investitionen wollen
in diesem Sinne der Zukunft dienen. Die europdischen Schulden tragen den Gedan-
ken in ithrem Titel: ,,Next Generation EU.*“ Wird heute investiert, konne morgen die
Ernte eingefahren werden. Doch ist vorprogrammiert, dass dieses Versprechen ent-
tauscht wird. So konnen kaum Ernten beschrieben werden, die durch die gegenwir-
tig rund 2.500 Mrd. Euro an expliziten Staatsschulden in Deutschland®** bewirkt
wurden. Wer priift, wie die europdischen Kreditmittel ausgegeben werden, in dem
reift der Verdacht, dass auch hier die angekiindigten Ernten ausbleiben werden.

Der Gedanke, der Zukunft durch besondere Leistungen zu dienen, war in der jiinge-
ren deutschen Geschichte vor allem nach dem Zweiten Weltkrieg greifbar. Das Land
lag in Triimmern und musste wieder aufgebaut werden. Sodann gelang es im Wirt-
schaftswunder, Deutschland auf einen nachhaltigen Pfad des Wohlstands zu fiihren.
Dieser Griindergeist bietet auch heute ein Vorbild. Den Menschen kam damals nicht
in den Sinn, die nidchste Generation miisse die Leistungen der Politik {iber Schulden
finanzieren, weil sie von diesen Leistungen profitiere. Staatliche Kredite wurden nur
duBerst maBvoll aufgenommen. Die Leistungen wurden in der Gegenwart erbracht
und finanziert.

Ohnehin wire die Generationenbilanz, mit der gegenwartig Schulden fiir Investitio-
nen und in ,,Next Generation EU* begriindet werden sollen, nur vollstindig, wenn
auch die Lasten berlicksichtigt wiirden, die bereits in die Zukunft verschoben wur-
den. Dann aber kann die Bilanz Kredite erkennbar nicht begriinden. Die Lasten sind
deutlich zu hoch, weil erheblichen Tilgungs- und Zinspflichten, dem Sicherheitsan-
liegen, dem Klimawandel, Fragen nach Flucht und Vertreibung und der demografi-
schen Entwicklung mit dem Fachkriftemangel und der tiefen Sorge um die Sozial-
systeme zu begegnen ist, Infrastrukturen zu erneuern und Abhéngigkeiten von ande-

32 Art. 109 Abs. 3 S. 4, Art. 115 Abs. 2 S. 2 GG.
33 Destatis, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, Bruttoinlandsprodukt, 24.11.2023.
34 Destatis, Pressemitteilung Nr. 494 v. 21. Dezember 2023.
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ren Staaten insbesondere in den Bereichen der Sicherheit, der Medizin und der Roh-
stoffe zu reduzieren sind. Der nichsten Generation sind keine weiteren Lasten auf-
zubiirden, sondern Freirdume zu schaffen.

Ohnehin tliberzeugt auch eine vollstindige monetéire Bilanz der Generationenbezie-
hung nicht. Kinder miissen nicht Miete zahlen oder Tilgungslasten {ibernehmen,
weil sie in jungen Jahren im Elternhaus wohnen und dieses spdter erben. Der Leit-
gedanke des Grundgesetzes, der Gesellschaft und der Politik ist ersichtlich ein ande-
rer. Der Fortschritt ist nicht von der kommenden Generation zu finanzieren, sondern
um seiner selbst willen fortzuschreiben.

3. Staatsschulden rechnen sich strukturell nicht —
zweifelhafter Investitionsbegriff

Der moderne Staat finanziert sich zuvorderst durch Steuern und erwirtschaftet kaum
Gewinne. Kredite konnen daher — anders als z.B. bei privaten Unternehmen — nicht
mit zukiinftigen Ertragen begriindet werden. Wenn ein Unternehmen eine neue Pro-
duktionsanlage iiber Schulden finanziert, ermoglichen thm die Gewinne die Tilgung.
So rechnet sich ein Kredit mit Zinsen langfristig. Eine solche Rechnung greift fiir
den modernen Staat aber nicht, weil seine Schulden die Steuereinnahmen nicht un-
mittelbar erh6hen. Selbst wenn z.B. 6ffentliche Ausgaben fiir Infrastrukturen unmit-
telbar zu hoheren Steuereinnahmen fiihren sollten, verlangen sodann Reparaturen,
Erweiterungen und Erneuerungen, aber auch die zentralen Aufgaben der Sicherheit,
des Rechtsstaats und der Daseinsvorsorge weitere steuerfinanzierte Ausgaben. Der
unternehmerische Investitionsbegriff greift fiir den Staat nicht, weil dieser kein Geld
aufwendet, um Gewinne zu erzielen. Die Gesamtbilanz staatlicher Kredite ist struk-
turell negativ.

4. Der verfiihrerische Staatskredit —
eine notwendige Ausnahme in der Demokratie

Die Schuldenbremse erlaubt auch deshalb dem Bund und den Lindern nur, Kredite
in besonderen Ausnahmelagen aufzunehmen. Die Schulden sind im Anschluss zeit-
nah zurlickzufiihren. Bagatellausgaben diirfen nicht durch Schulden finanziert wer-
den.’ Das Demokratieprinzip bestitigt diese verfassungsrechtlichen Vorgaben in
seinem Ursprungsgedanken: no taxation without representation. Die Menschen ent-

35 Soeben unter I. und I1.
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scheiden durch die Wahl mittelbar iiber die Steuern und Finanzen, die das gewéhlte
Parlament beschlief3t. Staatsschulden kappen dieses grundlegende Band, wenn sie in
der Zukunft von Menschen zu tragen sind, die noch nicht wéhlen diirfen. Hier ruht
das Verfiihrerische der staatlichen Kredite. Das Parlament kann eine ausgabenwirk-
same Politik beschlieen, ohne sich unmittelbar um die Finanzierung bemiihen zu
miissen. Die Schuldenbremse dient demgegeniiber dem grundlegenden Reprisenta-
tionsanliegen der Demokratie. Die Herausforderungen der Zeit sind grundsétzlich in
der Gegenwart zu finanzieren.

5. Hohe Staatsschulden — Gefahr fiir den Staat und die Europiische Union

Dieser Befund stand den Miittern und Vitern der Schuldenbremse vor Augen. Hohe
Staatsschulden schlagen sich — so die Begriindung des Entwurfs des verfassungsin-
dernden Gesetzes — ,,dauerhaft in der Verengung staatlicher Handlungsméglichkei-
ten sowie in Wachstums- und Beschiftigungsverlusten nieder.**® Auch das Bundes-
verfassungsgericht betont in seiner aktuellen Grundsatzentscheidung, dass verldssli-
che Grenzen der Staatsverschuldung notwendig sind, um die Demokratie zu erhal-
ten.?’

Der Bund gibt gegenwirtig rund 40 Mrd. Euro und damit ca. neun Prozent seines
Budgets fiir Zinszahlungen aus.*® Die Wihler stellen die berechtigte Frage, warum
diese Mittel dem Finanzmarkt und nicht einer nachhaltigen Politik zugutekommen.
In den Jahren 1950 bis 2008, also in der Zeit vor der Niedrigzinsphase, hat Deutsch-
land rund 1.600 Mrd. Euro an Krediten aufgenommen und etwa 1.500 Mrd. Euro fiir
Zinsen ausgegeben.’® Der Staat hat letztlich kaum Finanzkraft gewonnen, aber die
Gegenwart und die Zukunft mit erheblichen Zins- und Riickzahlungspflichten belas-
tet. Diese Schuldenpolitik war gegenwarts- und zukunftsvergessen. Zu den erhebli-
chen expliziten Staatsschulden von aktuell rund 2.500 Mrd. Euro® treten die deut-
lich hoheren impliziten Staatsschulden, die auf zukiinftige Leistungen in den umla-
gefinanzierten Sozialversicherungen und auf Versorgungsanspriiche zuriickzufiihren
sind. Diese Verpflichtungen sind schwer zu bemessen. Sie iibersteigen nach aller-
dings groben Schitzungen die expliziten Verbindlichkeiten deutlich.*! Die demogra-

36 Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD zum Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Grundgesetzes,
24.3.2009, BT-Drs. 16/12410, S. 5.

37 BVerfG, Urt. v. 15.11.2023 — 2 BvF 1/22, NJW 2023, 3775 (Rn. 140 m.w.N.) — Zweites Nachtragshaushaltsgesetz
2021.

38 https://www.bundeshaushalt.de/DE/Bundeshaushalt-digital/bundeshaushalt-digital.html (Abruf: 10.1.2024).
3 Insgesamt Institut fiir den offentlichen Sektor, Runter vom Schuldenberg, 2011, S. 10 £, 28.

40 Destatis, Pressemitteilung Nr. 494 v. 21. Dezember 2023.

41 Wissenschaftliche Dienste des Bundestages, WD 4 — 3000 — 021/19, 26.2.2019, S. 4 et passim.
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fische Entwicklung in Deutschland verschérft den Krisenbefund und die Gerechtig-
keitsfragen. Die Schultern, die die Schulden in Zukunft tragen miissen, werden we-
niger.*> Wenn die Generation der sog. Babyboomer in den umlagefinanzierten Sozi-
alsystemen nicht mehr Leistende, sondern Leistungsempfinger ist, kollabieren die
Systeme in der gegenwiirtigen Form. Sie sind daher zeitnah zu reformieren.** Ange-
sichts dieses expliziten und impliziten hohen Schuldenstandes sind der Finanzstaat
Deutschland und auch der Euroraum in Gefahr. Damit sich diese Gefahr nicht reali-
siert, bedarf es der Schuldenbremse und des europdischen Stabilitdtsrechts. Dieses
Recht schiitzt die kommende Generation und die Demokratie der Zukunft, bewahrt
sie vor einem heutigen Zugriff auf ithre Handlungsfahigkeit. Gerade in den gegen-
wirtigen Krisenzeiten miissen der Staat und die Européische Union handlungsfahig

sein.

IV. Aktuelle Erwigungen, Staatskredite zu rechtfertigen
1. Das gegenwirtige Hochwasser insbesondere in Niedersachsen

Die Lage in den vom aktuellen Hochwasser betroffenen Gebieten ist weiterhin ange-
spannt. Die Folgen sind vor allem in Niedersachsen spiirbar.** Ob das Land Nieder-
sachsen angesichts dieser Notlage Kredite aufnehmen darf, ist hier nicht verfas-
sungsrechtlich zu priifen. Es geht allein um die Schuldenbremse des Bundes. Die
aufgeworfenen grundgesetzlichen Fragen sind vergleichbar mit denen der Naturka-
tastrophe im Ahrtal.*> Die Schuldenbremse erlaubt dem Bund, Kredite in besonderen
Ausnahmelagen aufzunehmen. Die Schulden sind im Anschluss in angemessener
Zeit zuriickzufiihren. Bagatellausgaben rechtfertigen Schulden nicht. Der Bund darf
GegenmalBnahmen nur iiber Kredite finanzieren, wenn die Naturkatastrophe seine

t.%¢ Eine solche erhebliche Beeintrichtigung der

Finanzlage erheblich beeintrachtig
Finanzen des Bundes — nicht des Landes Niedersachsen — durch das Hochwasser ist

zwar nicht génzlich auszuschlieBBen, aber gegenwartig nicht ersichtlich.

4 Destatis, Bevolkerung im Wandel, 2019, S. 17.

4 G. Kirchhof, Intertemporale Freiheitssicherung, 2022, S. 56 ff.
4 R. Bingener, FAZ, 6.1.2024, Nr. 5, S. 1.

4 Unter II.

46 Unter II.
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2.  Der Ukrainekrieg und der intensivierte Nahostkonflikt

Der Ukrainekrieg und der Nahostkonflikt erlauben gegenwartig kaum, neue 6ffentli-
che Kredite aufzunehmen. Die Gewéhrleistung der Sicherheit ist eine grundlegende
Daueraufgabe des Staates, die nicht durch Schulden, sondern durch Steuern zu fi-
nanzieren ist. Der Nahostkonflikt hat sich in jlingerer Zeit in einem groflen Leid
dramatisch zugespitzt. Er konnte daher grundsétzlich eine Notsituation im Sinne der
Schuldenbremse sein. Doch fiihrt er aktuell kaum zu hinreichend hohen Ausgaben
fiir Deutschland. Als Reaktion auf den Ukrainekrieg wurde ,,zur Stirkung der Biind-
nis- und Verteidigungsfahigkeit™ (Art. 87a Abs. 1a S. 1 GG) das Grundgesetz geédn-
dert und das Sondervermdgen Bundeswehr eingefiihrt. Aus dhnlichen Griinden zu-
dem die Schuldenbremse zu bemiihen, ist daher verfassungsrechtlich riskant. Jeden-
falls miisste der erhebliche Finanzbedarf des Bundes neben den durch Art. 87a
Abs. la GG ermoglichten Schulden auftreten. Zudem steigen nach der aktuellen
Grundsatzentscheidung des Bundesverfassungsgerichts die Begriindunglasten und
verengt sich der Entscheidungsraum des Gesetzgebers, je ldnger die Notlage andau-

ert und je ofter sie Ausnahmekredite begriindet.*’

Wenn durch den Ukrainekrieg 6f-
fentliche Kredite gerechtfertigt sein sollten, diirften die gewonnenen Mittel ohnehin
nur unmittelbar fiir diese Notsituationen ausgegeben werden. Doch greifen die
Haushaltsprobleme jedenfalls gegenwiértig hieriiber hinaus. Wie sich der Krieg ent-

wickelt, ist aber derzeit kaum abschétzbar.

3. Ein neues grundgesetzliches Sondervermogen
angesichts des Klimawandels?

Der Klimawandel ist kein plotzliches Ereignis, auf das sich der Haushaltsgesetzge-
ber nicht einstellen konnte. Als lange bestehende und vorhersehbare Entwicklung
rechtfertigt er keine dffentlichen Kredite.*® Daher wird erwogen, vergleichbar mit
der Finanzierung der Biindnis- und Verteidigungsfahigkeit (Art. 87a Abs. la GQG)
ein kreditfinanziertes Sondervermdgen Klimaschutz ins Grundgesetz aufzunehmen.
Eine solche Verfassungsidnderung wére moglich und nicht grundgesetzwidrig. Die
Anliegen der Schuldenbremse des Grundgesetzes, der Demokratie, der Handlungs-

49 wiirden aber

fahigkeit des Staates und der Generationengerechtigkeit zu dienen,
untergraben. Ohnehin miisste fiir die notwendige Verfassungsdnderung jeweils eine

Zweidrittelmehrheit in Bundestag und Bundesrat erreicht werden.

47 BVerfG, Urt. v. 15.11.2023 — 2 BvF 1/22, NJW 2023, 3775 (Rn. 125 ff., insbes. 133, 135, 138, 151) — Zweites Nach-
tragshaushaltsgesetz 2021.

48 Unter I. 2.
49 Unter 111
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V. Pfad in die Legalitit und die Chance der Haushaltskrise —
Ergebnisse

Die Schuldenbremse erlaubt dem Bund und den Landern in bestimmten Ausnahme-
situationen Kredite aufzunehmen. Staatsschulden sind insbesondere gerechtfertigt,
um mit den gewonnenen Finanzmitteln gegen Naturkatastrophen oder auBBergew6hn-
liche Notsituationen vorzugehen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und
die staatliche Finanzlage erheblich beeintrdchtigen. Die Schulden sind sodann in
angemessener Zeit zu tilgen (Art. 109 Abs. 3, Art. 115 Abs. 2 GG).

Die Naturkatastrophe im Ahrtal im Jahr 2021 vermag hiernach im Haushaltsjahr
2024 keine Kredite von bis zu 2,7 Mrd. Euro zu rechtfertigen. Der Betrag entspricht
rund 0,6 Prozent des Bundeshaushalts und beeintrichtigt die Finanzlage des Bundes
daher ersichtlich nicht erheblich. Ohnehin wiirde die grundgesetzliche Pflicht, die
Kredite in angemessener Zeit zuriickzufiihren (Art. 115 Abs. 2 S. 8 GG), in Fillen
solcher Bagatellschulden zu einer umgehenden Tilgung fiithren. Eine Finanzkraft
wird dann durch die Schulden nicht gewonnen, der Sinn der Kredite verfehlt. Auch
die schwerwiegende gegenwartige Flut vor allem in Niedersachsen rechtfertigt der-
zeit keine Schulden des Bundes, weil sie dessen Finanzkraft nicht erheblich beein-
trachtigt.

Hiergegen konnte eingewandt werden, insbesondere die Voraussetzung der erhebli-
chen Beeintrdchtigung der Finanzlage reduziere sich mit der Zeit, wenn eine Notsi-
tuation iiber Haushaltsjahre hinweg anhélt. Angesichts des Starkregens und der Flut
im Ahrtal stand allen vor Augen, dass zundchst Schlamm und Triimmer gerdumt
werden mussten, bevor Straflen, Briicken und weitere Infrastrukturen sowie Gebau-
de in Stand gesetzt oder neu gebaut werden konnten. Es war von vornherein klar,
dass die Mittel iiber Haushaltsjahre hinweg ausgegeben werden. Wenn dann in den
ersten Jahren zweistellige Milliardenkredite und im Anschluss nur noch geringere
einstellige Schulden aufgenommen werden, folge dies dem vorgezeichneten Plan.
Die Notsituation miisse — dies wére der Gedanke — im Jahr des Ereignisses, aber
nicht mehr in den Folgejahren die Finanzlage erheblich beeintrachtigen. Das Grund-
satzurteil des Bundesverfassungsgerichts erteilt einer solchen Deutung eine klare
Absage. Der Entscheidungsraum des Gesetzgebers verengt sich und die Darlegungs-
lasten erhohen sich mit der Zeit, die nach der Notsituation vergangen ist. Nach dem
strikten Grundsatz der Jahrlichkeit miissen Kredite in jedem Jahr umfassend verfas-
sungsrechtlich gerechtfertigt werden. Kann sich der Haushaltsgesetzgeber auf eine
Krise durch Steuererhhungen oder Haushaltskiirzungen einstellen, bedarf es keiner
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Prof. Dr. Gregor Kirchhof, LL.M. (ND)

Ausnahmekredite. Der Gesetzgeber hat einen Entscheidungsraum, in dem er die er-
hebliche finanzielle Beeintrdachtigung durch eine Notsituation konkretisiert. Dieser
Raum aber entldsst ihn aus der Verfassungsbindung nicht. Alle Voraussetzungen der
Schuldenbremse miissen bei jeder Kreditaufnahme in jedem Jahr vorliegen. Baga-
tellkredite von unter einem Prozent des Haushalts erlaubt das Grundgesetz nicht.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Grundsatzurteil die Schuldenbremse,
die Finanzverfassung und damit Grundpfeiler moderner Staatlichkeit gestirkt. Der
zentrale Befund ist Privathaushalten und Unternehmen selbstverstdndlich: Auch die
offentliche Hand darf nur die Mittel ausgeben, die sie zuvor eingenommen hat. Der
Haushaltsgesetzgeber sollte daher auch angesichts der gegenwartigen Haushaltskrise
nicht versuchen, bestimmte Posten iiber zweifelhafte Kredite zu finanzieren oder die
Schuldenbremse grundlegend zu reformieren. Vielmehr ist das Finanzrecht ersicht-
lich einzuhalten, um die Handlungsfahigkeit des Staates und der Européischen Uni-
on zu schiitzen und das notwendige Vertrauen der Menschen in den Rechts- und Fi-
nanzstaat zuriickzugewinnen. Wenn dieses Recht in der Kiirze der Zeit fiir das
Haushaltsjahr 2024 nicht eingehalten werden kann, ist ein Pfad einzuschlagen, der
das grundgesetzliche Mal3 erkennbar wahrt. Das Verfassungsrecht kennt solche Pfa-
de in die Legalitit, die angesichts besonderer Umstidnde langer dauern konnen, sich
dem Grundgesetz aber immer weiter anndhern miissen.

Die Haushaltskrise, der mit ihr verbundene finanzielle Dominoeffekt fiir Bund und
Lander sowie die Zeitenwende bieten die Chance, sich der Grundlagen des moder-
nen Steuerstaates, der Demokratie, des handlungsfahigen Rechtsstaats und der Frei-
heit zu vergewissern. Staatskredite sind insgesamt kein Mittel der Politik und der
wirtschaftlichen Lenkung. Die gegenwértigen erheblichen Herausforderungen for-
dern zwar kluge und kraftvolle finanzielle Anstrengungen. Doch der Staat und die
Europidische Union werden die dringenden Aufgaben allein nicht meistern. Wenn
aber freiheitsberechtigte Menschen, wenn weitere gesellschaftliche Kréfte und ins-
besondere eigenverantwortliche Unternehmen sich den Aufgaben annehmen, konnen
Berge versetzt werden. Die Kernidee des modernen Steuerstaates und der Europdi-
schen Union setzt ganz in diesem Sinne auf die Freiheit und insgesamt auf die Ent-
scheidungsverantwortung der privaten Hand. Die 6ffentliche Hand garantiert keine
Ergebnisse, sondern einen verldsslichen rechtlichen Rahmen fiir die Freiheit und die
Erwerbswirtschaft. Dabei schafft sie einen angemessenen sozialen Ausgleich. Die
gegenwartige Zeitenwende fordert keine kreditfinanzierte 6ffentliche Hand, sondern
ein erneuertes Freiheitsvertrauen.

Augsburg, 10. Januar 2024

gez. Prof. Dr. Gregor Kirchhof, LL. M. (ND)
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Schriftliche Stellungnahme fiir die Anhorung des
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages zum
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Prof. Dr. Dr. h.c. Monika Schnitzer
Lehrstuhl fiir Komparative Wirtschaftsforschung, Ludwig-Maximilians-Universitat Miinchen

Vorsitzende des Sachverstandigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

I. Konjunkturelle Aussichten vor dem Hintergrund der
aktuellen Entwicklungen

Die konjunkturellen Aussichten fiir Deutschland im Jahr 2024 waren aus Sicht des
Sachverstandigenrates bereits vor der durch das BVerfG-Urteil vom 15. November 2023
notwendig gewordenen Haushaltskonsolidierung schwach (SVR, 2023, Ziffern 1 ff.). Der
Sachverstandigenrat rechnete in seinem Jahresgutachten am 8. November 2023 nach einem
leichten Riickgang des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 0,4% im Jahr 2023
mit einem geringen Anstieg des BIP um lediglich 0,7% fiir das Jahr 2024. Die
Arbeitslosenquote diirfte mit durchschnittlich 5,5% etwa auf dem Niveau des Jahres 2023
verharren. Die BIP-Prognose war zum damaligen Zeitpunkt pessimistischer als die Prognosen
der Bundesregierung, der Gemeinschaftsdiagnose und der groBen Wirtschafts-
forschungsinstitute aus dem September und Oktober 2023. Insbesondere die privaten
Konsumausgaben wurden vom Sachverstindigenrat schwicher eingeschatzt, da die
pessimistische Konsumstimmung als dimpfender Faktor starker gewichtet wurde.

Infolge des BVerfG-Urteils ergeben sich fiir den Haushalt 2024 Konsolidierungsbedarfe.
Entsprechend diirfte die gesamtwirtschaftliche Nachfrage geringer ausfallen und dies die
konjunkturelle Entwicklung weiter ddmpfen. Die aktuellen Konjunkturprognosen der
Wirtschaftsforschungsinstitute vom Dezember rechnen mit einem negativen Effekt der
KonsolidierungsmaBnahmen der Bundesregierung auf das BIP-Wachstum in den Jahren
2024 und 2025. Die Auswirkungen auf das BIP-Wachstum hiangen dabei maBgeblich davon
ab, (1) in welcher Hohe Konsolidierungsbedarfe bestehen, (2) welche Konsolidierungs-
maBnahmen gewdhlt werden und (3) wie stark die unterschiedlichen Konsolidierungs-
maBnahmen die gesamtwirtschaftliche Nachfrage tiber Multiplikatoreffekte beeinflussen.

Die Konsolidierungsbedarfe fiir die Jahre 2024 und 2025 werden von ifo (2023), DIW (2023),
IWH (2023) und IfW (2023) auf jiahrlich zwischen 20 und 30 Mrd Euro eingeschitzt.! Uber
die Auswirkungen der Konsolidierung auf das BIP-Wachstum besteht insbesondere fiir das
Jahr 2024 erhebliche Unsicherheit. Die Spannbreite der Abschlige auf das BIP-Wachstum in
den verschiedenen Prognosen fiir das Jahr 2024 betragt 0% bis -0,7%. Fiir das Jahr 2025 sind

' Das RWI (2023) rechnet dagegen mit zu vernachlissigendem Konsolidierungsbedarf, da die Soll-Zahlen des KTF
und des WSF ohnehin nicht erreicht worden wiren und die Riicklagen im KTF auch ohne die nun geléschten
Kreditermichtigungen in Hohe von 60 Mrd noch ausreichen wiirden, um die voraussichtlichen
Programmausgaben des KTF in 2024 und 2025 zu finanzieren.
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Auswirkungen auf das Wachstum von +0,1% bis -0,1% zu erwarten. Die kumulierten
Prognosen der Institute erwarten fiir das Jahr 2025 ein BIP-Niveau, das um 0,1% bis 0,6%
unter dem kontrafaktischen Niveau ohne Konsolidierung liegt. In der Basisprognose
beriicksichtigen das IfW (2023), das DIW (2023), das IWH (2023), das RWI (2023) und die
Deutsche Bundesbank (2023) die Effekte der Haushaltskonsolidierung. Im Ergebnis liegen
die prognostizierten BIP-Wachstumsraten fiir die Jahre 2024 und 2025 zwischen 0,3% und
0,9% sowie zwischen 1,0% und 1,4%.

Entwicklung des preisbereinigten BIP
Veranderung zum Vorjahr in % (nicht kalenderbereinigt)
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Die Unsicherheit fiir die wirtschaftlichen Akteure, die privaten Haushalte und die Investoren
ist am aktuellen Rand bereits erheblich. Die Unsicherheit diirfte erhoht bleiben, solange es
keine Entscheidung dariiber gibt, wie die Fiskalpolitik in diesem und im kommenden Jahr
ausgerichtet sein wird und welche Konsolidierungsmafnahmen beschlossen werden. Eine
zligige und Kklare politische Einigung zum Haushalt 2024 und zur mittelfristigen
Finanzplanung diirfte daher zur Reduktion der Unsicherheit und zur Stabilisierung der
Konjunktur beitragen.

II. Finanzierungsoptionen

Neben dem Umfang der Konsolidierung werden die kurz- und mittelfristigen Auswirkungen
der Konsolidierung dadurch bestimmt, welche konkreten MaBnahmen zur Konsolidierung
getroffen werden. Grundsatzlich gibt es, ausgehend von der urspriinglichen Haushaltsplanung
fiir 2024, zwei Moglichkeiten, bei gegebener Kreditaufnahme: durch Kiirzung von Ausgaben
oder durch Erhohung von Steuern und Abgaben. Die Literatur zu den konjunkturellen
Wirkungen von Einnahmenerhohungen bzw. Ausgabensenkungen zeigt fiir unterschiedliche
theoretische und empirische Methoden ein Spektrum von Ergebnissen auf. Die
Multiplikatorwirkungen von ausgabenseitigen MaBnahmen werden in der Literatur haufig bei
rund eins gesehen, d.h. dass sich beispielsweise durch eine Erh6hung der Ausgaben um 1 Euro
das BIP um ebenfalls 1 Euro erhohen wiirde (Gechert, 2015, Ramey, 2019).

Fiir die Multiplikatoren von steuerpolitischen MaBnahmen kommt ein Teil der Literatur zu
sehr hohen Multiplikatoreffekten (Ramey, 2019), wiahrend ein anderer Teil eher niedrigere
Multiplikatoren fiir einnahmenseitige MaBnahmen findet (Gechert, 2015). Ob eine bestimmte
KonsolidierungsmafSnahme wie beispielsweise die Reduzierung einer Steuersubvention im



Falle der Dieselsubvention 6konomisch eher wie eine Ausgabensenkung oder wie eine
Einnahmensteigerung wirkt, ist in der Praxis allerdings nicht immer eindeutig zu sagen.
Fraglich bleibt bei der Abschitzung der makrookonomischen Multiplikatorwirkung von
Subventionen auch, wie Fille zu behandeln sind, in denen eine Subvention als Voraussetzung
fiir zusatzliche private (ausldndische) Investitionen gewédhrt werden sollen, wie im Fall der
geplanten Subventionen fiir Intel und TSMC. Es konnte eine Vergleichbarkeit mit
investitionsorientierten Steuersubventionen vorliegen, wie etwa im Fall von verbesserten
Abschreibungsregeln, so dass auch gegebenenfalls hohere Multiplikatorwirkungen von
steuerlichen MaBnahmen angenommen werden konnten.

Die kurzfristigen makrookonomischen Effekte der KonsolidierungsmaBnahmen, soweit sie im
Dezember absehbar waren, wurden vom IfW in der aktuellen Konjunkturprognose im Bereich
von 0,3 bis 0,6% des BIP geschatzt, wobei je nach Variante fiir die einzelnen MaBnahmen
Multiplikatorwirkungen von 0,01 bis 1,18 unterstellt wurden (Tabelle 1). So rechnet etwa das
IfW (2023) auf Basis der fiir die Deutschland geschitzten DSGE-Modelle von Gadatsch et al.
(2016) und Hinterlang et al. (2023) fiir 6ffentliche Investitionen mit Multiplikatoren nahe 1,
wiahrend anderen Ausgaben niedrigere Effekte zugeordnet werden. Die Multiplikatoren fiir
Steuersenkungen/-erhohungen werden in der Arbeit von Hinterlang et al. (2023) mit 0,3 bis
0,6 geringer geschatzt als die Multiplikatoren fiir 6ffentliche Investitionen und fiir Transfers.
Der vergleichsweise geringe Effekt der Ausgabenreduktion in der Abschitzung des IWH
(2023) erklart sich zum Beispiel auch daraus, dass die Programmausgaben des KTF und des
WSF nahezu vollstandig als Subventionen und Transfers betrachtet werden, bei denen eine
verhiltnismaBig geringe Multiplikatorwirkung unterstellt wurde.

Tabelle 1: Konjunkturelle Wirkung der KonsolidierungsmaBnahmen 2024 und 2025 gemaf
IfW (2023)

Tabelle K1-1:
Effekte der KonsolidierungsmaBBnahmen infolge des Urteils des BVerfG

Variante 1 Variante 2
KonsolidierungsmalRnahmen Multiplikatoren BIP-Effekt Multiplikatoren BIP-Effekt
Prozent in
Relation
Mrd. Euro zum BIP (2023) Prozent Prozent
2024
Vermogenstransfers 11 0,3 0,12 0,0 0,76 0,2
Laufende Transfers 3 0,1 0,23 0,0 0,76 0,1
Subventionen 2 0,0 0,01 0,0 0,76 0,0
Staatskonsum 8 0,2 0,72 0,1 0,72 0,1
Offentliche Investitionen 2 0,0 0,85 0,0 1,18 0,1
Sozialausgaben 2 0,0 0,23 0,0 0,76 0,0
Summe 28 0,7 0,2 0,5
2025
VVermégenstransfers 10 0,2 0,12 0,0 0,76 0,2
Laufende Transfers 3 0,1 0,23 0,0 0,76 0,1
Subventionen 1 0,0 0,01 0,0 0,76 0,0
Staatskonsum 10 0,2 0,72 0,2 0,72 0,2
Offentliche Investitionen 4 0,1 0,85 0,1 1,18 0,1
Sozialausgaben 4 0,1 0,23 0,0 0,76 0,1
Summe 32 0,8 0,3 0,6

Multiplikatoren basierend auf Gadatsch et al. (2016) sowie Hinterlang et al. (2023). Beschreibung der Varianten siehe Text.
Der Effekt auf das Bruttoinlandsprodukt versteht sich gegentiber einer kontrafaktischen Situation ohne Konsolidierungs-
malnahmen.

Quelle: Setzungen des IfW Kiel.



Neben der kurzfristigen konjunkturellen sowie budgetiren Wirkung der
Haushaltskonsolidierung sind fiir eine Einschatzung der Gesamtwirkung weitere Aspekte zu
beachten. Beim Abbau von Subventionen sind das im Wesentlichen drei Punkte: Erstens, wie
ist die allokative Wirkung, etwa fiir den Klimaschutz? Zweitens, welche Rolle spielt der Abbau
fiir die Stabilisierung der Wirtschaft in Krisenzeiten? Und drittens, welche
verteilungspolitischen Implikationen hat die MaBnahme? Der Sachverstiandigenrat hat sich
unter Abwagung dieser Aspekte in den vergangenen Jahresgutachten wiederholt fiir den
Abbau klimaschidlicher Subventionen, wie etwa die Pendlerpauschale oder das
Dienstwagenprivileg, ausgesprochen (SVR 2020, Ziffer 372 ff). Die vom Sachverstandigenrat
in der Vergangenheit diskutierten Steuererhohungen hingegen wurden nicht mit dem Ziel der
Einnahmensteigerung vorgeschlagen, sondern im Kontext anderer Ziele. So etwa bei der
Diskussion iiber den Abbau von Steuervergiinstigungen bei der Erbschaftssteuer, die zur
Erhohung der Steuergerechtigkeit vorgeschlagen wurde (SVR 2015, Ziffern 808 ff), oder iiber
eine Reform des Ehegattensplitting (SVR 2023, Ziffern 336 ff.) mit dem Ziel, die
Erwerbsanreize von Zweitverdienenden zu steigern.

Ferner gilt es, langfristige Wirkungen zu beriicksichtigen. So besteht bei der Kiirzung
investiver Ausgaben grundsatzlich das Risiko, dass eine Konsolidierung iiber Kiirzungen von
offentlichen Investitionen die Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft doppelt trifft. Zum
einen starken Investitionen die Konjunktur kurzfristig, da ihre Multiplikatorwirkung als
relativ hoch eingeschitzt wird. Zum anderen sind Ausgaben fiir Investitionen konsumtiven
Ausgaben auch langfristig iiberlegen. Offentliche Investitionen, die die Angebotsseite der
Volkswirtschaft stiarken, wie etwa Infrastrukturinvestitionen, haben das Potenzial, weitere
private Investitionen auszulosen und stirken das Produktionspotenzial langfristig.

Ahnliche Effekte konnen aber auch durch andere PolitikmaBnahmen erreicht werden. So kann
mit gezielten Subventionen fiir Investitionen in Querschnittstechnologien, wie etwa
Kiinstliche Intelligenz, das Produktivitaitswachstum gestarkt werden (SVR, 2023, Ziffer 161).
Aber auch Staatsausgaben, die nach der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen (VGR) keine Investitionen darstellen, wie etwa Ausgaben fiir das
Bildungssystem, und institutionelle Anderungen, die etwa den unterentwickelten deutschen
Wagniskapitalmarkt starken, konnen mittel- bis langfristig wichtige Impulse setzen (SVR,
2023, Ziffern 158 ff.). Insgesamt sollte es das Ziel sein, das Potenzialwachstum in der mittleren
und langen Frist zu stiarken, da dieses nicht nur aufgrund des demografischen Wandels in den
nachsten Jahren zuriickgehen diirfte (SVR, 2023, Ziffern 99 ff.).

I11. Zur Diskussion um die Schuldenbremse

Die verfassungsrechtliche Bewertung der bisherigen Buchungspraxis von Sondervermogen
zwingt die Bundesregierung zu einer Anderung ihrer Finanzpolitik. Daraus ergeben sich fiir
die Bundesregierung Handlungsbedarfe in zweierlei Hinsicht. Zum einen sind in den
kommenden Jahren Bundeshaushalte aufzustellen, die ohne die bislang in den
Sondervermogen verbuchten Kreditermachtigungen auskommen miissen. Zum anderen muss
die mittel- bis langfristige Finanzierungsstruktur des Bundeshaushalts geklart werden. Eine
erhohte Unsicherheit tiber die fiskalpolitische Ausrichtung in den kommenden Jahren konnte,
wie oben bereits ausgefiihrt, bei privaten Haushalten zur Konsum- und bei Unternehmen zur
Investitionszuriickhaltung fiihren.



Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, inwieweit eine Reform der Schuldenbremse dazu
beitragen konnte, eine okonomisch sinnvolle Balance zwischen der Finanzierung von
Ausgaben einerseits und der Vermeidung von Tragfahigkeitsrisiken andererseits zu finden.

Fiskalregeln wie die Schuldenbremse konnen hilfreich sein, um das politokonomische
Problem zu bekampfen, dass Politikerinnen und Politiker versucht sind, Ausgaben tendenziell
eher tliber Kredite zu Lasten der kiinftigen Wahlerschaft als iiber Steuern zu Lasten ihrer
heutigen Wihlerschaft zu finanzieren. Dieser Deficit bias wird durch die Schuldenbremse
wirksam bekampft. Ein zweites polit-okonomisches Problem bleibt jedoch ungelost: die
Neigung der Politik, eher konsumtive Ausgaben zu tatigen, die kurzfristig der aktuellen
Wahlerschaft zugute kommen, als in langfristige Infrastrukturprojekte zu investieren, deren
Nutzen erst in der Zukunft realisiert wird. Dieser Anti-investment bias wird durch die
Schuldenbremse in ihrer aktuellen Ausgestaltung nicht behoben.

Eine Reform konnte verschiedene Konstruktionsschwichen der Schuldenbremse adressieren,
ohne dadurch die Tragfihigkeit der Staatsfinanzen zu gefahrden.

Erstens wiare denkbar, die erlaubten Defizitgrenzen von der jeweiligen Schuldenstandsquote
abhangig zu machen, wie es etwa in den EU-Fiskalregeln angelegt ist. So schldgt die Deutsche
Bundesbank (2022) vor, bei einer Schuldenstandsquote von unter 60% ein strukturelles
Defizit von 1% und bei einer Quote von iiber 60 % ein strukturelles Defizit von 0,5%
zuzulassen. Der finanzielle Spielraum wiirde gegeniiber dem bisher erlaubten strukturellen
Defizit von 0,35% steigen. Trotz dieser etwas weniger restriktiven Ausgestaltung der
Defizitregel wiirde die Schuldenquote langfristig weiter sinken (SVR, 2019, Ziffer 453). Selbst
bei hdufiger auftretenden Krisen und Anwendung der Ausnahmeregelung diirfte dies noch der
Fall sein. Der aktuelle Reformvorschlag des Europiischen Rats zu den europiischen
Fiskalregeln sieht vor, das strukturelle Defizit auf 1,5% zu begrenzen, wobei bei hoheren
Schuldenstdnden weitere Konsolidierungserfordernisse hinzukommen.

Zweitens konnte die Berechnung der Konjunkturkomponente reformiert werden, um die
Revisionsanfalligkeit zu verringern. Eine Diskussion {iber eine Reform der
Konjunkturkomponente sieht bereits der Koalitionsvertrag vor.

Drittens konnte nach Feststellung einer Notlage in einem Kalenderjahr eine Ubergangsphase
fiir die folgenden Jahre vorgesehen werden, um eine zu schnelle Konsolidierungspolitik nach
Wiedereinsetzen der Schuldenbremse (oder ein zu langes Aussetzen der Schuldenbremse
durch wiederholte Erklirung einer Notlage) zu vermeiden. Diese Ubergangsphase sollte
sicherstellen, dass nach Feststellen einer Notlage das Defizit langsam, aber stetig
zuriickgefiihrt wird. Die Ubergangsphase konnte sich am mehrjihrigen Konsolidierungspfad
bei Einfiihrung der Schuldenbremse in den Jahren 2010 bis 2016 orientieren (SVR, 2020,
Ziffer 222). So konnte die strukturelle Nettokreditaufnahme innerhalb von drei Jahren nach
Anwendung der Ausnahmeklausel auf das in Normalzeiten geltende Niveau zuriickgefiihrt
werden (Kooths, 2023).

Dariiber hinaus gibt es Vorschlage, in der Schuldenbremse zusitzliche Spielraume fiir
investive Ausgaben zu verankern, um dem Problem des Anti-Investment-Bias zu begegnen.
So sieht die aktuell vorgeschlagene Reform der europiischen Fiskalregeln Vorteile fiir Lainder
vor, die bestimmte investive Ausgaben titigen. Der wissenschaftliche Beirat beim BMWK hat
eine goldene Regel plus vorgeschlagen. Diese Regel wiirde vorsehen, dass offentliche



Nettoinvestitionen, die schuldenfinanziert sind, nicht auf die maximale Nettokreditaufnahme
der Schuldenbremse angerechnet werden, wenn deren investiver Charakter durch eine
unabhangige Institution bestatigt wird (BMWK, 2023).
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Stellungnahme

zum Entwurf eines zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024
fiir die 6ffentliche Anhérung im Haushaltsausschuss
am 11. Januar 2024

1. Zur Ausgangslage

Mit dem Urteil des Zweiten Senats vom 15. November 2023 hat das Bundesverfassungsge-
richt der Kreditaufnahme des Bundes, insbesondere (aber nicht nur), was die Inanspruchnah-
me der ,,Notlagen“-Regel von Artikel 115 Absatz 2 Grundgesetz angeht, enge Grenzen gezo-
gen (Bundesverfassungsgericht 2023). So muss ,,ein sachlicher Veranlassungszusammenhang
zwischen der Naturkatastrophe oder auBergewdhnlichen Notsituation und der Uberschreitung
der Kreditobergrenzen vorliegen. Aullerdem sind die Grundsitze der Jahrlichkeit und Jih-
rigkeit gemall Artikel 110 Absatz 2 Grundgesetz bzw. § 45 Absatz 1 Bundeshaushaltsordnung
auch auf die Kreditaufnahme anzuwenden, sodass insbesondere Kreditermichtigungen grund-
sétzlich nicht in folgenden Haushaltsjahren genutzt werden diirfen. Dies gilt nicht nur fiir die
,Notlagen“-Kredite, sondern fiir alle Kredite. Auch fiir die Kreditaufnahme ist die Kassen-
wirksamkeit relevant — genau wie fiir alle Staatseinnahmen und -ausgaben (§ 11 Absatz 2
Bundeshaushaltsordnung). Und schlielich sind Bundeshaushalt und die unter Artikel 115
Absatz 2 fallenden Sondervermdgen als Einheit zu betrachten.

Um diesem Urteil Rechnung zu tragen, hat der Bundestag am 15. Dezember 2023 das
Nachtragshaushaltsgesetz 2023 verabschiedet (Deutscher Bundestag 2023b). Was die Son-
dervermogen angeht, wurden, erstens, im Klima- und Transformationsfonds (KTF) die Riick-
lage um 60 Milliarden Euro verringert und der Wirtschaftsplan des KTF entsprechend ange-



passt; zweitens, die Entnahme aus der mit notlagenbedingten Krediten des Jahres 2022 gebil-
deten Riicklage durch den Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) riickgidngig gemacht und
zum Ausgleich des Wirtschaftsplans des WSF zusétzliche Kredite in Hohe von 43,2 Milliar-
den Euro riickwirkend aufgenommen; und drittens, im Sondervermdgen Aufbauhilfe 2021
(SVA) die Ausgaben des Jahres 2023 nicht durch die Inanspruchnahme von Krediterméachti-
gungen aus dem Jahr 2021, sondern durch eine Zuweisung aus dem Bundeshaushalt in Hohe
von ca. 1,6 Milliarden Euro finanziert. Aufgrund der beiden letztgenannten Mallnahmen {iber-
stieg die Kreditaufnahme im Jahr 2023 die nach der Schuldenregel zuldssigen Kreditaufnah-
me, weswegen riickwirkend eine Notsituation fiir das Jahr 2023 festgestellt wurde.

Dies soll fiir das Jahr 2024 vermieden werden. Aus diesem Grund muss die bisherige
Haushaltsplanung fiir das Jahr 2024 revidiert werden, da nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts die Finanzierung durch Sondervermogen nicht mehr im bisher geplanten Um-
fang moglich ist. Mit dem zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 (Deutscher Bundestag
2024) soll die Finanzierung des Bundeshaushalts 2024 innerhalb der Grenzen der ,,Schulden-
bremse* sichergestellt werden. Diesem Zweck dient eine Reihe von Maflnahmen zur Einnah-
menerh6hung und zur Ausgabensenkung. Nicht Rechnung getragen wird dagegen den weiter-
hin bestehenden verfassungsrechtlichen Risiken im Zusammenhang mit der Allgemeinen
Riicklage und den Sondervermdgen. Es kann deshalb keine Rede davon sein, dass mit diesem
Gesetzentwurf ,,strukturellen Problemen im Bundeshaushalt* begegnet wird (Deutscher Bun-
destag 2024, S. 1) — zumindest nicht anndhernd konsequent genug. Auf diese Risiken werde
ich in den Abschnitten 3 und 4 eingehen.

2. 7Zu den Mafinahmen im Einzelnen

Ob das eigentliche Ziel des zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024, namlich die Finan-
zierung des Bundeshaushalts 2024 ohne die AuBerkraftsetzung der ,,Schuldenbremse® erreicht
werden kann, ldsst sich anhand der vorliegenden Unterlagen nicht sicher beurteilen. Ich
mochte deshalb im Folgenden weniger zu den fiskalischen, sondern vor allem zu den 6kono-
mischen Implikationen der wichtigsten Maflnahmen kurz Stellung nehmen.

2.1. Die Erhohung der Luftverkehrsteuer

In ihrer aktuellen Form ist die Luftverkehrsteuer steuersystematisch und klimapolitisch nicht
zu rechtfertigen. Seitdem innereuropdische Fliige dem EU-ETS unterliegen, hitten diese Flii-
ge von der Luftverkehrsteuer befreit werden miissen. Denn das EU-ETS ist das klimapolitisch
wesentlich zielgenauere Instrument, sodass die Luftverkehrsteuer allenfalls als Notlosung fiir
die Belastung der Emissionen der Fliige in Frage kommt, auf die das EU-ETS nicht ange-
wandt wird. Eine Doppelbelastung innereuropiischer Fliige, so wie es jetzt der Fall ist, ist
keineswegs zu rechtfertigen. Im Ubrigen sollte auch bei einer ,,Notldsung* ein moglichst di-
rekter Zusammenhang zwischen der Linge der Flugstrecke und der Hohe der Steuer bestehen,
was nicht der Fall ist. Statt einer Erhohung der Steuersidtze wére eine grundlegende Reform
der Luftverkehrsteuer geboten gewesen.

2.2. Die Streichung der Energiesteuervergiinstigung von Agrardiesel

Zunichst ist festzustellen, dass die Landwirte durch die Streichung der Energiesteuervergiins-
tigung fiir Agrardiesel in einer Zeit belastet werden, in der sie ohnehin mit vielen wirtschaftli-
chen Problemen zu kdmpfen haben. Es ist zwar richtig, dass die Streichung dieser Vergiinsti-



gung aus klimapolitischer Sicht und im Sinn einer gleichméBigen Belastung aller CO»-
Emissionen, die bei der Nutzung fossiler Brennstoffe entstehen, folgerichtig ist. Allerdings
besteht zwischen der Hohe der Steuersdtze auf die verschiedenen Energietrdger und deren
Kohlenstoffgehalt kein direkter Zusammenhang. Dies ist dagegen bei der CO»-Abgabe des
Brennstoffemissionshandelsgesetzes der Fall. Insoweit die CO2-Abgabe erhoben wird, besteht
folglich keine klimapolitische Rechtfertigung fiir die Erhebung einer zusitzlichen Energie-
steuer. Deshalb sollte nicht die Steuervergilinstigung fiir Agrardiesel gestrichen, sondern im
Gegenteil die Energiesteuer auf fossile Brennstoffe nach Mafigabe der darauf entfallenden
CO»-Abgabe gesenkt und langfristig abgeschafft und durch die CO2-Abgabe ersetzt werden.

2.3. Die Abschaffung des ,,Biirgergeldbonus*

Nicht nur der ,,Biirgergeldbonus®, sondern auch das Weiterbildungsgeld und die Weiterbil-
dungspriamie sollten abgeschafft werden. SchlieBlich stellt die Aussicht auf einen Arbeitsplatz
und ein hoheres Einkommen schon Anreiz genug dar, sich weiterzubilden bzw. eine Berufs-
ausbildung zu beginnen. Zumindest sollte dies der Fall sein und wire auch der Fall, wenn der
Abstand zwischen Arbeitseinkommen und sogenanntem ,,Biirgergeld groBer wire, als er
jetzt ist. Hier gibt es weitere Einsparmoglichkeiten, die aber offenbar nicht ergriffen werden
sollen.

2.4. Die Leistungskiirzung bei Verweigerung der Arbeitsaufnahme

Grundsitzlich ist diese Maflnahme zu begriilen, da so der Anreiz zur Arbeitsaufnahme erhdht
und so verhindert wird, dass das ,,Biirgergeld*“ zum bedingungslosen Grundeinkommen dege-
neriert. Allerdings stellen sich in diesem Zusammenhang zwei Fragen: Warum soll die Leis-
tungskiirzung auf zwei Monate beschrinkt werden (§ 31b Abs. 3 SGB 2), auch wenn die
Moglichkeit der Arbeitsaufnahme weiterhin besteht? Und warum wurden {iberhaupt die frither
bestehenden Sanktionsmoglichkeiten so stark eingeschriankt, dass diese Neuregelung notwen-
dig wurde?

2.5. Zahlungen der Bundesagentur fiir Arbeit

Die geplanten Zahlungen der Bundesagentur fiir Arbeit an den Bund fiihren zu Mehreinnah-
men im Bundeshaushalt. Allerdings mindern sich dadurch die Riicklagen der Bundesagentur
fiir Arbeit entsprechend. Dadurch steigt die Wahrscheinlichkeit, dass in der Zukunft etwaige
Defizite der Bundesagentur vom Bund ausgeglichen werden miissen. Damit wird die aktuelle
Haushaltsentlastung durch kiinftige Haushaltsrisiken erkauft. Im Ubrigen kann man in diesem
Vorgehen insoweit eine Zweckentfremdung von Notlagenkrediten erblicken, als die urspriing-
lich vom Bund an die Bundesagentur fiir Arbeit in der Coronakrise geleisteten Zuschiisse
durch Corona-Notlagenkredite finanziert wurden.

3. Die Allgemeine Riicklage

In den Jahren 2015 bis 2019 erzielte der Bund Haushaltsiiberschiisse in Hohe von 48,2 Milli-
arden Euro. Laut § 25 Absatz 2 Bundeshaushaltsordnung miissen diese zur Schuldentilgung
verwendet werden. Dies ist auch tatsdchlich geschehen, da die Bundesregierung die An-

schlussfinanzierung fillig werdender Kredite in dem genannten Umfang reduziert, also
Schulden getilgt hat (Bundesrechnungshof 2022, S. 13).



Diese Schuldentilgung wurde jedoch nicht als solche verbucht, sodass die buchméBigen
Schulden hoher als die tatsdchlichen Schulden waren. Stattdessen wurden die 48,2 Milliarden
Euro in eine sogenannte ,,Allgemeine Riicklage™ eingebucht, die nicht werthaltig ist. Da die
Haushaltssystematik bei der Verwendung von Riicklagen nicht zwischen werthaltigen und nur
buchmifigen Riicklagen unterscheidet, zéhlen Entnahmen aus dieser Allgemeinen Riicklage
als Einnahmen. In Hohe dieser Einnahmen reduziert sich die fiir den Haushaltsausgleich er-
forderliche Nettokreditaufnahme. Dies ist allerdings nur rein buchmiBig der Fall. Tatséchlich
und kassenmiBig miissen die entsprechenden Mittel durch Kreditaufnahme beschafft werden
— eine Kreditaufnahme, die im Bundeshaushalt aber nicht zum Ausdruck kommt.

Dieses Vorgehen verstoft nicht nur gegen § 25 Absatz 2 Bundeshaushaltsordnung, sondern
auch gegen die Prinzipien der Haushaltsklarheit und der Haushaltswahrheit (Artikel 110 Ab-
satz 1 Grundgesetz) sowie gegen die Grundsitze der Jahrlichkeit und Jahrigkeit (Artikel 109
Absatz 2 Grundgesetz, § 45 Absatz 1 Bundeshaushaltsordnung). Es ermdglicht die Umgehung
der Verschuldungsregeln des Artikels 115 Absatz 2 Grundgesetz. Denn in den Jahren, in de-
nen keine Nettokreditaufnahme erforderlich war, also in den Jahren 2015 bis 2019, wurde
durch das Unterlassen der Verbuchung der stattgefundenen Schuldentilgung unter der irrefiih-
renden Bezeichnung ,,Allgemeine Riicklage™ gewissermallen eine Kreditermachtigung ge-
schaffen, die dann in den Folgejahren genutzt werden konnte, ohne dass sich die buchmifige
Nettokreditaufnahme und damit der buchméfige Schuldenstand erhoht hétten. Letzterer war
ja ohnehin schon hoher ausgewiesen als der tatsdchliche Schuldenstand. Diese nur kassenma-
Bige, aber nicht buchméBige Kreditaufnahme musste bei der Anwendung der Verschuldungs-
regeln des Artikel 115 Absatz 2 Grundgesetz nicht beriicksichtigt werden, sodass man die
Obergrenze der Kreditaufnahme einhalten bzw. etwaige Notlagenkredite geringer ausweisen
konnte. In dem MaB, in dem die Allgemeine Riicklage aufgelost worden ist, hat sich der tat-
sdchliche wieder dem buchméBigen Schuldenstand genéhert.

Beispielsweise wurden im Jahr 2023 insgesamt 43,5 Milliarden Euro aus der Allgemeinen
Riicklage entnommen — Entnahmen, die eigentlich als Nettokreditaufnahme hitten verbucht
werden miissen. Gleiches gilt fiir eine mogliche Entnahme im Jahr 2024. Bislang ist geplant,
aus dem Restbestand der Allgemeinen Riicklage in Hohe von 3,1 Milliarden Euro im Jahr
2024 1,4 Milliarden Euro zu entnehmen. Angesichts der aktuellen Haushaltsprobleme ist da-
mit zu rechnen, dass es nicht bei diesem Betrag bleiben wird.

Ein solches Vorgehen ist unter Zugrundelegung der vom Bundesverfassungsgericht in dem
oben zitierten Urteil entwickelten Grundsitze als verfassungswidrig zu werten.

4. Das Problem der Sondervermogen

Nicht nur die Finanzierung der von der Bundesregierung bislang im Zusammenhang mit dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 2023 beriicksichtigten Sonderver-
mogen ist problematisch — sondern auch die der meisten anderen Sondervermdgen (Bundes-
rechnungshof 2023, S. 16-21).

Der weit iiberwiegende Teil der Sondervermdgen finanziert sich nicht durch eigene Ein-
nahmen, sondern durch direkte Zahlungen aus dem Bundeshaushalt oder die Aufnahme von
Krediten. Bei allen fremdfinanzierten Sondervermogen kann es zu Konflikten mit den grund-
gesetzlichen Haushaltsprinzipien kommen — und zwar auch dann, wenn keine Umwidmungen
wie im Fall des KTF oder des WSF vorgenommen werden. Insoweit fremdfinanzierte Son-
dervermogen eigene Krediterméchtigungen besitzen (wie z.B. der WSF), liegt ein Verstof3
gegen das Prinzip der Jahrlichkeit bzw. Jahrigkeit geméf Artikel 110 Absatz 2 Grundgesetz



dann vor, wenn Kreditermachtigungen nicht in dem Haushaltsjahr, in dem sie erteilt wurden,
ausgeschopft, sondern ganz oder zum Teil auf Folgejahre {ibertragen werden. Fiir fremdfinan-
zierte Sondervermogen, die sich aus buchmiBigen Mittelzufiihrungen aus dem Bundeshaus-
halt speisen (wie z.B. das SVA), gilt Ahnliches: Wenn diese Mittel nicht im selben Jahr ver-
braucht und kreditfinanziert werden, sondern ganz oder zum Teil der Riicklage zugewiesen
und erst bei Inanspruchnahme kreditfinanziert werden, liegt ebenfalls ein Verstofl gegen das
Jéhrlichkeits- bzw. Jahrigkeitsprinzip vor. Verfassungsgemdll wére es, anstelle der bisherigen
Praxis am Ende jedes Haushaltsjahres die nicht in Anspruch genommenen Krediterméchti-
gungen bzw. die nicht verbrauchten Zuweisungen zu streichen. Der Finanzbedarf in den
Folgejahren miisste dann durch neue Krediterméachtigungen bzw. neue Zuweisungen jeweils
nach MaBgabe des Jéhrlichkeits- bzw. Jahrigkeitsprinzips gedeckt werden. Das wiirde natiir-
lich bedeuten, dass die entsprechenden Betrége jedes Jahr bei der Kreditaufnahme des Bundes
zu berlicksichtigen und dabei die Regeln der ,,Schuldenbremse® zu beachten wiren. Auf diese
Weise konnte die ,,Schuldenbremse® nicht linger durch Riicklagenbildung in Sondervermo-
gen umgangen werden.

Dies wiirde, wie der Bundesrechnungshof (2023, S. 7) vollig zu Recht konstatiert, ,,erheb-
liche Auswirkungen auf die bisherige Haushalts- und Finanzplanung® haben. Diese Auswir-
kungen sollen vermieden werden, indem die Bundesregierung offensichtlich die verfassungs-
widrige Buchungspraxis der Vorjahre beibehalten will. Wiirde diese den vom Bundesverfas-
sungsgericht entwickelten Grundsédtzen angepasst, wiirde sich eine zusitzliche Kreditaufnah-
me in Hohe von 26,2 Milliarden Euro fiir das Jahr 2024 ergeben (Differenz zwischen nicht
kassenwirksamen NKA-erhohenden Ausgaben und kassenwirksamer, nicht NKA-relevanter
Kreditaufnahme; Deutscher Bundestag 2023a, S. 49-50). Damit wére die Einhaltung der
»Schuldenbremse* auch im Jahr 2023 ausgeschlossen.

5. Eine vertane Chance

Mit dem vorliegenden Entwurf fiir ein zweites Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 versucht
die Bundesregierung, die sich in der Folge des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom
15. November 2023 auftuenden Haushaltslocher zu stopfen. Sie bedient sich dazu einer Reihe
verschiedener Maflnahmen, deren Auswahl nicht nur recht willkirlich wirkt, sondern die auch
im jeweiligen Einzelfall nur schwer zu rechtfertigen sind.

AulBlerdem bestehen verfassungsrechtliche Risiken insoweit fort, als die Auswirkungen des
erwdhnten Urteils auf weitere Sondervermdgen und auf die Allgemeine Riicklage nicht be-
riicksichtigt worden sind.

Die Bundesregierung hat die Haushaltskrise leider nicht als Chance begriffen. Sie hat nicht
die Gelegenheit ergriffen, alle Staatsausgaben generell auf den Priifstand zu stellen, konse-
quent und systematisch Einsparungen vorzunehmen und Abgaben zu senken und so den Biir-
gern mehr Freiraum zur eigenverantwortlichen Gestaltung ihrer wirtschaftlichen Aktivititen
zu gewihren. Wenn die Bundesregierung meint, die ,.klimaneutrale Transformation der Wirt-
schaft* verstiarkt vorantreiben zu miissen, ,,auch um Wettbewerbsfahigkeit, Wertschopfung
und Arbeitsplitze zu sichern” (Deutscher Bundestag 2024, S. 1), so zeigt sie damit deutlich,
dass sie die Probleme, vor denen die deutsche Volkswirtschaft steht, noch nicht erkannt hat.
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Offentliche Anhérung im Haushaltsausschuss des Bundestags am 11. Januar 2024

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
schr geehrte Mitglieder des Haushaltsausschusses,
im Rahmen der oben genannten 6ffentlichen Anhérung des Haushaltsausschusses des Deutschen

Bundestages nehme ich gerne wie folgt schriftlich Stellung.

Stellungnahme

Die Stellungnahme fokussiert auf die das Haushaltsfinanzierungsgesetz begleitende Dis-
kussion tiber einen Beschluss einer Notsituation nach Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG fiir die Beseitigung
der Schiden der Flutkatastrophe im Ahrtal sowie einen etwaigen entsprechenden Beschluss fiir die
Ausgaben im Zusammenhang mit dem Angriffskrieg auf die Ukraine.

1. Notlagen-Beschluss zum Ahrtal

Wihrend eine Flutkatastrophe unproblematisch einen Notlagengrund im Sinne von Art.
115 Abs. 2 S. 6 GG darstellt, stellt sich insbesondere Frage, ob und inwiefern die fir das Jahr 2024
aktuell vorgesehenen Ausgaben in Hohe von 2,7 Mrd. Euro eine ,,erhebliche Beeintrichtigung der
Finanzlage® darstellen. Vor dem Hintergrund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG)
vom 15. November 2023 unterliegt ein Notlagen-Beschluss nach Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG einer
ausdifferenzierten gerichtlichen Uberpriifbarkeit durch das BVerfG. Wihrend der Notlagengrund
gerichtlich vollumfinglich iberprifbar ist, hat der Gesetzgeber bzgl. der ,,erheblichen Beeintrich-
tigung der Finanzlage® einen Beurteilungsspielraum anerkannt. Gerichtlich tberpriifbar ist nur, ob
die aulergewohnliche Notsituation zu einem aullerordentlich — also nicht nur unerheblich — er-
hoéhten Finanzbedarf gefuhrt hat und damit grundsitzlich geeignet war, die staatliche Finanzlage



erheblich zu beeintrichtigen. Fir die Frage, ab welcher konkreten Hohe des finanziellen Mehrbe-
darfs eine erhebliche Beeintrichtigung der Finanzlage vorliegt, kommt dem Gesetzgeber ein Ein-
schitzungs- und Beurteilungsspielraum zu.'

Die reduzierte verfassungsgerichtlich Uberpriifbarkeit der quantitativen Schwelle
der ,,erheblichen Beeintrichtigung der Finanzlage® schirmt den Beurteilungsspielraum des
Gesetzgebers insoweit ab, dass er seine Entscheidung nicht an einem vorgegebenen singuliren
Kriterium oder Grenzwert auszurichten hat. Mal3geblich ist vielmehr, dass der Gesetzgeber sich
auf plausible Erwidgungen stiitzt, die es vertretbar erscheinen lassen, auf dieser Grundlage von einer
erheblich beeintrichtigten Finanzlage auszugehen.

Es kommen verschiedene finanzpolitische Bezugspunkte fiir die ,,erhebliche Beein-
trichtigung der Finanzlage* in Betracht. Die Beeintrichtigung der Finanzlage soll sich aus dem
Verhiltnis des Finanzbedarfs zur Finanzkraft ergeben.” Die Finanzkraft verweist auf finanzpoli-
tisch steuerbare Mittel, die als Finanzierungspotential zur regelgrenzenkonformen Bewaltigung der
notlagenbedingten Ausgaben eingesetzt werden konnen. Voraussetzung dafiir ist, dass es sich um
tatsichlich steuerbares Finanzierungspotential handelt. Davon geht auch das BVerfG aus,
wenn es betont, dass unerheblicher Finanzbedarf ,,durch Haushaltsumschichtungen, Ausgaben-
kiirzungen oder Steuererh6hungen gedeckt werden muss.” Deshalb muss fiir die Beurteilung der
Finanzkraft des Bundes aufler Acht bleiben, was vom Haushaltsgesetzgeber kurzfristig nicht be-
einflusst werden kann. Da es Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG zentral um die Absicherung der Handlungs-
fihigkeit des Staates bei der Krisenbewiltigung geht’, kénnen Bezugspunkt fiir die Finanzkraft
nicht Mittel sein, Gber die der Bund in der kurzen Frist keine Kontrolle hat. Kurzfristig nicht be-
einflussbare Einnahmen oder Ausgaben sind kein tauglicher Bezugspunkt zur Bestimmung der

Beeintrichtigung der Finanzlage.

Vor diesem Hintergrund scheidet das Verhiltnis der Notlagen-Ausgaben fir das Ahrtal
zum gesamten Bundeshaushalt wegen der Vorbindungen gro3er Teile des Bundeshaushalts aus.
Nur die kurzfristig disponiblen Ausgaben determinieren die Handlungsfahigkeit in der kurzfris-
tigen Krisenbewiltigung — diese beziffert der Bundesrechnungshof fiir den Bundeshaushalt auf
rund 10 Prozent’, was auf der Ausgabenseite ein beeinflussbares Volumen von rund 42 Mrd. Euro
bedeutet. Die Beschrinkung auf diese ,freie Spitze* korrespondiert mit der Finanzkraft des Bun-
des, denn Finanzkraft kann nur besitzen, wer die Ausgaben kurzfristig steuern kann, was fur 90
Prozent der Ausgaben des Bundeshaushalts nicht der Fall ist. Alternativ hat auch die Hohe des
mnormalen*“ Verschuldungsspielraums im Rahmen der zuldssigen Nettokreditaufnahme in
Hohe von 0,35% der Wirtschaftsleistung eine gewisse Plausibilitit zur Charakterisierung der Fi-
nanzlage.’ Je hoher der Spielraum fiir die Nettokreditaufnahme, umso agiler kann auf aulerge-
wohnliche Situationen iSv Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG reagiert werden.

1 BVerfG, Urteil vom 15.11.2023, 2 BvF 1/22, Rn. 122.

2 Christ, NVwZ 09, 1336; Dutig/Herzog/Scholz/Kube GG Art. 109 Ra. 207; Jarass/Pieroth/Jarass GG Art. 109 Ra. 20.
3 BVerfG v. 15.11.2023, 2 BvF 1/22, Rn. 112.

4 BT-Drs. 16/12 410, S. 11: Durig/Herzog/Scholz/Kube GG Art. 109 Rn. 204.

5 Bundesrechnungshof, Bemerkungen 2023 zur Haushalts- und Wirtschaftsfithrung des Bundes v. 7.12.2023.

¢ Buttner, Schriftliche Stellungnahme zur Anhérung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestag am 5. Dezember 2023, S.
3.



Letztlich ist die verfassungsrechtliche Konkretisierung der ,,erheblichen Beeintrichtigung
der Finanzlage® aber diinn. Deshalb sollten die einfachgesetzlichen Normierungen der Bundes-
haushaltsordnung (BHO) herangezogen werden. Die BHO normiert in unterschiedlichen Zu-
sammenhingen den Umgang mit ungeplant auftretenden ,,Mal3nahmen erheblicher finanzieller Be-
deutung® fir die Finanzplanung (etwa in §§ 28 Abs. 2, 29 Abs. 2, 38 Abs. 2, 3, 40 BHO). Diese
Normen bieten als einfachgesetzliche Wertungen und getibte Praxis einen Anhaltspunkt dafiir, was
der Gesetzgeber als erhebliche Verinderungen der Finanzlage versteht. Insoweit die BHO die
Mafinahmen erheblicher finanzieller Bedeutung einem Sonderregime unterwirft, tut sie dies auch,
weil solche Mal3nahmen die Finanzkraft des Bundes au3erplanmilig beanspruchen. Insoweit kon-
nen ,,Malnahmen erheblicher finanzieller Bedeutung® im Sinne der BHO als Indikation fiir eine
Belastung der Finanzkraft des Bundes verstanden werden.

Als Bezugspunkt fiir ,,MaBnahmen erheblicher finanzieller Bedeutung® im Sinne der BHO
wird hiufig auf den jeweiligen Einzelplan Bezug genommen wird.” Der Einzelplan ist eine plau-
sible Bezugsgrofle fiir die Beeintrichtigung der Finanzlage, weil damit zum Ausdruck kommt,
dass die einzelplaninterne Flexibilitit nicht ausreicht, um die unvorhergesehenen Mafinahmen zu
bewiltigen. Damit ist noch keine Aussage zur verfassungsrechtlich erforderlichen ,,Erheblichkeit®
getroffen (s.u.), sondern lediglich, dass der Einzelplan, innerhalb dem die notlagenbedingten Mehrt-
ausgaben auftreten, die Mehrkosten nicht plankonform abbilden kann und der Finanzbedarf somit
zumindest geeignet ist, die Finanzkraft des Bundes (und damit die Finanzlage®) in einer Weise zu
belasten, an welche die BHO restriktive Anforderungen stellt.

Davon zu unterscheiden ist die Frage, ab wann eine Beeintrichtigung der Finanzlage ,,er-
heblich* ist im Sinne von Art. 115 Abs. 2. S. 6 GG. Auch hierzu schweigt das Verfassungsrecht
und der Beurteilungsspielraum, der sich auf die ,,H6he* ab welcher der Haushaltsgesetzgeber von
einer Beeintrichtigung erstreckt mit der Wirkung, dass es keine starre Grenzen geben darf. Fir die
Erheblichkeitsschwelle bietet die BHO einen Referenzpunkt. Zum einen normieren die Verwal-
tungsvorschriften zur BHO, dass von Ma3nahmen von erheblicher finanzieller Bedeutung, wenn
sie innerhalb des Kapitels einen mal3geblichen Anteil haben (VV 4 zu § 38 BHO). Noch priziser
soll ,,Erheblichkeit” vorliegen, wenn der geplante Betrag um mehr als 5 Prozent iiberschritten
wird (VV 3.1 zu § 38 BHO).

Eine verallgemeinerungsfihige Konkretisierung der ,,erheblichen Beeintrichtigung der Fi-
nanzlage darf nicht den Blick darauf verstellen, dass auch eine kontextabhingige Bewertung
der Beeintrichtigung der Finanzlage zulissig und von dem vom BVerfG anerkannten Beurtei-
lungsspielraum fir dieses Tatbestandsmerkmal gedeckt ist. Eine solche kontextabhingige Bewer-
tung zeigt sich offen fir 6konomische und finanzpolitische Handlungszwinge des konkreten
Einzelfalls. In diesem Sinne kénnen abhingig vom Kontext Einnahme- und Ausgabekanile offen
oder versperrt sein und die Bewertung der Finanzlage beeinflussen. In diesem Sinne wird auch die
Haushaltspraxis unter der BHO dahingehend verstanden, dass sich die ,,erhebliche finanzielle Be-
deutung® einer Mallnahme nicht durch eine starre betragsmiflige Grenze festlegen lisst, sondern
je nach Volumen des Einzelplans oder der Umstinde schwanken kann.” Kontextprigend war im

7 Gropl, BHO, § 28 Rn.10; Scheller, BHO, § 28 Rn.79; Miller, in Heuet/Scheller, Kommentar zum Haushaltsrecht und der Vot-
schriften zur Finanzkontrolle, 79. Lfg,, § 40, Rn. 37.

8 Oben Fn. 2.

9 Miillet, in Heuer/Scheller, Kommentar zum Haushaltsrecht und der Vorschriften zur Finanzkontrolle, 79. Lfg,, § 40, Rn. 37.



vorliegenden Fall, dass die Bundesregierung als Reaktion auf das BVerfG-Urteil mit einem kurz-
fristigen Konsolidierungsbedarf iHv rund 16 Mrd. Euro konfrontiert war, um verfassungskon-
forme Haushalte aufzustellen. Bei einem solchen diffizilen und kurzfristigen ,,finanzpolitischen
Kraftakt fallen auch vergleichsweise kleinere Ausgabenposten ins Gewicht und beeinflussen die
Haushaltskonsolidierung und damit die Finanzlage. Zudem hat das BVerfG ausdriicklich keine
,Erforderlichkeitspriifung® zur Voraussetzung gemacht, mithin ist der Gesetzgeber bei der Kiri-
senbewiltigung verfassungsrechtlich nicht ,,zur Ausschopfung anderer Konsolidierungsspielriume
gehalten®."” Die Regierung musste sich also nicht weiteren Konsolidierungszwingen beugen, son-
dern kann die notlagenbedingten Mehrbedarfe durch Neuverschuldung decken. Jedenfalls muss es
die kontextspezifischen Erwigungen von Bundesregierung und Haushaltsgesetzgeber tiberlassen
sein, ab welcher H6he — und hierauf erstreckt das BVerfG den Beurteilungsspielraum explizit — sie

von einer Beeintrichtigung der Finanzlage ausgehen.

Vom Beurteilungsspielraum erfasst ist auch eine von 6konomischen und haushaltsrechtli-
chen Erwigungen angeleitete tiberjahrige Streckung der Wiederaufbauhilfen. Wiirde man die
Notsituation auf das erste Jahr beschrinken, bestiinde ein Zwang, simtliche erforderliche Wieder-
aufbauhilfen sofort auszugeben. Dies liefe nicht nur haushaltsrechtlich den Geboten der Spar-
samkeit und Wirtschaftlichkeit zuwider. Auch wiirde jede 6konomische Logik untergraben, die
Ausgaben und Aufbauhilfen auf der Zeitachse zu strecken, um effizient und wirkoptimal zu sein.
Wenngleich die Wiederholung des Notlagen-Beschlusses somit aus Griinden der Jahrigkeit erfor-
derlich ist, muss bei einem wiederholten Beschluss der Motivation fiir die zeitlich gestreckten Aus-
gaben Rechnung getragen werden. Dies dndert nichts daran, dass die Ausgaben im Veranlassungs-
zusammenhang mit der Notsituation stehen mussen.

Fir die Ahrtal-Hilfen als notlagenbedingte Ausgaben ergibt sich daraus folgendes: Der
Haushaltsgesetzgeber ist bei der Ausfiillung seines Beurteilungsspielraums nicht an ein einzelnes
Kriterium gebunden, vielmehr muss seine Begriindung schliissig sein und zumindest vertretbar
erscheinen lassen, vom Vorliegen einer ,,erheblichen Beeintrichtigung der Finanzlage® auszuge-
hen. Jedenfalls untauglich als Bezugspunkt ist der Gesamthaushalt, weil er groB3enteils aus indispo-
niblen Ausgaben auf3erhalb der kurzfristigen Steuerungsreichweite des Gesetzgebers steht. Im Ein-
klang mit den einfachgesetzlichen Regelungen der BHO erscheint der Einzelplan eine plausible
Bezugsgrofle zur Bestimmung der Finanzlage, in Falle der Ahrtal-Hilfen der Einzelplan 60.
Ebenso kann der Finanzbedarf zum kontextspezifischen Konsolidierungsaufwand iHv 16 Mrd.
Euro ins Verhiltnis gesetzt werden. Geht man im Einklang mit der BHO von ,,Erheblichkeit®
zumindest von einer Abweichung in Héhe von 5 Prozent aus, stellt der Finanzbedarf in Héhe von
2,7 Mrd. Euro sowohl in Bezug auf den Einzelplan 60 (ca. 21 Mrd. Euro in 2024) wie auch im
Verhiltnis zum Konsolidierungsaufwand (16 Mrd. Euro) eine erhebliche Beeintrichtigung der Fi-

nanzlage dar.

2. Auswirkungen der Ukraine-Notsituation unter aufschiebender Bedingung
fiir den Bundeshaushalt 2024

Aus den politischen Absichtserklarungen im Umfeld des Haushalts 2024 ergibt sich zudem,
dass sich die Regierung vorbehilt, zu einem spateren Zeitpunkt eine Notlage zu erkliren. Da die

10 BVerfG v. 15.11.2023, 2 BvF 1/22, Rn. 146.



Erklirung der Notlage gewissermal3en unter ,,aufschiebender Bedingung* vorgebracht wurde, kon-
nen sich daraus Konsequenzen fiir die aktuelle Aufstellung des Haushalts insofern ergeben, als das
eine solche zukiinftige Erklarung den verfassungsrechtlichen Anforderungen zu einem vorgelager-
ten Zeitpunkt ergeben konnte.

Das Vorliegen einer Notlage im Sinne von Art. 114 Abs. 2 S. 6 GG erscheint — vorbehalt-
lich einer entsprechenden Begriindung — zumindest nicht ausgeschlossen. Insoweit es sich bei dem
Angriffskrieg um ein unvorhergesehenes Ereignis au3erhalb der Kontrolle der Bundesregierung
handelt, erscheint es nicht abwegig, dass aus dem humanitiren, militirischen und finanziellen
Beistand, der zum Teil europarechtlich und volkerrechtlich determiniert ist, erhebliche Mehraus-
gaben zur Eindimmung der Kriegsfolgen resultieren, die zudem geeignet sind, zu einer Beeintrich-
tigung der Finanzlage zu fihren.

Aber ist die angekiindigte aufgeschobene Notlagen-Erklirung, eine Notlagen-Erklirung
mit aufschiebender Bedingung, vereinbar damit, dass das Gericht an fortdauernde Krisen erhéhte
und eingrenzende Anforderungen bzgl. der Darlegungs- und Begrindungslasten gestellt hat? Kon-
kret erwartet das BVerfG, dass ,,je linger die Krise dauert und je umfangreicher der Gesetzgeber
notlagenbedingte Kredite in Anspruch genommen hat, desto detaillierter hat er die Grinde fiir das
Fortbestehen der Krise (Krisendiagnose) und die aus seiner Sicht weiter gegebene Geeignetheit der
von ihm geplanten MaB3nahmen zur Krisenbewiltigung darzulegen.”"! Wihrend die Krise des An-
griffskrieges tatsichlich nunmehr lingere Zeit andauert, sind bislang keine notlagenbedingten Kre-
dite fiir die Ukraine-Hilfe in Anspruch genommen werden. Was die vorherigen Notlagenerklarun-
gen zu Energiepreisen in 2023 und 2022 anbelangt, so nehmen diese zwar ebenfalls ihren Ursprung
im Angriffskrieg Russlands, sie stehen allerdings nicht im Sachzusammenhang mit den zu leisten-
den humanitiren, finanziellen und militarischen Hilfen fir die Ukraine. Sollte die Notlage somit zu
einem spateren Zeitpunkt erklirt werden, stellt sie somit keine wiederholte Notlage dar und unter-
fallt damit prima facie auch nicht verschirften Darlegungslasten.

Gleichwohl kénnte ein ,,strategisches® Zurtickhalten der Notlagenerklirung dem Geist des
Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG zuwiderlaufen, dem es zentral um die Bewiltigung unvorhersehbarer und
plétzlich auftretender notlagenbedingter Finanzbedarfe geht.'” Der Haushaltsgesetzgeber miisste
im Rahmen einer etwaigen Notlagenerklirung entsprechenden Begriindungsaufwand leisten, in-
wiefern in der Zukunft auftretende Ereignisse ein plétzliches Ereignis, zumindest aber eine signi-
fikante Verschirfung der Notlage, im Sinne von Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG darstellen.

Mit Blick auf eine eventuelle gerichtliche Uberpriifung verfassungsrechtlich kluger — jedoch
nicht verfassungsrechtlich zwingender — Ansatz wire eine abschichtende Verarbeitung der Not-
lage im vorliegenden Haushaltsentwurf und einer etwaigen zukiinftigen Notlagenerkli-
rung. Geht der Haushaltsgesetzgeber grundsitzlich davon aus, dass der Ukraine-Krieg einen Not-
lagengrund im Sinne einer ,,auflergewohnlichen Notsituation® darstellt, und geht die Regierung
zum jetzigen Zeitpunkt auflerdem davon aus, die daraus resultierenden Mehrausgaben innerhalb
der Regelgrenzen der Schuldenregel bewiltigen zu konnen, sollte sie das entsprechend klarstellen:
dass die Voraussetzungen eines Notlagengrundes gegeben sind und dass sie jedoch aktuell nicht
von einer ,erheblichen Beeintrichtigung der Finanzlage™ ausgeht. Durch zeitliches Abschichten

11 BVerfG v. 15.11.2023, 2 BvF 1/22, Rn. 151.
12 BeckOK GG/Reimer GG Art. 109 Rn. 66.



der Tatbestandsmerkmale des Notlagen-Beschlusses nach Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG wiirde die Be-
grindung einer Notlagenerklirung zum spiteren Zeitpunkt verfassungsrechtlich auf vergleichs-
weise festen Boden stehen.

Vorzugswiirdig wire jedoch eine Finanzierung der Ukraine-Hilfe auf europdischer
Ebene. Fir genuin europiische offentliche Giiter sollte eine europiische Finanzierung ins Auge
gefasst werden. Militirhilfen fir die Ukraine fullen auf der Gemeinsamen Auf3en- und Sicherheits-
politik der EU, sie gewihrleisten die Sicherheit Europas als Ganzes — betroffen sind damit genuin
europiische offentliche Giiter. Fiir solche Giiter besteht eine 6konomische Ratio, auf europiischer,
nicht mitgliedstaatlicher Ebene finanziert zu werden. Eine entsprechend ausgestatteter Europdi-
scher Verteidigungsfonds triige dem europiischen Ansatz Rechnung und wiirde entsprechende
GroBenvorteile auf EU-Ebene heben. Finanzierungen kénnen entweder im Rahmen eines modifi-
zierten EU-Haushalts oder durch einen modifizierten Eigenmittelbeschluss im Wege der Kreditfi-
nanzierung ermdéglicht werden. Eine Kreditfinanzierung erscheint innerhalb der vom BVerfG fir
zweckgebundene EU-Verschuldung gezogenen Grenzen moglich.
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1. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Zweiten Nachtragshaushalt Pusinessschool-berlin.de
2021 (2 BvF 1/22) hatte nicht nur weitreichende Folgen fir die endgultige Internet:
Haushaltsaufstellung des Jahres 2023, sondern wirkt sich in erheblicher Www.businessschool-berlin.de
Weise auch auf die Haushaltsaufstellung des Jahres 2024 aus. Insgesamt
fuhrt es zu erheblichem Anpassungs- und Konsolidierungsbedarf auf Seiten des Haushaltsge-
setzgebers, da der Ruckgriff auf zuvor bestehende Uberjahrige Sondervermégen danach grund-
satzlich nicht mehr moglich ist.

2. Im — zum Zeitpunkt des Urteils bereits grofitenteils, aber noch nicht abschlielend vollzogenen
— Haushaltsjahr 2023 wurde dem nicht zuletzt durch eine riickwirkende Erklarung einer Notlage
im Sinne des Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG begegnet, durch die bereits erfolgte Kreditaufnahmen
aufgrund entsprechender Sondervermdgen nachtraglich auf eine verfassungsrechtlich tragfa-
hige Grundlage gestellt werden konnten.

3. Fur das Haushaltsjahr 2024 waren dariber hinaus weitere Konsolidierungen im anvisierten
Kernhaushalt erforderlich, um die weggefallenen finanziellen Mittel auszugleichen. Die dazu
notwendigen politischen Einigungen konnten im Jahr 2023 nicht erzielt werden, so dass auch
eine Verabschiedung des Haushalts fiir das Jahr 2024 nicht mehr erfolgen konnte. Das Grund-
gesetz steht einer solchermal3en verspateten Haushaltsbeschlussfassung — dieser soll nach
Art. 110 Abs. 2 S.1 GG grundsatzlich vor Beginn des jeweiligen Haushaltsjahres verabschiedet
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werden — nicht prinzipiell entgegen. In Art. 111 GG finden sich vielmehr besondere Regelungen
fur einen solchen ,etatlosen Zustand®, die einen ,government shutdown® wie etwa in den USA
verhindern. Auch wenn sich darin keine explizite Frist fur die letztliche Verabschiedung des not-
wendigen Haushaltsplanes finden, ist gleichwohl von einer verfassungsrechtlichen Pflicht der
beteiligten Bundesorgane auszugehen, den etatlosen Zustand moglichst zeitnah zu beenden.
Insofern sind alle beteiligten Bundesorgane verpflichtet, auf eine méglichst zlgige Verabschie-
dung des Haushaltsplanes unter Beachtung der aus Sicht des Bundesverfassungsgerichts zu
wahrenden Beratungserfordernisse hinzuwirken. Die aktuell anvisierte Verabschiedung des
Haushalts Ende Januar/Anfang Februar 2024 erweist sich diesbeziiglich aber als verfassungs-
rechtlich unbedenklich.

B. Verfassungsrechtliche Bewertung

4. Beim Grol3teil der in dem Entwurf aufgefuhrten KonsolidierungsmaRnahmen handelt es sich
um verfassungsrechtlich unbedenkliche politische Entscheidungen. Die Konsolidierung hatte in-
soweit auch durch Einsparungen an anderer Stelle und moglicherweise sogar durch den parti-
ellen Ruckgriff auf die Notlagenklausel des Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG erfolgen kdnnen. Dass das
nicht geschehen ist, ist insofern aber verfassungsrechtlich nicht relevant. Auch wenn es verfas-
sungsrechtlich also méglich gewesen ware, bestimmte Ausgaben durch die Erklarung einer Not-
lage und die begrenzte Ausweitung der Kreditaufnahme zu finanzieren, besteht dazu keine ver-
fassungsrechtliche Verpflichtung. Der Haushaltsgesetzgeber ist vielmehr frei dartber zu ent-
scheiden, wie er dem festgestellten Konsolidierungsbedarf nachkommt und wo er seine Priori-
taten setzt.

5. Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen jedoch im Hinblick auf die Anderungen im
Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches, auf die daher zunachst einzugehen ist (I). Im An-
schluss soll an dieser Stelle zudem auf die verfassungsrechtliche Moéglichkeit eingegangen wer-
den, im Hinblick auf die Folgekosten des Ahrtal-Hochwassers sowie des Krieges in der Ukraine
einen Notlagenbeschluss nach Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG zu treffen, Uber die im politischen Raum
offen nachgedacht wird (Il).

I. Anderungen im Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches

6. Die Anderungen im zweiten Buch des Sozialgesetzbuches verschéarfen die Regelungen fir
den Fall nachhaltiger Verweigerung der Aufnahme zumutbarer Arbeit. Nach der Neuregelung
ist es nunmehr moglich, dass der Leistungsanspruch in Hohe des Regelbedarfs — also abgese-
hen von den Kosten der Unterkunft und Heizung — vollstandig entféllt, sofern erwerbsfahige
Leistungsberechtigte, deren Blrgergeld wegen einer Pflichtverletzung nach § 31 Absatz 1 Satz
1 Nummer 2, § 31 Absatz 2 Nummer 3 oder § 31 Absatz 2 Nummer 4 innerhalb des letzten
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Jahres gemindert war, eine zumutbare Arbeit nicht aufnehmen. Die Méglichkeit der Arbeits-
aufnahme muss dabei tatsachlich und unmittelbar bestehen und willentlich verweigert werden.
Die besonderen Hartefallregelungen und Einzelfallprifungen nach Absatz 1 Satz 6, Absatz 2
und 3 sowie § 31 Absatz 1 Satz 2 finden insoweit weiterhin Anwendung.

7. Die theoretische Zulassigkeit einer solchen Sanktion, die zu einem vollstandigen Wegfall der
Leistungsberechtigung fuhrt, hatte das Bundesverfassungsgericht in einer Entscheidung aus
dem Jahre 2019 festgestellt, zugleich aber an Gberaus enge Voraussetzungen geknlipft.! In der
insoweit entscheidenden Randnummer 209 heil3t es:

LAnders liegt dies folglich, wenn und solange Leistungsberechtigte es selbst in der Hand
haben, durch Aufnahme einer ihnen angebotenen zumutbaren Arbeit (§ 31 Abs. 1 Satz
1 Nr. 2 SGB Il) ihre menschenwirdige Existenz tatsachlich und unmittelbar durch die
Erzielung von Einkommen selbst zu sichern. Ihre Situation ist dann im Ausgangspunkt
derjenigen vergleichbar, in der keine Bedurftigkeit vorliegt, weil Einkommen oder Ver-
maogen aktuell verfigbar und zumutbar einsetzbar sind. Wird eine solche tatsachlich
existenzsichernde und im Sinne des § 10 SGB Il zumutbare Erwerbstatigkeit ohne wich-
tigen Grund im Sinne des § 31 Abs. 1 Satz 2 SGB Il willentlich verweigert, obwohl im
Verfahren die Moglichkeit bestand, dazu auch etwaige Besonderheiten der personlichen
Situation vorzubringen, die einer Arbeitsaufnahme bei objektiver Betrachtung entgegen-
stehen kdnnten, ist daher ein vollstandiger Leistungsentzug zu rechtfertigen.”

8. Voraussetzung ist damit, dass dem oder der Betroffenen eine zumutbare und existenzsi-
chernde Arbeit tatsachlich angeboten wird, die unter Berlcksichtigung etwaiger Besonderheiten
des konkreten Einzelfalls sodann jedoch ohne wichtigen Grund gleichwohl verweigert wird. Die-
sen strengen Anforderungen wird die Neuregelung in der aktuellen Fassung nicht ge-
recht. Voraussetzung fir einen vollstandigen Leistungsentzug ist im Hinblick auf die angebo-
tene Arbeit danach allein, dass es sich um eine zumutbare Arbeit handelt. Das Bundesverfas-
sungsgericht verlangt dariiber hinaus jedoch zugleich, dass es sich bei der angebotenen um
eine existenzsichernde Arbeit handelt. Zumutbarkeit und Existenzsicherung sind insofern
zwei Voraussetzungen, die fUr einen vollstdndigen Leistungsentzug kumulativ vorliegen mus-
sen. Erst in einem solchen Fall, wenn also die angebotene Arbeit bereits fir sich und ohne
weitere staatliche Hilfsleistungen ein menschenwirdiges Leben ermdoglicht, befindet sich der
oder die Betroffene in einer Situation, die — in den Worten des Bundesverfassungsgerichts — mit
derjenigen vergleichbar ist, in der von vornherein keine Bedurftigkeit vorliegt.

' BVerfGE 152, 68.
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9. Mdglich ware zwar auch eine verfassungskonforme Auslegung des Begriffs der ,zumutbaren
Arbeit” in der vorgesehenen Neuregelung so dass von einer Zumutbarkeit zumindest in diesem
Fall nur ausgegangen werden dirfte, soweit die angebotene Arbeit nicht nur zumutbar im enge-
ren Sinne, sondern auch existenzsichernd ist. Das entsprache indes nicht der in § 10 SGB I
aufgenommenen Legaldefinition — die Notwendigkeit der Existenzsicherung wird darin gerade
nicht aufgefuhrt. Eine solche verfassungskonforme Auslegung kommt hier damit nicht in Be-
tracht, zudem wiurde nicht hinreichend sichergestellt, dass im Rahmen des Vollzugs dieser Neu-
regelung ein vollstandiger Leistungsentzug nicht doch schon aufgrund einer nicht existenzsi-
chernden Arbeit in diesem Sinne angeordnet wird.

10. Die Regelung muss aus verfassungsrechtlicher Sicht daher erganzt werden. Ein voll-
standiger Leistungsentzug kommt nur im Betracht, sofern es sich bei der angebotenen Arbeit
um eine zumutbare und um eine existenzsichernde im Sinne der Rechtsprechung handelt.

11. Darliber hinaus muss sichergestellt werden, dass die im Ubrigen zwingend erforderliche
Einzelfallprifung auch tatsachlich ergebnisoffen durchgefiihrt wird. Unzuldssig ware es inso-
weit, den zustandigen Sozialbehdrden mit der Erwartungshaltung zu begegnen, dass es im
Laufe des Jahres auch zu entsprechenden Kirzungen kommt, damit die anvisierten Sparziele
erreicht werden kdnnen. Es darf mithin nicht der Eindruck aufkommen, dass der Haushaltsge-
setzgeber nachgerade erwartet, dass die veranschlagten Einsparungen in Héhe von 170 Milli-
onen Euro auch tatsachlich erzielt werden. Das gilt umso mehr, als aus dem aktuellen Entwurf
nicht deutlich wird, wie der Haushaltsgesetzgeber Uberhaupt auf diesen erwarteten Einsparbe-
trag kommt. Die Zahl wird insoweit ohne jede empirische Grundlage in den Entwurf aufgenom-
men, berufen wird sich lediglich auf ,Praxisberichte” aus den Jobcentern.

12. Dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts Iasst sich in der zitierten Randnummer keine
zeitliche Begrenzung fur den Leistungsentzug entnehmen. Gleichwohl durfte sich der dauer-
hafte Entzug des Regelbedarfs als verfassungsrechtlich unzulassig erweisen, da damit ernst-
hafte Gesundheitsrisiken einhergehen. Insoweit ist es zu begriRen, dass der Entwurf den Ent-
zug auf maximal zwei Monate begrenzt. Gleichwohl findet sich bisher keine Regelung, inwieweit
an dieser Stelle eine Art ,Kettensanktionierung® zulassig sein soll. Hier sollte der Gesetzgeber
daher eine Regelung erganzen, die die Anzahl der Monate festlegt, fur die der Regelbezug im
Laufe eines Jahres maximal vollstandig verweigert werden darf. Angesichts der besonderen
Bedeutung des Regelbezugs fur ein menschenwurdiges Leben und der erheblichen gesund-
heitlichen Gefahren, die mit einem vollstandigen Entzug einhergehen kdénnen, spricht viel dafir,
insoweit einen vollstandigen Entzug innerhalb eines Jahres nur fir den Zeitraum von ma-
ximal vier Monaten zuzulassen.
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Il. Zur Moglichkeit eines Notalgenbeschlusses nach Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG

13. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Zweiten Nachtragshaushalt 2021 (2 BvF
1/22) hat klargestellt, dass eine Notsituation im Sinne des Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG nicht Uber-
jahrig festgestellt werden darf. Der Notlagenbeschluss gilt mithin nur fir das jeweilige Haus-
haltsjahr und erlaubt eine Kreditaufnahme grds. nur bis zu der Hohe der fur dieses Jahr anzu-
nehmenden Krisenkosten. Sofern eine Notlage und deren Folgen Uber das jeweilige Haushalts-
jahr hinausgehen, ist eine weitere Kreditfinanzierung der Notlagen- und Folgenbekampfung da-
mit zwar nicht ausgeschlossen, setzt aber voraus, dass flr das neue Haushaltsjahr auch ein
neuer Notlagenbeschluss getroffen wird, der die zusatzliche Kreditaufnahme legitimiert. Damit
stellt sich die Frage, inwieweit fur das Jahr 2024 ein solcher Notlagenbeschluss fur die weiterhin
spurbaren Folgekosten der Ahrtal-Hochwasserkatastrophe (1) sowie ggf. fur die Folgen des Uk-
rainekrieges (2) verfassungsrechtlich mdglich ist.

1. Ahrtal-Hochwasserkatastrophe

14. Im Zusammenhang mit der Flutkatastrophe im Ahrtal wurde im Jahr 2021 ein berjahriges
Sondervermdgen mit einem kreditfinanzierten Volumen von 16 Milliarden Euro und einem po-
tenziellen Gesamtvermoégen von bis zu 30 Milliarden Euro errichtet. Die kreditfinanzierten Mittel
bedurfen nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts nunmehr eines jahrlichen Notlagen-
beschlusses, der sich der Hohe nach jeweils nur auf die Mittel bezieht, die in dem jeweiligen
Jahr voraussichtlich fallig werden. Fir das Jahr 2024 geht es insoweit um eine Summe von ca.
2,7 Milliarden Euro.

15. Dass es sich bei der Ahrtal-Katastrophe prinzipiell um eine Naturkatastrophe im Sinne des
Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG handelt, wird von keiner Seite ernsthaft bestritten. Voraussetzung fir
einen Notlagenbeschluss ist jedoch, dass diese Notlage zugleich die staatliche Finanzlage er-
heblich beeintrachtigt. Im Hinblick auf die Frage, ob und inwieweit dies der Fall ist, wird dem
Haushaltsgesetzgeber von Seiten des Bundesverfassungsgerichts ein erheblicher Einschat-
zungsspielraum eingeraumt. In der entscheidenden Randnummer 122 heil3t es insoweit:

.Das in Art. 109 Abs. 3 Satz 2, Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG weiter vorgesehene Erfordernis
einer ,erheblichen Beeintrachtigung” der staatlichen Finanzlage ist demgegeniber nur
eingeschrankt verfassungsgerichtlich kontrollierbar. Zwar hat das Bundesverfassungs-
gericht zu prufen, ob die aulergewdhnliche Notsituation zu einem auf3erordentlich — also
nicht nur unerheblich — erhdhten Finanzbedarf geflhrt hat und damit grundsatzlich ge-
eignet war, die staatliche Finanzlage erheblich zu beeintrachtigen. Fur die Frage, ab
welcher konkreten Hohe des finanziellen Mehrbedarfs eine erhebliche Beeintrachtigung
der Finanzlage vorliegt, kommt dem Gesetzgeber aber ein Einschatzungs- und Beurtei-
lungsspielraum zu (vgl. — bezogen auf ,die Héhe des Bedarfs* — Heun, in: Dreier, GG,
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Bd. 3, 3. Aufl. 2018, Art. 109 Rn. 46).”

16. Vor diesem Hintergrund erweist es sich als problematisch, an dieser Stelle feste Grolen —
etwa im Verhaltnis zum BIP — zu formulieren, ab denen eine solche Beeintrachtigung regelma-
Rig angenommen werden kann, schon weil diese dann schnell als absolute Grenze missinter-
pretiert werden kdénnten. Auch das Bundesverfassungsgericht hat davon abgesehen. Richtiger-
weise wird man diesbeziiglich jeweils eine Bewertung im Einzelfall vornehmen missen, bei der
auch die weiteren politischen Rahmenbedingungen eine Rolle spielen kénnen. Insbesondere
ein bereits bestehender erheblicher Konsolidierungsbedarf in einer 6konomisch angespannten
Situation kann dann dazu fuhren, dass auch kleinere Betrage als erhebliche Beeintrachtigung
der Finanzlage angesehen werden kénnen. Wenn also bereits massive Einsparungen vorge-
nommen worden sind, kann auch ein zusatzlicher Betrag von wenigen Milliarden Euro unter
Umstanden einen solchen Notlagenbeschluss tragen. In anderen Fallen kann das aber auch
bedeuten, dass selbst hohere Betrage das Fassen eines Notalgenbeschlusses nicht rechtferti-
gen, wenn dies angesichts der politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen angezeigt
sein sollte.

17. Auch bei dem in diesem Fall in Rede stehenden Betrag von ,nur” 2,7 Milliarden Euro kann
daher nicht automatisch darauf geschlossen werden, dass eine erhebliche Beeintrachtigung der
Finanzlage nicht vorliegt. Welche enormen politischen Auswirkungen eine plétzliche Kiirzung in
einzelnen Bereichen haben kann, zeigen gerade die Vorgange der letzten Tage. Insofern sollte
man den vom Bundesverfassungsgericht betonten politischen Einschatzungsspielraum ernst
nehmen. Nachdem bereits Mittel im zweistelligen Milliardenbereich innerhalb kirzester Zeit ein-
gespart wurden, erweist sich ein zusatzlicher Betrag von 2,7 Milliarden Euro jedenfalls keines-
wegs automatisch als unerheblich.

18. Fur eine solche Betrachtung, die auch die sonstigen finanziellen Rahmenbedingungen und
nicht nur das einzelne Ereignis und die jahrliche Summe betrachtet spricht auch der Umstand,
dass in einem Jahr durchaus auch mehrere Notlagen in diesem Sinne vorliegen kénnen, die
jedenfalls in der Summe dann als erheblich angesehen werden missen, selbst wenn die ein-
zelne Notlage dieses Kriterium nicht erfullen sollte. Sollten in einem Jahr etwa drei kleinere
Notlagen in Hohe von jeweils ca. vier Milliarden auftreten, so ware jede fir sich moglicherweise
nicht geeignet, die Finanzlage erheblich zu beeintrachtigen. Insgesamt mussen in einer solchen
Situation dann aber 12 Milliarden Euro zusatzlich aufgebracht werden. Zumindest bei der Pru-
fung der Voraussetzungen der letzten Notlage sollte also berlcksichtigt werden kénnen, dass
insoweit zuvor bereits acht Milliarden Euro ohne jede Kreditfinanzierung aufgebracht wurden,
zu denen jetzt noch einmal weitere vier Milliarden hinzutreten. Zumindest diese letzten vier Mil-
liarden sollten dann aber auch einer Kreditfinanzierung zuganglich sein.
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19. Darlber hinaus spricht gerade bei Gberjahrigen Notlagen vieles daflir, die realistisch einge-
schatzten Gesamtkosten der Katastrophe bei der Beurteilung der erheblichen Beeintrachtigung
der Finanzlage zu bertcksichtigen. Denn zum einen kommt es andernfalls darauf an, zu wel-
chem Zeitpunkt eine Katastrophe eintritt: Eine Katastrophe mit kurzfristigen Kosten fir die Dauer
von 2 Monaten in Héhe von acht Milliarden Euro ware dann vollstdndig durch Kredite finanzier-
bar wenn sie im August eintritt, misste hingegen vollstandig aus Haushaltsmitteln finanziert
werden, wenn sie stattdessen im Dezember stattfindet. Das erscheint wenig nachvollziehbar.
Zudem wird durch eine solche Interpretation ggf. auch einer wenig effizienten und zu schnellen
Auszahlung von Finanzhilfen das Wort geredet — um die Hilfen durch Kredite finanzieren zu
kdnnen, mussen sie in dem jeweiligen Haushaltsjahr ausgezahlt werden.

20. Verfassungsrechtlich bedeutsamer ist aber vor allem, dass Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG davon
ausgeht, dass eine Notsituation grds. durch die Kreditaufnahme vollstandig beseitigt werden
kann. Die Notlage soll die gewdhnliche Haushaltsfiihrung gerade nicht beeintrachtigen. Deshalb
wird die Héhe der Kreditaufnahme auch generell nicht auf die Summe begrenzt, ab der eine
erhebliche Beeintrachtigung der Finanzlage vorliegt. Wenn eine Notlage also Kosten von 20
Milliarden Euro in einem Jahr verursacht, so kdnnen auch diese gesamten 20 Milliarden durch
Kredite finanziert werden. Die Milliarden, die mdglicherweise durch Verschiebungen und Kiir-
zungen im Haushalt mobilisiert werden kénnten, werden von dieser Summe also nicht abgezo-
gen.

21. Wird aber flir das Vorliegen einer erheblichen Beeintrachtigung der Finanzlage stets nur die
jeweilige Summe herangezogen, die in dem jeweiligen Jahr anfallt, ware bei Gberjahrigen Not-
lagen eine solche vollstandige Kreditfinanzierung von vornherein ausgeschlossen — zumindest
im letzten Jahr durften die Betrage zu gering sein. In manchen Fallen ware aber sogar zweifel-
haft, dass eine solche Uberhaupt maoglich ist und zwar selbst in Fallen, fur die bisher eine solche
Kreditfinanzierung zu recht nicht in Zweifel steht — selbst flr die Ahrtalkatastrophe waren die
Betrage, die in den einzelnen Jahren anfielen vergleichsweise gering. Eine solche Zerstlicke-
lung der zu finanzierenden Kosten widerspricht insofern der eigentlichen Intention der Ausnah-
meregelung des Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG. Viel spricht vor diesem Hintergrund daher dafir, die
realistischen und Uberprifbaren Gesamtkosten einer Krise auch bei einer jahrlichen Feststel-
lung der erheblichen Beeintrachtigung der Finanzlage zugrunde zu legen. Ob und inwieweit
entsprechende Kosten dann in weiteren Jahren tatsachlich noch gegeben sind, die Notlage also
tatsachlich noch fortwirkt, ist dann vor allem eine Frage des darzulegenden Veranlassungszu-
sammenhangs.

22. Insgesamt sprechen vorliegend daher die besseren Grinde flr die verfassungsrechtliche
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Zulassigkeit eines Notlagenbeschlusses fur die Folgekosten der Ahrtal-Katastrophe, auch wenn
es sich ,nur® um 2,7 Milliarden Euro handelt. Die realistisch eingeschatzten Gesamtkosten die-
ser Katastrophe, die aktuellen Umstande sowie der erhebliche politischen Einschatzungsspiel-
raum flhren also dazu, dass gleichwohl von einer erheblichen Beeintrachtigung der staatlichen
Finanzlage ausgegangen werden kann. Dennoch besteht an dieser Stelle ein nicht zu vernach-
lassigendes verfassungsrechtliches Risiko, dass das Bundesverfassungsgericht diese Ein-
schatzung nicht teilt.

2. Ukrainekrieg

23. Abhangig von der weiteren Entwicklung wird von politischer Seite zudem dartber nachge-
dacht, im Laufe des Jahres 2024 auch Teile der Ukrainehilfe unter Ruckgriff auf einen noch zu
fassenden Notlagenbeschluss nach Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG durch Kredite zu finanzieren.

24. Aus verfassungsrechtlicher Sicht stellt sich insoweit die Frage, inwieweit diesbeziglich noch
von einer ,ausreichenden” Notlage ausgegangen werden kann, nachdem dieser Krieg nun (lei-
der) schon fast zwei Jahre andauert. Insofern wird man sagen muissen, dass die aktuellen Aus-
wirkungen — etwa im Hinblick auf die Energiesicherheit — aus sich heraus wohl keinen Notla-
genbeschluss mehr zu tragen vermogen. Das kann sich aber im Laufe des Jahres durchaus
noch andern. Denkbar waren insoweit etwa fundamentale Veranderungen im Hinblick auf die
Hilfsallianz, etwa durch den signifikanten Wegfall der Unterstlitzung der Ukraine durch USA
oder andere Staaten. Daraus kann kurzfristig ein erheblicher finanzieller Mehrbedarf entstehen,
der — abhangig von seiner Art und Ausgestaltung — durchaus dazu berechtigen kdnnte, einen
entsprechenden Notlagenbeschluss zu treffen. Insgesamt wird man eine endgultige verfas-
sungsrechtliche Beurteilung aber erst im unmittelbaren Vorfeld vornehmen kénnen.

25. Insgesamt erweist sich Bereitstellung der erforderlichen finanziellen Mittel fir die Verteidi-
gung der Ukraine ohnehin eher als eine Aufgabe, die von der Europaischen Union Gbernommen
werden sollte. Wie Armin Steinbach zuletzt dargelegt hat, bestehen insoweit durchaus rechtliche
Méglichkeiten hier etwa im Wege eines besonderen Fonds eine koordinierte Hilfe aller Mitglied-
staaten in diesem Sinne zu organisieren.

/&W’ﬁ

Prof. Dr. Alexander Thiele
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zu dem Entwurf eines Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024

BT-Drs. 20/9999

L. Art. 5 Nr. 4 — Vollstindiger Leistungsentzug
Die geplante Regelung ergédnzt § 31a SGB II dahin, dass der Leistungsanspruch in Hohe des
Regelbedarfes entfillt, wenn erwerbsfihige Leistungsberechtigte eine zumutbare Arbeit nicht
aufnehmen. Das setzt voraus, dass die Moglichkeit der Arbeitsaufnahme tatséchlich und unmit-
telbar bestehen und willkiirlich verweigert worden sein muss. In der Begriindung des Gesetz-
entwurfs wird die VerfassungsméBigkeit der Regelung mit dem Verweis auf das Urteil des Ers-
ten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 5. November 2019 (BVerfGE 152, 98, 148, Rn.
209) gestiitzt. Danach ist ein vollstdndiger Leistungsentzug zu rechtfertigen, wenn und solange
Leistungsberechtigte es selbst in der Hand haben, durch Aufnahme einer ihnen angebotenen
zumutbaren Arbeit ihre menschenwiirdige Existenz tatsdchlich und unmittelbar durch die Er-
zielung von Einkommen selbst zu sichern. Da der Gesetzgeber ausdriicklich betont, dass er mit
seiner Regelung von der durch das Bundesverfassungsgericht festgestellten verfassungsrecht-
lichen Moglichkeit eines vollstdndigen Leistungsentzugs Gebrauch machen will, ist die ge-
plante Regelung verfassungsorientiert im Sinne der Entscheidung des Bundesverfassungsge-

richts zu interpretieren und in dieser Interpretation verfassungsgemas.
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1. Aullergewohnliche Notsituation (Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG) 2024
Mit dem Entwurf eines Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 reagiert der Gesetzgeber
auf das Urteil des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 2023 zum
Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2021. In diesem Urteil hat der Senat festgestellt, dass es ne-
ben den geschriebenen Tatbestandsvoraussetzungen von Art. 115 Abs. 2 Satz 6 bis 8 GG wei-
tere ungeschriebene Tatbestandsvoraussetzungen flir die Annahme einer aulergewo6hnlichen
Notsituation und die in einer solchen Situation erlaubte Kreditaufnahme gibt (Rn. 99 ff.). Dazu
gehort, dass die fiir die Annahme einer Naturkatastrophe oder einer auergewdhnlichen Notsi-
tuation notwendige ,,erhebliche Beeintrdchtigung® der staatlichen Finanzlage nur eingeschrankt
verfassungsgerichtlich kontrollierbar ist, weil dem Gesetzgeber fiir die Frage, ab welcher kon-
kreten Hohe des finanziellen Mehrbedarfs eine erhebliche Beeintrachtigung der Finanzlage vor-
liegt, ein Einschédtzungs- und Beurteilungsspielraum zukommt (Rn. 122). Das Tatbestands-
merkmal der ,,erheblichen Beeintrachtigung® der staatlichen Finanzlage stellt in allgemeiner
Weise auf den Einfluss der dulleren Krise auf die staatlichen Finanzen in ihrer Gesamtheit ab.
,Weitere Anforderungen ergeben sich aus dem Merkmal der Erheblichkeit nicht* (Rn. 112).
Das Urteil des Zweiten Senats vom 15. November 2023 weist auB3erdem darauf hin, dass einer
langfristig angenommenen Krisensituation mit jahrlich wiederholten Feststellungen einer Na-
turkatastrophe oder einer aullergewdhnlichen Notsituation begegnet werden kann (Rn. 212).
Wenn der Gesetzgeber wiederholt von der Moglichkeit notlagenbedingter Kreditmittel Ge-
brauch macht, wachsen allerdings die Anforderungen an seine Darlegungslasten. Sie betreffen
sowohl die Griinde fiir das Fortbestehen der Krise als auch die Geeignetheit der geplanten Mal3-

nahmen zur Krisenbewéltigung (Rn. 151).

Diese Feststellungen des Bundesverfassungsgerichts haben fiir die Antwort auf die Frage Be-
deutung, ob 2024 mit Blick auf die Nachwirkungen der Flutkatastrophe im Ahrtal und die Fort-
dauer des Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine ein Notlagenbeschluss des Bundestages
getroffen werden konnte. Die Flutkatastrophe stellt eine Naturkatastrophe im Sinne der Verfas-
sung dar. Auszugehen ist insoweit von der Unterscheidung zwischen der Normallage, in der
ein Haushaltsausgleich durch die Aufnahme von Krediten untersagt ist, und einer Notlage in
Form einer Naturkatastrophe oder auBBergewohnlichen Notsituation im Sinne von Art. 109 Abs.
3 GG und Art. 115 Abs. 2 GG. Eine Notlage im Sinne des Grundgesetzes kann sich aus meh-

reren Krisenelementen ergeben, wenn diese gleichzeitig auftreten. Folglich kénnen auch erst



mehrere Krisenelemente in ihrer Gesamtheit eine ,,erhebliche Beeintrdchtigung® der staatlichen

Finanzlage verursachen.

Unabhéngig davon ist festzuhalten, dass die Flutkatastrophe im Ahrtal, die seit 2021 mit der
Einrichtung eines mit 16 Milliarden Euro kreditfinanzierten Sondervermogens bewiéltigt wer-
den soll, schon fiir sich allein die Finanzlage des Bundes erheblich beeintrachtigt. Zu betonen
ist in verfassungsrechtlicher Sicht, dass es sich im Sinne der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts um eine langfristige Krisensituation handelt, die zu ihrer Bewiéltigung auch
eine langfristige Kreditaufnahme auf der Grundlage jahrlich wiederholter Notlagenbeschliisse
erlaubt. MaB3stab fiir die Erheblichkeit einer Beeintrachtigung der staatlichen Finanzlage ist der
Finanzbedarf, der sich aus der Notlage insgesamt ergibt, und nicht der jéhrliche erforderliche
Teilbetrag zu ihrer finanziellen Bewiltigung. Der Gesetzgeber konnte also mit Blick auf die
2024 voraussichtlich erforderliche Kreditaufnahme in Héhe von 2,7 Milliarden Euro als des in
diesem Jahr fillig werdenden Teilbetrags des insgesamt zur Notlagenbewiltigung erforderli-
chen Gesamtbetrags der Kreditaufnahme in Hohe von 16 Milliarden Euro erneut einen Notla-

genbeschluss treffen.

Das Gleiche gilt fiir die auBergewohnliche Notsituation, soweit sie auf dem russischen An-
griffskrieg gegen die Ukraine beruht. Auch sie begriindet eine langfristige Notlage, die nur iiber
mehrere Jahre hinweg finanziell durch Kreditaufnahmen bewaltigt werden kann und die des-

halb jahrlich wiederholte Notlagenbeschliisse rechtfertigt.

III.  Sondervermogen
Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts hat in seinem Urteil vom 15. November 2023
zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2021 entschieden, dass die Grundsitze der Jahrlichkeit,
Jéhrigkeit und Filligkeit im Staatsschuldenrecht sich auf die Ausnahmeregelung des Art. 109
Abs. 3 Satz 2 GG in Verbindung mit Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG fiir Naturkatastrophen und
auBergewohnliche Notsituationen erstrecken und nicht dadurch aufler Kraft gesetzt werden
konnen, dass der Haushaltsgesetzgeber eine Gestaltungsform wéhlt, bei der Krediterméchti-
gungen fiir ein juristisch unselbststindiges Sondervermdgen nutzbar gemacht werden. Damit
ist es ausgeschlossen, dass ein juristisch unselbststindiges Sondervermdgen in einem Haus-
haltsjahr unter Inanspruchnahme der Ausnahmeklausel der Schuldenbremse mit Krediterméch-
tigungen ausgestattet wird, von denen erst in spiteren Jahren Gebrauch gemacht wird, ohne

dass erneut eine auBBergewoOhnliche Notsituation festgestellt worden wiére.



Werden Sondervermdgen hingegen mit Einnahmen aus Krediten finanziert, die der Bund bis
zu 0,35 vom Hundert im Verhiltnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt aufnehmen darf,
ohne dass von der Ausnahmeregelung des Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG Gebrauch gemacht wird,
beanspruchen die Aussagen im Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Schuldenbremse fiir
sie keine Geltung. Das wird im Urteil des Bundesverfassungsgerichts ausdriicklich festgestellt
(Rn. 173). Das Urteil beschéftigt sich ebenso wie das gesamte Verfahren vor dem Bundesver-
fassungsgericht mit der rechtlichen Reichweite der Schuldenbremse. Es untersagt Gestaltun-
gen, welche die Reichweite der Schuldenbremse begrenzen wiirden, verhilt sich aber nicht zur
Kreditfinanzierung von Sondervermogen, die ohne Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung
in Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG erfolgt. Auf diese Form der Kreditfinanzierung von Sonderver-
mdgen hat sich weder der Normenkontrollantrag bezogen noch ist sie Gegenstand der miindli-
chen Verhandlung vor dem Zweiten Senat gewesen. Auch die Argumentation des Urteils be-
zieht sich ausschlieBlich auf Gestaltungen unter Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung der
Schuldenbremse und dufert sich nicht zur Kreditfinanzierung von Sondervermdgen, fiir die

eine Ausnahme von der Schuldenbremse nicht in Anspruch genommen worden ist.

Wieland
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Stellungnahme, Dr. Christian Mélling, Deutsche Gesellschaft fiir Auswartige Politik

Sicherheitspolitische Unterdeckung, auch kurzfristig

1.

Der Entwurf stellt in milden Worten fest, dass es schon flir 2024 erhebliche Unvorsehbarkeiten gibt,
die auch mit den erwogenen MaRnahmen nicht behoben werden kénnen.' Auch wenn Deutschland
erhebliche Summen bereitstellt, kdnnen aufliergewohnliche Notsituationen entstehen, die sich der
Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeintrachtigen. Der Staat ist
also mit Blick auf seine Pflicht zur Daseinsvorsorge akut und strukturell in der Unterdeckung.
Ins Zentrum hat der Gesetzentwurf dabei die Unterstiitzung der Ukraine im Abwehrkrieg gegen
Russland gestellt. Er stellt mit seinen Folgen und dem nicht mehr Ubersehbaren Aggressionspotenzial
Russlands die derzeit grofite direkte Bedrohung fir die Sicherheit in Europa dar. Ein Angriff gegen
NATO-Europa wird mittlerweile nicht mehr ausgeschlossen — das ist Konsens unter allen 31 NATO-
Staaten.

Es gibt andere akute Krisen, indem Deutschland klar Stellung bezogen hat und die zugleich erhebliche
Unvorsehbarkeiten gibt: der akute Konflikt zwischen Israel und der Hamas. Beteiligen sich andere
Akteure direkt daran so kdnnten auch ihre eignen Konflikte in der Region akut werden und es zu einem
gewaltsamen Austrag kommen. Noch gravierender dirfte ein militarischer Konflikt um Taiwan fir
Deutschland und Europa sein.

Aufgrund chronischer Mangelwirtschaft beim Katastrophenschutz und der mangelnden Hartung
kritischer Infrastrukturen, drohen auch fiir das Inland solche Krisen mit erheblicher
Beeintrachtigung der staatlichen Finanzlage: Aartal 2021 und Hochwasser 2023 stehen fiir solche
(potenziellen) Krisen.

Russischer Angriffskrieg: GroBter Krieg in Europa seit 70 Jahren.

5.

In Europa hat Russland den grofiten Krieg seit 70 Jahren losgetreten. Es gibt keine Anzeichen, dass
Russland diesen Krieg vor Erreichen seiner Ziele stoppen wird. Diese Ziele sind: Absetzen der
Regierung in Kiew, Auflésung der Kampffahigkeit der ukrainischen Armee. Dies sind aber nur
Zwischenschritte zur Riickerlangung des Einflusses Uber die Ukraine und im geostrategischen Raum
Osteuropas, des Hohen Nordens und bis zum Mittelmeer.

Ein ((Teil-)Erfolg Russlands hatte weitere Folgen fiir die Sicherheit Europas. Bei allen
Unterschieden: alle 31 NATO-Staaten sind sich seit 2022 einig: Ein Angriff durch Russland auf kann
nicht mehr ausgeschlossen werden. Die Ukraine garantiert mitihnrem Kampf gerade, dass diese Gefahr
fur den Rest Europas und fir Berlin im Besonderen geringer ist. Es bindet durch den Konflikt die
russischen Aggressionspotentiale. Endet diese Bindung, beginnt das Kriegsrisiko fir Europa zu
steigen. Dann bleiben Europa acht, funf oder nur drei Jahre, um durch eigene Verteidigungsfahigkeit
einen weiteren Krieg in Europa zu verhindern.2

Von nicht ausreichenden Budgets oder der budgetiren Steigerungsfahigkeit geht eine negative
sicherheitspolitische Signalwirkung aus: Russland darf sich sicher sein, dass die Gegenwehr der
Ukraine absehbar nicht deutlich starker wird. Es und erlaubt Russland auch die genauere Schatzung
der ukrainischen Durchhaltefahigkeit. Umgekehrt ist Budgetverfligbarkeit ein abschreckender Faktor
(unter mehreren).

Unterstiitzung: Verantwortung und Interesse Deutschlands

8.

10.

11.

Aufgrund der Folgen ist es im Eigeninteresse Deutschlands die Ukraine langfristig zu unterstitzen und
als Sicherheitslieferant aufzubauen. Dies kann aber nur gelingen, wenn zu jedem Zeitpunkt, auch akut,
die Unterstitzung ausreichend ist, oder zumindest alle Optionen ausschdpft.

Verantwortung fiir die Lage in der Ukraine und seine Folgen fiir Europa und Deutschland tragt
Deutschland insoweit, wie es auf die Herausforderungen antworten kann. Eine Verantwortungsliicke
entsteht, wenn es dies aber nicht (in vollem Umfang) tut. Dazu gehdrt ebenso die Verantwortung fur
unterlassene/unzureichend Vorbereitung, also den Aufbau von Handlungsfahigkeit angesichts
absehbarer Entwicklungen. Die notwendige akute Unterstiitzung umfasst drei Bereiche:
Militarisch: Der Ukraine fehlen kurzfristig massiv die militdrischen Mittel, um allein nur Russland wie
zuvor in Schach zu halten und sein Land zu schiitzen. An die Befreiung ihrer Menschen von russischer
Okkupation und Folter ist mit der derzeitigen Hilfe nicht zu denken. Die Unterstiitzungskrise dirfte in
den kommenden Wochen auch die Europaer in Form der politischen Debatte erreichen und zu
hektischem Aktivismus fuhren.

Finanziell: jenseits der Kosten eines Wiederaufbaues stellen vor allem die Europaer die Funktion
der kritischen Infrastrukturen aber auch des Zahlungsverkehrs sicher. Ohne diese Mittel wiirden

' Die steigenden strukturellen Probleme des reguldren Bundeshaushaltes und die mangeinden Spielrdume fiir die Zukunft sind
nicht Gegenstand der Stellungnahme.

2 Dr. Christian Mélling Torben Schiitz: Den nachsten Krieg verhindern (EDINA 1Il) - Deutschland und die NATO stehen im Wettlauf
mit der Zeit, DGAP Policy Brief Nr. 32, 8. November 2023, https://dgap.org/de/forschung/publikationen/den-naechsten-krieg-
verhindern-edina-iii
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Krankenh&user, 6ffentliche Verwaltung und deren Reform nicht funktionieren. Ahnliches gilt mit Blick
auf die Zahlung der Léhne flir Soldaten und deren Ausbildung.

Humanitér: die Ukraine ist der Schauplatz der groBten Vertreibungskrise der Welt, laut UNHCR.
17,6 Millionen Menschen brauchen Schutz und humanitare Unterstiitzung. Momentan sind
schatzungsweise rund 3,7 Millionen Menschen innerhalb des Landes auf der Flucht. Besonders im
Winter sind die Menschen auf Hilfe angewiesen. Mehr als 6,3 Millionen Menschen aus der Ukraine
haben Zuflucht im Ausland gefunden.

Ukraine: Unvorhersehbarkeiten und akute Reaktionen

13.

Deutschland hat Verantwortung tibernommen fir die Ukraine, durch seine bisherigen Zusagen und
die tatsachliche Unterstiitzung. Der MaBstab der ausreichenden Hohe wird nicht von den Beitragen
der anderen Partner definiert, sondern von der russischen Aggression und dem daraus resultierenden
ukrainischen Bedarf. Wo langfristige, strukturell verankerte Hilfe ausbleibt (fehlende
Munitionskapazitaten) missen dann akut andere Optionen wie Zukauf oder Drohnen als andere Art
der Munition genutzt werden. Nicht unbekannt, aber unvorhersehbar sind aber z.B. folgende
Entwicklungen (schlaglichtartig). Sie stehen stellvertretend fiir viele andere denkbare Veranderungen,
die Uberraschend und relevant sein kdnnen:

Ausfall der USA: die USA sind derzeit der bei weitem gréfite und wichtigste Lieferant von Munition,
komplexen Waffensystemen und Information. Der Wegfall kdnnte nur zu einem geringen Teil durch
Europa kompensiert werden. Doch diese Kompensation misste dann sehr schnell anlaufen.

Rasch sinkende Munitionsvorrate: derzeit ist noch 6ffentlich unklar, wie grof3 die Liicke bei den
Munitionsvorraten ist. Sie kdnnte sich sehr bald als extrem gro3 herausstellen und die Ukraine so zu
erheblichen negativen Veranderungen in ihrer Kriegflihrung zwingen.

Russische Kapazitatsverdanderungen durch Importe von Waffen Sollte Russland tatsachlich
systematisch (vierstellige Zahl) von Nordkorea mit ballistischen Raketen versorgt werden, wirde dies
die Luftverteidigung noch starker Gberfordern. Die ballistischen Raketen Nordkoreas fliegen so schnell,
sodass sie nur von modernen Abfangraketen ( Patriot, IRIS-T) abgefangen werden kdénnen. Zudem
kénnen sie fast die gesamte Ukraine erreichen. Hier misste Europa massiv und schnell
nachproduzieren oder die Lieferung und Ausbildung von Kampfflugzeugen bzw. Personal
beschleunigen.

Vermehrt sprechen Quellen von Arbeitskraften, die Nordkorea nach RuBlland sendet. Darunter
konnten neben einfachen Arbeitern auch Spezialisten fir Munition sein. Dies koénnte die
Munitionskapazitaten Russlands aber auch die industriellen Kapazitaten allgemein steigern.
Weitreichende Rekrutierungswelle nach der russischen Prasidentschaftsentscheidung: es
steht zu erwarten, dass der Kreml nach der Wiederernennung Putins seine Rekrutierung erheblich
ausweitet, auch auf Teile der Gesellschaft, die bislang nicht behelligt wirden. Damit stlinden
erhebliche Zahlen einfacher Soldaten zur Verfiigung.

Russland ist es zudem gelungen, Drohnen mit Jetantrieben auszuriisten. Diese flhren ebenso
aufgrund der Fluggeschwindigkeit zur geringeren Effektivitat der Flugabwehr. Europa misste in die
Wiederproduktion von Gepard Panzern einsteigen, um einfache aber noch effektive Mittel in der
Abwehr zu haben. Deutschland hat sich fur diesen Bereich besonders verpflichtet.

Verzogerung und Ausfall von EU Zahlungen. Die Zahlungen der EU halten die nicht-militarischen
Infrastrukturen am Leben. Die bisherige Verzdgerung durch EU-Staaten gefahrdet diese und kann die
anderen Staaten zu Mehrausgaben zwingen. Die Wahl eines neuen Europaischen Parlaments und die
Aufstellung einer neuen Kommission bergen neben Verzégerungen auch Risiken fir Budgethohen
und Prioritaten.

Erhebliche russische Erfolge und die Folgen

14.

15.

Naturlich bleibt es eine souverane Entscheidung Deutschlands, wie es mit solchen
Unvorhersehbarkeiten umgeht. Klar ist aber, dass unzureichende Antworten budgetéare Belastungen
nur verlagern, zeitlich und in andere Budgets. Zusatzlich zu den Folgen unter RNG: Flichtende
Menschen mussen versorgt werden. Sollte Russland die Kontrolle Uber das gesamte Schwarze Meer
und die Stdukraine zurtickerlangen, wiirde es zum Monopolisten fur Teile der Welterndhrung werden.
Russische Erfolge implizieren auch erhdhten Bedarf flir den Schutz und kurzfristigen Wiederaufbau
der kritischen Infrastruktur in der Ukraine. Die akute Erhéhun des militarischen Schutzes ist dabei auch
notwendig, um kurz und langfristig die Erwerbsgrundlage des Staates zu erhalten und damit eine
Aufnahme in die EU zu ermdglichen. Die Umstéande und der Umfang des Wiederaufbaus in der
spateren Phase wird durch das Mal an Zerstérung mit definiert. Auch das macht den kurzfristigen
Schutz erforderlich. Nur so kdnnen spatere Mehrkosten vermieden werden. Schon jetzt ist der
militarische Schutz zugleich eine Absicherung der bereits getatigten zivilen Investitionen.
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Unterdeckung, Unvorhersehbarkeit und der sicherheitspolitische Uberschallknall

16.

17.

18.

19.

20.

21.

Krieg bringt vorhersehbar zahlreiche Unvorhersehbarkeiten/Uberraschungen: Wir dirfen mit
Gewissheit annehmen, dass der Krieg noch Uber 2024 hinaus andauern wird. Doch einzelne
Entwicklungen kdnnen zumindest in der Wahrnehmung der politischen Akteure sprunghaft sein.

Die Unvorhersehbarkeit liegt in der Art, wie Politik als System (nicht einzelne MdBs oder Personen in
der Regierung) auf Krisen schauen: Der bisherige Politikmodus ist reaktiv: Qualitativ neue Hilfe kommt
erst, nachdem Veranderungen, in der Regel Verschlechterungen passieren. Die Folgen der
Verschlechterungen wirken dann bereits und erhéhen Kosten. Weitere sprunghafte Veranderungen
kénnen nicht ausgeschlossen werden.

Der Vergleich eines Flugzeuges im Uberschallflug dréngt sich auf: Man wird es nie erblicken, wenn
man in Richtung des Schalls schaut. Der Ort liegt, wenn er bei uns am Ohr ankommt, schon
Vergangenheit aus Sicht des Flugzeuges. Das lineare Verfolgen des Schalls mit dem Blick erlaubt nur
eine Entdeckung, wenn das Flugzeug den Kurs nicht andert.

Solange die Bundesregierung strategisch regressiv (sogar hinter den realen Entwicklungen) bleibt,
wird sie weiter Uberrascht werden. Der Uberraschung folgt hektischer Aktivismus, von dem dann auch
der Bundeshaushalt erfasst wird. Dies driickt sich dann in der Uberforderung des bereitgestellten,
regularen Haushaltes aus.

Man kann nicht jede sprunghafte Veranderung eines Krieges oder einer Krise antizipieren. Aber die
Unvorhersehbarkeit als zentrales Charakteristikum, kdnnte man zu einem Leitmotiv machen, auf das
Sicherheitspolitik und staatliche Daseinsvorsorge sich vorbereiten, statt darauf reagieren. Eine
nationale Sicherheitsstrategie die von vornherein haushaltsneutral zu sein hat, wird weder Politik noch
mehr Sicherheit nach sich ziehen.

Deutschland bleibt inmitten der groRten globalen Umwalzungen seit 30 oder sogar 70 Jahren
akut und strukturell in der finanziellen Unterdeckung bei seiner Daseinsvorsorge, der
Kernaufgabe des Staates.
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Haushaltskonsolidierung zu Lasten der
Sozialversicherung ist kein Sparen

Stellungnahme zum Gesetzentwurf eines Zweiten
Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 (BT-Drs. 20/9999)

10. Januar 2024
Zusammenfassung

Durch das Zweite Haushaltsfinanzierungsgesetz sollen Einsparungen im Bundeshaushalt
umgesetzt werden. Zur am 11. Januar 2024 geplanten Anhdrung des federfihrenden
Bundestagausschusses sind jedoch weder die Sozialversicherungen noch die Sozialpartner
eingeladen, obwohl wesentliche Einsparungen zu Lasten der Sozialversicherung und damit der
beitragszahlenden Arbeitgeber und Beschaftigten erfolgen sollen und die Rechte der sozialen
Selbstverwaltung durch diese finanziellen Eingriffe berihrt werden. Auch vor dem
Kabinettbeschluss hat keine — sonst Ubliche — Verbandeanhoérung seitens der Bundesregierung
stattgefunden. Das offensichtliche Desinteresse von Bundesregierung und Parlament fir die
Anliegen der von ihren Entscheidungen Betroffenen zeugt von Abgehobenheit.

Die zu Lasten der Sozialversicherung vorgesehenen MaRnahmen zur Haushaltskonsolidierung
sind kein Sparen. Vielmehr andert sich an den Ausgaben der Sozialversicherung nichts. Nur
werden die Finanzierungskosten — z. T. sogar ruckwirkend — auf die Beitragszahlenden
verschoben.

Diese geplante Haushaltsgesetzgebung zu Lasten Dritter ist auch verfassungsrechtlich
fragwirdig. Schon die Aufgabenverlagerung der Forderung der beruflichen Weiterbildung von
den Jobcentern auf die Arbeitsagenturen und damit die Verschiebung der Aufgaben- und
Kostenverantwortung in die beitragsfinanzierte Arbeitslosenversicherung im Haushalts-
finanzierungsgesetz 2024 ist laut eines Rechtsgutachtens von Prof. Degenhart rechtswidrig.

Jetzt fehlt es an einer rechtlich tragfahigen Begriindung fiir den Ausgleichsbeitrag der
Arbeitslosenversicherung von insgesamt 5,2 Mrd. € bis 2027. Im Rahmen der Corona-Pandemie
wurden die Zugangsmaoglichkeiten zum Kurzarbeitergeld durch den Gesetzgeber krisenbedingt
erheblich ausgeweitet. Entsprechend wurde der Bundeszuschuss explizit auch fir die Ausgaben
beim konjunkturellen Kurzarbeitergeld gewahrt und nicht nur fur die Erstattung der
Sozialversicherungsbeitrage. Die Argumentation, dass es sachgerecht sei, diese Ausgaben im
Nachhinein zu erstatten, trégt daher nicht. Die 5,2 Mrd. € sind Beitragsmittel, die von den
Beitragszahlenden aufgebracht wurden bzw. werden. Beitragsmittel sind streng
zweckgebunden und dirfen nicht zur Finanzierung des allgemeinen Staatshaushalts
verwendet werden. Hier ist die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sehr klar.
Insofern stehen wesentliche Regelungen zur Entlastung des Bundeshaushalts auf rechtlich
mehr als wackeligen Fif3en. Hinzu kommt, dass dieses Vorgehen das Gegenteil von

BDA

DIE ARBEITGEBER

BDA

DIE ARBEITGEBER



rechtsstaatlich verldsslichem Regierungshandeln ist. Hier werden nach Gutdlinken
abgeschlossene Vorgange der Vergangenheit wieder aus dem Hut gezaubert.

Der Aufbau einer Rucklage in der Arbeitslosenversicherung ist zwar wichtig, damit die BA in
Krisenzeiten schnell handlungsfahig ist. Die nun geplante Festschreibung einer
Mindestriicklagenhohe soll allerdings offenbar vorrangig dazu dienen, die Beitragskasse gut
auszustatten, um immer wieder auf sie zugreifen zu konnen. Die Ricklage der
Arbeitslosversicherung wird faktisch als Schattenhaushalt genutzt. Es braucht zusatzlich eine
Regelung, die den Griff in die Beitragskasse und weitere Aufgaben- und Kostenverlagerungen
zuverlassig verhindert. Mit der jetzt vorgeschlagenen Regelung kann es im Verordnungswege
auf absehbare Zeit keine Beitragssatzsenkung in der Arbeitslosenversicherung mehr geben.
Gleichzeitig besteht kein Schutz vor einer Beitragssatzerhéhung. In der Einseitigkeit dieser
Regelung wird deutlich, dass die Bundesregierung mit den Eingriffen in die Beitragskassen
weitere Beitragsbelastungen bewusst in Kauf nimmt. Noch héhere Sozialversicherungsbeitrage
gefdhrden Beschaftigung. Gerade in der jetzigen wirtschaftlichen Situation mussen alle
zusatzlichen Belastungen vermieden werden. Notwendig sind nachhaltige und
ausgabensenkende Strukturreformen, eine Beitragssatzbremse und ein klarer Fahrplan, wie der
Gesamtbeitragssatz wieder auf unter 40 % begrenzt werden kann. Dies gilt vor allem im
Interesse von personalintensiven Betrieben und Beschaftigten in unteren Lohngruppen, die
besonders durch hohe Sozialbeitrage belastet werden.

Die geplante weitere Senkung des Bundeszuschusses zur Rentenversicherung wird dazu
fuhren, dass der Rentenbeitragssatz friiher bzw. in hdherem Mal3e wieder angehoben werden
muss. Bezeichnend ist, dass ausgerechnet der Teil des Bundeszuschusses gekulrzt wird, mit
dem die Einnahmen aus der Oko-Steuerreform an die Biirgerinnen und Biirger zuriickgegeben
werden sollen. Damit zeigt die Ampelkoalition erneut, dass sie Okologisch motivierte
Steuererhdhungen zur Erhéhung der Abgabenlast missbraucht, anstatt sie — wie einmal
zugesagt — an anderer Stelle wieder entlastend an die Blrgerinnen und Birger zurtickzugeben.

Die geplanten Regelungen zur besseren Durchsetzbarkeit vorhandener Mitwirkungspflichten im
Birgergeld gehen in die richtige Richtung. Eine Streichung des Regelbedarfs sollte immer dann
und so lange greifen, wie das Arbeitsangebot besteht und nicht angenommen wird. Die
zusatzliche Begrenzung auf zwei Monate ist Uberflissig. Es bleibt allerdings bei einem
bedingungslosen Wohneinkommen, da die Kosten der Unterkunft auch dann noch nicht
einmal anteilig gekirzt werden sollen, wenn beharrlich die Aufnahme einer zumutbaren Arbeit
verweigert wird. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 5. November 2019 — 1
BvL 7/16 auch eine Streichung aller Leistungen, also einschlie3lich der Wohnkosten fiir méglich
erachtet. Die praventive Wirkung einer solchen Regelung darf dabei nicht unterschatzt werden.
Bei fehlender Mitwirkung in Form von Meldeversaumnissen sollte ebenfalls nachgescharft
und gleich zu Beginn der Regelsatz deutlicher gekiirzt werden.

Im Einzelnen
Griff in die Beitragskasse der Arbeitslosenversicherung ist kein Sparen und rechtswidrig

Der Bundeszuschuss an die Arbeitslosenversicherung zur Abfederung der finanziellen
Belastungen infolge der Corona Pandemie war notwendig. Gesamtgesellschaftliche Aufgaben
in schweren Krisen missen auch gesamtgesellschaftlich getragen werden. Den Zuschuss
nachtraglich als ,teilweisen Ausgleich der Finanzierungsbeteiligung des Bundes” i.H.v.
insgesamt 5,2 Mrd. € wieder einzufordern, ist das Gegenteil von verlasslichem
Regierungshandeln. Eine rechtliche Begriindung wie ein im Haushaltsgesetz 2021
abschliel3end geregelter Erlass bzw. Zuschuss wieder zurlickgefordert werden kann, fehlt in der

Stellungnahme zum Gesetzentwurf eines Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 (BT-Drs. 20/9999)

10. Januar 2024
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Gesetzesbegriindung zu § 363 Abs. 3 SGB IlI-E. Der Bundeszuschuss bzw. Erlass des
Darlehens wurde nach § 12 Haushaltsgesetz 2021 explizit auf die Ausgaben fur die
Sozialversicherungsbeitrdge und das konjunkturelle Kurzarbeitergeld erstreckt. Jetzt zu
argumentieren, dass das Kurzarbeitergeld eigentlich eine Leistung der Arbeitslosenversicherung
ist und daher eine Erstattung sachgerecht sei, trégt daher nicht. Ein Bundeszuschuss ist gerade
kein Darlehen, das zurtckgefordert werden konnte. Die Argumentation leidet auch darunter,
dass der Zugang zum Kurzarbeitergeld durch den Gesetzgeber krisenbedingt erheblich
ausgeweitet wurde. Es handelte sich um eine Sonderregelung des Kurzarbeitergeldes. Das
Kurzarbeitergeld wurde durch den Gesetzgeber zum Kriseninstrument umgestaltet, um in der
Pandemie wirtschaftliche und gesellschaftliche Stabilitat zu erhalten. Dabei handelt es sich nicht
mehr um das gleiche Instrument der krisenunabhangigen Arbeitsmarktpolitik. Der
steuerfinanzierte Zuschuss fiir das gesamtgesellschaftliche Auffanginstrument war konsequent.

Bei den 5,2 Mrd. € bis 2027 handelt es sich ganz klar um Beitragsmittel, die von den
Beitragszahlenden erbracht werden. Beitragsmittel sind streng zweckgebunden und dirfen
nicht zur Finanzierung des allgemeinen Staatshaushaltes verwendet werden. Hier ist die
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes eindeutig (vgl. BVerfG, Beschluss des Ersten
Senats vom 22. Mai 2018 — 1 BvR 1728/12 — Rn. 71; BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats
vom 18. Juli 2005 — 2 BvF 2/01 —, Rn. 103).

Der Aufbau einer Riicklage in der Arbeitslosenversicherung ist wichtig, damit die BA in
Krisenzeiten schnell handlungsfahig ist. Eine Riicklage verhindert, dass der Beitragssatz zur
Arbeitslosenversicherung in einer Schwachephase prozyklisch erhéht werden muss und
kontraproduktive Wirkungen entfaltet. Ein Riicklagenaufbau entspricht auch dem
Versicherungsprinzip, nach dem die Finanzierung so zu gestalten ist, dass Risiken der
Versichertengemeinschaft maoglichst innerhalb des Gesamthaushalts der Versicherung
aufgefangen werden kénnen. Das bedeutet allerdings auch, dass die Arbeitslosenversicherung
wirklich auch nur Risiken der Versichertengemeinschaft abdeckt. Die Bundesregierung entlastet
sich jedoch zunehmend durch Aufgaben- und Kostenverlagerungen in die
Arbeitslosenversicherung und nutzt die Beitragskasse der Bundesagentur fiir Arbeit als
Sparbuch, auf das sie aber noch nicht einmal selbst eingezahlt hat. In die Kasse der
Arbeitslosenversicherung zahlen Arbeitgeber und Arbeithehmer Geld ein, das ihnen Uber
Beitrdge abgezogen wird. Der Bund macht Haushaltsgesetzgebung zu Lasten Dritter. Wer
sparen will, muss das bei sich tun. Insofern ist es richtig, nicht zwingend notwendige
Regelungen, wie den zum 1. Juli 2023 eingefiihrten Biirgergeld-Bonus zu streichen. Ahnliches
gilt z. B. auch fir die Weiterbildungspramie, deren positive Wirkung mehr als fraglich ist.

Die im Gesetzentwurf des Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 geplante Anpassung
der Verordnungsermachtigung fir die Absenkung des Beitragssatzes in § 352 Abs. 1 SGB IlI-E
und Festschreibung einer Mindestriicklagenhoéhe soll offenbar vorrangig dazu dienen, die
Beitragskasse immer so gut auszustatten, dass weiter auf sie zugegriffen und sie als
Schattenhaushalt genutzt werden kann. Wenn die Bundesregierung es mit dem Aufbau einer
Rucklage zu Abfederung von Krisen ernst meint, dann braucht es zusatzlich eine Regelung, die
den Griff in die Beitragskasse verhindert. Zumindest diirfen bis zum Aufbau einer fir Krisenfalle
ausreichenden Ricklage keine weiteren Aufgaben und Kosten auf die Arbeitslosenversicherung
Ubertragen bzw. verlagert werden. Mit der jetzt vorgeschlagenen Regelung kann es im
Verordnungswege  auf  absehbare  Zeit keine  Beitragssatzsenkung in  der
Arbeitslosenversicherung mehr geben. Gleichzeitig besteht kein Schutz vor einer
Beitragssatzerh6hung. In der Einseitigkeit der Regelung wird deutlich, dass die
Bundesregierung mit den Eingriffen in die Beitragskassen weitere Beitragsbelastungen bewusst
in Kauf nimmt. Noch hdhere Sozialversicherungsbeitrdge gefahrden Beschaftigung. Die
demografischen Lasten und damit die Risiken in den Sozialversicherungen steigen gleichzeitig
weiter. Statt dringend nétiger Strukturreformen wird die Zukunftsfahigkeit der
Sozialversicherungen zusatzlich gefahrdet.
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Eine Mindestriicklage von 0,65 % des BIP entspricht derzeit 25,2 Mrd. €. Als Orientierung mag
die Nennung einer Mindestriicklage sinnvoll sein, jedoch sollte sie nicht gesetzlich
festgeschrieben werden. Die Arbeitslosenversicherung ist sehr konjunkturreagibel. Die
Spielraume fiir gezielt antizyklische Beitragssatzsenkungen, wie in der Krise 2009/ 2010,
als der Beitragssatz von 3,3 % auf 2,8 % gesenkt worden war, sollten nicht eingeschrankt
werden.

Senkung des Bundeszuschusses zur Rentenversicherung bei gleichzeitiger
Leistungsausweitung treibt Beitragssétze nach oben

Die weitere Kiirzung des Bundeszuschusses zur Rentenversicherung um jahrlich
600 Mio. €, wahrend gleichzeitig ein milliardenschweres Rentenpaket vorbereitet wird, ist das
Gegenteil einer durchdachten Sozialpolitik. So wird unverantwortlich eine neue Beitragsspirale
in Gang gesetzt.

Gerade in der jetzigen wirtschaftlichen Situation missen alle zusatzlichen Belastungen
vermieden werden. Notwendig sind nachhaltige und ausgabensenkende Strukturreformen, eine
Beitragssatzbremse und ein klarer Fahrplan, wie der Gesamtbeitragssatz wieder auf unter 40 %
begrenzt werden kann. Dies gilt vor allem im Interesse von personalintensiven Betrieben und
Beschaftigten in unteren Lohngruppen, die besonders durch hohe Sozialbeitrdge belastet
werden.

Bezeichnend ist, dass ausgerechnet der Teil des Bundeszuschusses (§ 213 Abs. 4 SGB VI)
gekirzt wird, mit dem die Einnahmen aus der Oko-Steuerreform an die Biirgerinnen und Biirger
zurickgegeben werden sollen. Damit zeigt die Ampelkoalition erneut, dass sie 6kologisch
motivierte Steuererhéhungen doch zur Erhéhung der Abgabenlast missbraucht, anstatt die
Mehreinnahmen — wie einmal zugesagt — an anderer Stelle wieder entlastend an die
Gesellschaft zuriickzugeben. Damit verspielt die Ampelkoalition weiter ihre Glaubwirdigkeit in
der Klimapolitik, die mafigeblich auf einer wachsenden CO2-Bepreisung beruht. Denn weder
Birgerinnen und Blrger noch Wirtschaft werden kunftig noch darauf vertrauen, dass die daraus
entstehenden Mehreinnahmen ihnen jemals wieder in vollem Umfang als Entlastung
zurlickgegeben werden.

Zuriickdrehen einzelner Biirgergeld-Regelungen bei den Mitwirkungspflichten sinnvoll,
aber nicht ausreichend

Wer die Moglichkeit hat seine Bedirftigkeit zu minimieren oder zu beseitigen, muss nicht von
der Allgemeinheit alimentiert werden. Blirgergeldbeziehende bekommen finanzielle und ideelle
Unterstlitzung, wenn sie diese bendtigen. Die Unterstlitzung wird von allen Steuerzahlenden —
auch solchen mit geringen Einkommen — finanziert. Es ist nicht in Ordnung, wenn Menschen
ihrer Mitwirkungspflicht nicht nachkommen. Diese wirksam durchsetzen zu kdnnen ist wichtig.
Die uberwaltigende Mehrheit von Blrgergeldbeziehenden arbeitet aktiv mit und kommt ihren
Mitwirkungspflichten nach. Fir die wenigen, die die Aufnahme einer zumutbaren Arbeit
verweigern, besteht Regelungsbedarf. Genau den erkennt die Bundesregierung in der
Gesetzesbegrindung nun auch explizit mit richtigen Argumenten an. Gerade die praventive
Wirkung von Sanktionsregelungen darf dabei nicht unterschatzt werden. Darauf hat auch das
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IAB immer hingewiesen. Es geht eben nicht nur um die, die jetzt schon eine Mitwirkung
verweigern. Der Adressatenkreis ist weit grof3er.

Im Ergebnis werden Regelungen des erst vor einem Jahr in Kraft getretenen
Birgergeldgesetzes in Teilen wieder zurlickgedreht. Die vorgeschlagene Streichung des
Regelbedarfes fiir Arbeitsverweigerer sollte immer dann und so lange greifen, wie das
Arbeitsangebot besteht und nicht angenommen wird. Die zuséatzliche Begrenzung auf zwei
Monate ist Gberflissig.

Es bleibt allerdings bei einem bedingungslosen Wohneinkommen, da die Kosten der
Unterkunft auch dann noch nicht einmal anteilig gekirzt werden sollen, wenn beharrlich die
Aufnahme einer zumutbaren Arbeit verweigert wird. Das Bundesverfassungsgericht hat in
seinem Urteil vom 5. November 2019 — 1 BvL 7/16 auch eine Streichung aller Leistungen, also
einschlieRlich der Wohnkosten fur méglich erachtet.

Wer unentschuldigt zum Termin nicht erscheint, muss weiterhin lediglich eine Kiirzung von 10 %
des Regelbedarfes furchten. Erst nach dreimaligem Nichterscheinen kann sich die Kiirzung auf
maximal 30 % addieren. Wer allerdings nicht zu Terminen erscheint, dem kann auch nur
schwerlich eine zumutbare Arbeit angeboten werden. Meldeversaumnisse sind schon immer
Uberwiegend der Grund fiir die Kiirzung des Regelbedarfes. Die Einhaltung von Terminen ist fir
das Berufsleben wichtig und gerade jungen Menschen muss die Bedeutung klar gemacht
werden. Deswegen sollte auch hier nachgescharft und gleich zu Beginn der Regelsatz deutlicher
gekulrzt werden.

Ansprechpartner:

BDA | DIE ARBEITGEBER
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande

Abteilung Arbeitsmarkt
T +49 30 2033-1400
arbeitsmarkt@arbeitgeber.de

Die BDA organisiert als Spitzenverband die sozial- und wirtschaftspolitischen Interessen der
gesamten deutschen Wirtschaft. Wir biindeln die Interessen von einer Million Betrieben mit rund
20 Millionen Beschaftigten. Diese Betriebe sind der BDA durch freiwillige Mitgliedschaft in
Arbeitgeberverbanden verbunden.
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Nach dem Entwurf ist eine Minderung des Erhdhungsbetrages des zusatzlichen Bundeszu-
schusses nach § 213 Absatz 4 SGB VI um jeweils 600 Millionen Euro in den Jahren 2024 bis
2027 vorgesehen, die zu einer entsprechenden Entlastung des Bundeshaushalts und einer

entsprechenden Belastung des Haushalts der Rentenversicherung fihrt.

Die Deutsche Rentenversicherung Bund nimmt hierzu wie folgt Stellung:

Die im Entwurf zum Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 enthaltene weitere Kirzung
des Erhéhungsbetrags zum zusatzlichen Bundeszuschuss um zuséatzliche 600 Millionen Euro
pro Jahrim Zeitraum 2024 bis 2027 lehnt die Deutsche Rentenversicherung Bund entschieden
ab.

Mit der geplanten neuerlichen Kirzung summiert sich der von der Rentenversicherung zur
Haushaltskonsolidierung erbrachte Betrag auf tber 6,8 Milliarden Euro. Diese Mittel fehlen in
den kommenden Jahren zur Dampfung des demografisch bedingten finanziellen Belastungs-
anstiegs in der Rentenversicherung. Bereits 2022 hat die Bundesregierung vier Sonderzah-
lungen in Héhe von je 500 Millionen Euro fir die Jahre 2022 bis 2025 nachtraglich abgeschafft.
Zudem wurde der Erhéhungsbetrag zum zusatzlichen Bundeszuschuss mit dem Haushaltsfi-
nanzierungsgesetz 2023 fir den Zeitraum 2024 bis 2027 bereits um 600 Millionen Euro pro
Jahr gekdirzt.

Zum Vergleich: Die zusatzlichen Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung flir den
Grundrentenzuschlag belaufen sich auf rund 1,4 Milliarden Euro pro Jahr. Die im Gesetzge-
bungsverfahren zum Grundrentengesetz zugesagte Berlcksichtigung der Mehrausgaben Gber
einen im Zeitablauf héheren allgemeinen Bundeszuschuss wird durch die bereits beschlosse-
nen und jetzt geplanten Kirzungen beim zusatzlichen Bundeszuschuss in vergleichbarer Gro-
Renordnung in Héhe von jahrlich 1,2 Milliarden Euro faktisch zurickgenommen. Der Bund
entzieht sich damit seiner Finanzierungsverantwortung und Ubertragt die Ausgaben auf die

Beitragszahlenden.

Die weitere Kiirzung des Erhéhungsbetrags zum zusatzlichen Bundeszuschuss wird die Nach-
haltigkeitsriicklage der allgemeinen Rentenversicherung reduzieren. Die mittelfristig zu erwar-
tende Anhebung des Beitragssatzes zur Rentenversicherung wird deshalb unter den jetzigen
Annahmen im Jahr 2028 starker ausfallen mussen. Der Bund steht damit nicht zu seinem Fi-
nanzierungsanteil, sondern bedient sich aus rein fiskalischen Griinden nochmals bei der Ren-
tenversicherung. Nach gegenwartigem Stand der Vorausberechnungen und im geltenden
Recht steigt der Beitragssatz im Jahr 2028 von 18,6 auf 18,7 Prozent. Mit der vorgesehenen

weiteren Kirzung musste der Beitragssatz im Jahr 2028 um 0,1 Prozentpunkte starker von
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18,6 auf 18,8 Prozent angehoben werden. Das bedeutet eine Belastung der Versicherten und

der Arbeitgeber, die die Beitrage bezahlen.

Die Deutsche Rentenversicherung Bund weist an dieser Stelle, wie auch bei den rein fiskalisch
motivierten Klrzungen der Bundeszuschusse in den Jahren 2003 und 2006, die zur Entlastung
des Bundeshaushalts dienten, erneut darauf hin, dass die Bundeszuschlisse Ausdruck des
Ziels des Bundes sind, die Funktions- und Leistungsfahigkeit der gesetzlichen Rentenversi-
cherung dauerhaft zu sichern und auch eine Kompensation darstellen fir nicht beitragsge-

deckte Leistungen, wie etwa die Mitterrente.

Eine erneute Kiirzung aus rein fiskalischen Griinden wecket Zweifel an dem Ziel, wie im Koa-
litionsvertrag vorgesehen, die gesetzliche Rentenversicherung als tragende Saule der Alters-
sicherung langfristig im Hinblick auf die Ausgabenentwicklung finanzierbar und stabil zu halten.
Fur das Vertrauen in die gesetzliche Rentenversicherung und den Sozialstaat als Ganzes ist
es essenziell, dass die Zusagen des Bundes fiir die Finanzierung dieser Leistungen verlasslich

bleiben.

Mit dem vom Bundesministerium fir Arbeit und Soziales sowie vom Bundesministerium der
Finanzen angekindigten ,Rentenpaket 11 soll das genannte Ziel verfolgt werden, die gesetz-
liche Rentenversicherung als tragende Saule der Alterssicherung langfristig im Hinblick auf die
Ausgabenentwicklung finanzierbar und stabil zu halten und damit das Vertrauen in die gesetz-
liche Rentenversicherung zu starken. Welche Auswirkungen dies auf den Beitragssatz haben
wird, kann ohne Kenntnis der im ,Rentenpaket II“ konkret vorgesehenen Regelungen zur Zeit
nicht abgeschatzt werden. Das im Koalitionsvertrag geplante ,Rentenpaket 11“ wird die bishe-

rigen Annahmen mittel- und langfristig deutlich verandern.
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Stellungnahme

zur Formulierungshilfe der Bundesregierung fiir die Fraktionen der SPD, von BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP fiir einen Entwurf eines Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes

(Haushalt 2024)

Berlin, den 10. Januar 2024

l. Einfithrende Anmerkungen:

Der Deutsche Bauernverband e.V. (DBV) sieht die vorgelegte Formulierungshilfe der Bundesregie-
rung far einen Entwurf eines Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes sehr kritisch und lehnt die-
sen ab.

Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Zweiten Nachtragshaushalt 2021 ist im Bun-
deshaushalt eine Deckungslicke in H6he von rund 17 Mrd. Euro entstanden. GemaR der Formulie-
rungshilfe der Bundesregierung soll diese Deckungslicke im laufenden Haushalt Gberproportio-
nal durch die Abschaffung der Steuerbegtinstigung beim Agrardiesel (440 Millionen Euro) sowie
weiterer Klrzungen im Einzelplan 10 (Bundesministerium fur Ernahrung und Landwirtschaft) ge-
schlossen werden. Damit wird den deutschen Landwirtsfamilien eine unverhaltnismaBige Haupt-
last beim SchlieBen der Finanzierungsliicke aufgeburdet.

Zugleich macht der Etat des Bundesministeriums flr Ernahrung und Landwirtschaft mit knapp
sieben Milliarden Euro nur rund ein Prozent des gesamten Bundeshaushalts aus und wurde be-
reits im Haushalt 2024 um knapp 300 Mio. Euro gekurzt. Die Kirzungen und Sparvorschlage tref-
fen viele Bereiche der landlichen Raume, in denen rund 57 Prozent der Bevélkerung Deutschlands
leben. So flhrt die Erh6hung des CO2-Preises auf 45 Euro dazu, dass vor allem Pendlerinnen und
Pendler in landlichen Raumen betroffen sind. Die Kiirzungen der Bundesmittel in der Gemein-
schaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kistenschutzes” (GAK) i.H.v. 226 Mio.
Euro gegentiber 2023 wird zu massiven finanziellen Auswirkungen auf die Lander und damit auf
die Umsetzung von zahlreichen, die landliche Entwicklung starkenden, agrarstrukturellen und
forstlichen Férderprogrammen fiihren. Diese geplanten Belastungen sind zudem ein Beleg dafur,
dass die Herausforderungen der landlichen Raume nicht die gebotene und notwendige politische
Beachtung erfahren.

Zudem kommen auf die landwirtschaftlichen Betriebe neben dem Bundeshaushalt weitere groBe

finanzielle Einschnitte im Jahr 2024 zu. Insbesondere die weitere geplanten Absenkung des Pau-
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schalierungssteuersatzes fiir Land- und Forstwirte im Rahmen des Wachstumschancengesetzes,
die die Vorsteuerbelastung nicht realitatsgerecht abbildet, fuhrt 2024 zu einer weiteren steuerli-
chen Mehrbelastung in mittlerer zweistelliger Millionenhdhe, eine deutliche und bewusste Be-
nachteiligung kleiner und mittlerer landwirtschaftliche pauschalierender Betriebe mit einem Um-
satz von bis zu 600.000 Euro.

Seit Gber 70 Jahren (seit 1951) erhalten Landwirtschaftliche Betriebe ,eine Verbilligung fir ver-
steuerten Dieselkraftstoff, soweit dieser zur Bodenbewirtschaftung oder bodengebundenen Tier-
haltung in landwirtschaftlichen Maschinen und Fahrzeugen verwendet worden ist“%. ,Plinktlich”
zum 75. Jahrestag im Jahr 2026 schlagt die Bundesregierung vor, die Steuerrlckvergutung abge-
schafft zu haben, obgleich das Ziel der Rickvergutung, die ,Sicherung der Wetthewerbsfahigkeit
der deutschen land- und forstwirtschaftlichen Betriebe“? aktuell ist denn je. Dabei wirdigt die
Bundesregierung auch nicht den Umstand, dass diese unter Gesichtspunkten der Nachhaltigkeit
unter anderem positive Beschaftigungseffekte haben kann (SDG 8.5.a.)>. Zudem diene sie der Auf-
rechterhaltung einer unabhangigen Versorgung sowie der Schaffung guter Investitionsbedingun-
gen und der Starkung der internationalen Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Agrar- und Forst-
wirtschaft. Mit der derzeitigen Agrardiesel-Regelung befindet sich die deutsche Landwirtschaft im
oberen Mittelfeld der Agrardiesel-Steuersatze anderer europaischer Staaten. Eine Streichung
wirde uns die héchste Steuerbelastung Europas einbringen.

So kommt auch der FiFo-Bericht ,Evaluierung von Steuervergiinstigungen zu einer differenzier-
ten Bewertung. So wird die starke Breitenwirkung der MaBnahme hervorgehoben, die als einzige
von zwei Steuerverglnstigungen ,mit sechsstelligen Zahlen bei der Inanspruchnahme” aufwarten
kann. Insgesamt wird dabei die hohe Zahl ,kleiner Familienbetriebe” hervorgehoben, die von der
MaBnahme profitieren. Der Bericht hebt dabei insbesondere hervor, dass ,anhand verschiedener
Indikatoren insgesamt eine schwachere Wettbewerbsposition der deutschen Landwirtschaft"
aufzeigbar sei. Der Bericht erkennt die Berechtigung der Unterstitzung landwirtschaftlicher Be-
triebe im internationalen Wettbewerb an.

Auch der 29. Subventionsbericht unterstutzt keine Streichung dieser Steuerbeglinstigung. Anzu-
streben sei vielmehr eine ,klimafreundliche Fortentwicklung”. Dabei hat die Bundesregierung in
ihrem Klimaschutzplan 2050 ausdricklich festgehalten, dass bei einer klimafreundlichen Fort-

entwicklung des Steuer- und Abgabensystems ,Auswirkungen etwaiger Veranderungen auf ein-

1 29. Subventionsbericht, S. 481

2 ebenda

3 ebenda

4 FiFo Kdln, FiFo-Berichte ,Evaluierung von Steuervergiinstigungen®, Nr. 28-0, 2019
5ebenda, S. 30
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kommensschwache Haushalte und auf die internationale Wettbewerbsfahigkeit betroffener
Branchen [... Jangemessen berlcksichtigt” werden.® Diese Form der Planbarkeit ist auch fir die

deutschen Landwirtsfamilien zentral und mit den vorliegenden Vorschlagen nicht gegeben.

Die Bundesregierung hat bisher jedoch keinerlei erkennbare Anstrengungen unternommen, die
einer Weiterentwicklung bei gleichzeitiger Starkung der internationalen Wettbewerbsfahigkeit
gerecht werden wirde. Mit dem Vorschlag der ersatzlosen Streichung des Steuerbeglinstigung fur
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (Agrardiesel) agiert die Bundesregierung daher nicht auf
Grundlage aller vorliegenden Empfehlungen sowie der eigenen Beschlisse.

Zentral fur den Deutschen Bauernverband ist daher eine vollumfangliche Beibehaltung der Ag-
rardieselrickvergltung in bisherige Form bis ein verlasslicher Vorschlag fur eine ,klimafreundli-
che Fortentwicklung” vorgelegt wurde, der eine vergleichbare einkommensstitzende Wirkung
wie die bisherige Regelung hat und damit dem eigentlichen Ziel, der ,Sicherung der Wettbewerbs-

fahigkeit der deutschen land- und forstwirtschaftlichen Betriebe®, weiterhin gerecht wird.

Il. Zu den Einzelheiten:

Artikel 2 — Anderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes:

= Durch die Anderung im Windenergie-auf-See-Gesetzes muss die Kutter- und Kistenfische-
rei auf einen GroBteil der Erlése aus der Versteigerung von Offshore-Lizenzen verzichten.
Urspranglich sollten davon 670 Millionen Euro in die Transformation der Kutter- und Kus-
tenfischerei an Nord- und Ostsee flieBen (5 Prozent der Einnahmen aus der Versteige-
rung). Nun sind nur noch 1 Prozent (134 Millionen Euro) eingeplant. Angesichts der groBen
Transformation der deutschen Fischerei an Nord- und Ostsee bis 2032, der Sicherung der
Haupterwerbsbetriebe, die Transformation der Fahrzeuge und die Herausforderungen der

Nachwuchssicherung sind die drastischen Kurzungen abzulehnen.

Artikel 3 — Anderung des Energiesteuergesetzes

zu Nr. 2. b.: 857 Absatz 5:

Nach dem Gesetzentwurf soll die Abschaffung der Steuerbeglnstigung fur Betriebe der
Land- und Forstwirtschaft (Agrardiesel) nach § 57 Energiesteuergesetz in drei Schritten bis
Ende 2025 erfolgen. Dabei liegen die erste Kiirzung um 40 Prozent (01. Marz 2024) und die

komplette Abschaffung der Steuerentlastung (1. Januar 2026) nur 22 Monate auseinander.

6 Klimaschutzplan der Bundesregierung (2016, S. 72)

Seite3von 5



Der gréBte Kirzungsschritt in Héhe von 40 Prozent erfolgt dabei bereits am 01. Marz 2024,
gefolgt von der zweiten Kirzungen zum 01. Januar 2025 sowie der Abschaffung zum 01.
Januar 2026. Aus Sicht des DBV muss ein Subventionsabbau gezielt, rechtssicher und
planbar vollzogen werden.

Insbesondere aufgrund der Kurzfristigkeit des Vorhabens stehen den Landwirten keine
Handlungsoptionen zur Verfugung, um entsprechende AnpassungsmaBnahmen vorzu-
nehmen. Da die ersatzlose Streichung auch im Widerspruch zu bisherigen Beschlissen
und Empfehlungen steht, droht hiermit ein enormer Vertrauensverlust in das verlassliche
Handeln der Bundes. Weiterhin schwacht die Streichung auch die Stellung der Landwirte
im internationalen Wettbewerb empfindlich.

Das Argument, mit der Streichung wirde ein Beitrag zum Abbau umweltschadlicher Sub-
ventionen geleistet ist inhaltlich falsch. Eine solche Argumentation impliziert, der Diesel
wirde ganz oder zumindest teilweise nur aufgrund der Gewahrung der Steuererleichte-
rung eingesetzt. Dem ist jedoch nicht so, das aktuelle Angebot an alternativen Antrieben
fur land- und forstwirtschaftliche Schlepper und Arbeitsmaschinen ist, vorsichtig gesagt,
extrem Uberschaubar. Im Bereich der Maschinen mit hohem Leistungsbedarf wird sich da-
ran nach Aussage der Hersteller auch nur langfristig etwas andern. Die eingesetzte Menge
an Dieselkraftstoffen wird sich daher nicht verringern und die mit der Streichung sugge-

rierte positive Klimawirkung nicht eintreten.

Artikel 4 — Anderung der Energiesteuer-Durchfiihrungsverordnung

§ 103 Absatz 2 Punkt 1:

Nach dem Anderungsentwurf zur Verordnung werden ,Biokraftstoffe” aus dem aus dem
Verordnungstext gestrichen. Wenn die Bundesregierung aber eine Transformation hin zu
klimafreundlicheren Antrieben férdern méchte, so ware es notwendig, auch dementspre-
chende Rahmenbedingungen zu schaffen. Umso unverstandlicher ist daher, dass der For-
mulierungsvorschlag mit dieser Anderung nun alle bisher in § 57 EnergieStG vorhandenen
Anknupfungspunkte streicht, die eine EU-konforme steuerliche Besserstellung von Biok-
raftstoffen moglich machen wirden. Aus Sicht des DBV lasst dies die zuletzt gemachten
Ankindigungen, den Einsatz von Biokraftstoffen in landwirtschaftlichen Fahrzeuge zu for-

dern, wenig glaubwdrdig erscheinen.
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Zusammenfassend lehnt der Deutsche Bauernverband die Vorschlage zum Windenergie-auf-See-
Gesetz, zum Energiesteuergesetz und zur Energiesteuer-Durchfihrungsverordnung in der vorlie-
genden Formulierungshilfe ab. Die vorliegenden Vorschlage werden in Verbindung mit den ande-
ren Belastungen, die auf die heimischen landwirtschaftlichen Betriebe zukommen, zu einer deutli-
chen Verscharfung des Strukturwandels flihren. Insbesondere die Hofnachfolge im Rahmen des
Generationenwechsel wird zunehmend gefdhrdet, da sich die Planungssicherheit — hier im Hinblick
auf die Einkommenssituation der Landwirtinnen und Landwirte — weiter deutlich verschlechtert.
Neben den aufgezeigten Kritikpunkte ist zu kritisieren, dass laut Berechnungen der Bundesregie-
rung bereits fur 2024 747 Landwirte keinen Anspruch auf Dieselrickvergutung mehr haben durften.
Flr 2025 belauft sich die Zahl der Landwirte, fur die die Dieselrtickvergiitung laut Bundesregierung
faktisch bereits abgeschafft ist, auf 6.442.

Insbesondere die Steuermehrbelastung bei der Energiesteuer mit rund 142 Millionen Euro in 2025,
285 Millionen Euro in 2026 und 419 Millionen Euro im Jahr 2026 (zeitlich versetzte Ruckerstattung)
sind fir die landwirtschaftlichen Betriebe eine spurbare finanzielle Belastung, die zu signifikanten
EinkommenseinbuBen fuhren werden. Dass der Bund ab 2028 mit Steuereinnahmen von jahrlich
453 Millionen Euro rechnet, kann auf Grund der Historie der tatsachlichen Steuerriickerstattungen

nicht nachvollzogen werden.
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Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP -
Entwurf eines Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024, Drucksache 20/9999, vorliegend
zu Artikel 5

Vorbemerkung und grundsatzliche Bewertung:

Als bundesweit tatiger Fachverband, der insbesondere im Bereich des SGB Il und des SGB XII —
Leistungsrecht tatig ist, mochten wir zum Entwurf des Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024
Stellung beziehen. Der Verein Tacheles lehnt eine Haushaltssanierung zu Lasten armer Menschen
grundsatzlich ab.

Der Birgergeldbonus war und ist Teil eines neuen Umgangs mit Menschen im Leistungsbezug. Statt
Sanktionen und Druck sollte gerade mit diesem auch ein wirtschaftlicher Anreiz gesetzt werden, sich
an Fortbildung, Weiterbildung oder berufsvorbereitenden Bildungsmafinahmen zu beteiligen. Dies
jetzt ohne Wirkungsanalyse und nur aus wirtschaftlichen Griinden zu kappen, ist der absolut falsche
Weg.

Noch gravierender ist die Wiedereinfihrung von 100%-Sanktionen. Diese lehnen wir grundséatzlich
ab. Mit der Wiedereinfiihrung wird alles ,Vertrauen® in die Jobcenter, das durch die Anderungen der
Birgergeldreform geschaffen werden sollte sowie die viel beschworene ,Begegnung auf Augenhdhe
zerschlagen und Leistungsbeziehende werden stattdessen stigmatisiert und in ihrer Existenz bedroht.
Ob diese Bedrohung real ist oder nicht — sie wird von den Leistungsbeziehenden als solche
empfunden und sie wandelt das Birgergeld zurtick in ein reines Workfare System.

“

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hatte in seinem Urteil vom 05. November 2019 - 1 BvL 7/16
zu den Sanktionen dargelegt, dass nur verhaltnismaRige Sanktionen zulassig sind, diese aber den
strengen Anforderungen der VerhaltnismaRigkeit unterliegen und auch zur Eingliederung in den
Arbeitsmarkt geeignet sein mussen. Einer der Punkte des BVerfG zu seiner Begrenzung der
Sanktionen auf 30% des Regelsatzes war, dass es trotz Jahrzehnte langer Sanktionspraxis keine
einzige Untersuchung zur Geeignetheit und Wirkungsforschung dieses Grundrechtseingriffs gab und
bis heute nicht gibt.

Die nun geplanten zweimonatigen 100%-Sanktionen durften nicht geeignet sein, die angeblichen
Totalverweigerer, die CDU/CSU/FDP/SPD und AfD erkannt haben wollen, zur Arbeit zu bringen. Sie
durften zudem verfassungswidrig sein, da in der Konzeption des Gesetzesentwurfes noch nicht
einmal ergédnzende Sachleistungen angeboten werden. Sie werden, anders als verlautet, zu
gravierenden Wohnungsnotfallen fiihren.
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Zwei Monate den Regelsatz gestrichen zu bekommen, bedeutet auch den Strom nicht zahlen zu
kénnen, was im Regelfall zu einer Unterbrechung der Energieversorgung fihrt (8 19 Abs. 2
StromGVV). Diese Unterbrechung der Energieversorgung wird im Sozialrecht dem Wohnungsverlust
als ,vergleichbare Notlage“ gleichgestellt (§ 22 Abs. 8 SGB Il; 8 36 Abs. 1 SGB XIllI). Eben dies darf
nach Urteil des BVerfG nicht Folge von Sanktionen sein.

Auch entsteht bei einer 100%-Sanktion eine Unterversorgung mit Medikamenten, der OPNV kann
nicht bezahlt werden und Familienmitglieder in der Bedarfsgemeinschaft werden faktisch in
Sippenhaft genommen.

Sanktionen erfolgen nicht, wenn erwerbsfahige Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund fur ihr
Verhalten darlegen und nachweisen (8 31 Abs. 1 S. 2 SGB Il). Dass hier der wichtige Grund
nachgewiesen werden muss, fihrt dazu, dass Menschen, die nicht oder nicht ausreichend lesen und
schreiben kodnnen, psychische Probleme haben, der Amtssprache Deutsch nicht ausreichend méchtig
sind oder als Wohnungslose oder Obdachlose nicht tiber die geeignete Infrastruktur verfugen, die
Anforderungen, die an einen solchen Nachweis gestellt werden, nicht erfullen kdnnen. Diese Gruppen
werden unverhaltnismaRig von der neuen Workfare-Strategie betroffen sein.

Die verscharften Sanktionen wirken kontraproduktiv, weil sie die Betroffene eher desintegrieren als
sie nachhaltig an den Arbeitsmarkt heranzufiihren. Insbesondere wird die verscharfte Sanktionspraxis
dies tun, indem das in den letzten Monaten gewachsene Vertrauen in die Zusammenarbeit mit den
Jobcentern untergraben wird. Folge dessen wird sein, dass Leistungsberechtigte wieder Kontakt mit
dem Jobcenter meiden werden, anstatt diesen zu suchen.

Die Verschlechterung gegeniiber der vorherigen Rechtslage macht deutlich, dass es der
Bundesregierung zu keinem Zeitpunkt darum ging, das ,Hartz-IV-System* tatséchlich zu Gberwinden,
sondern mit dem Birgergeld nur dessen schlechtes Image abzustreifen. Im Endeffekt wird durch
diese Abkehr von der vertrauensvolleren Zusammenarbeit, die mit dem Birgergeld eingefiihrt wurde,
hin zu maximalem Druck, (begrindeterweise) das Vertrauen in staatliches Handeln und die
Konsistenz von Politik zerstort werden. Eine weitere Abwanderung von Wahlern in extreme
Positionen ist damit leider absehbar.



Zu Artikel 5/ Anderungen im SGB I

1. Zu Art. 1, Nr. 3: Streichung des Burgergeldbonus

Mit der Einfihrung des Birgergeldbonus verfolgte der Gesetzgeber die Intention, die Bereitschaft von
erwerbsfahigen Leistungsberechtigten des SGB Il zur Teilnahme an bestimmten Malihahmen zu
fordern, deren Bedeutung im Hinblick auf eine nachhaltige Eingliederung in den Ausbildungs- und
Arbeitsmarkt besonders hoch ist, sowie das Durchhaltevermdgen bis zu einem erfolgreichen
Malnahmenabschluss zu starken und somit Abbriiche zu verhindern. Der Ansatz, mit Hilfe einer
Motivationszulage eine solide Grundlage zu einer méglichst dauerhaften Integration zu schaffen, war
zu begriufRen.

Auch das IAB befurwortet den Birgergeldbonus und sieht ihn aus Gerechtigkeitsgriinden als
notwendig an (IAB-Stellungnahme zum Blrgergeld v. 22.11.2022, S. 22).

Bewertung: Die Streichung des Blrgergeldbonus wird von uns als nicht geeignet angesehen. SGB-
lI-Leistungsbeziehende haben zu wenig Geld und die Teilnahme an den MalRhahmen ist mit
Mehrkosten verbunden. Dafur muss es weiterhin einen Ausgleich geben. Insbesondere fir
Jugendliche, die noch bei den Eltern wohnen, ist der Burgergeldbonus ein zentraler Beweggrund, sich
Uberhaupt auf eine BvB oder eine Malihahme nach 816h SGB Il einzulassen. Da es sich bei diesen
MafRnahmen nicht um ,Arbeit* handelt, kann der Wegfall der Wirkung dieser Motivationszulage auch
nicht durch Zwang uber die Neuregelung kompensiert werden. Die Zukunft dieser jungen Menschen
wird hier praktisch populistischem Druck und dem Haushalt geopfert. Die Folge der Abschaffung des
Bonus wird absehbar eine verminderte Akzeptanz und der Abbruch solcher MaRnahmen sein.

Wir empfehlen die Streichung des Birgergeldbonus zuriickzunehmen.

2. Zu Art. 5, Nr. 4 und 5: Einfihrung einer bis zu zweimonatigen 100%-Sanktion bei
»hachhaltiger Leistungsverweigerung“

Nach intensiven vorangegangenen Fakenews-Kampagnen von CDU/CSU/FDP, bis hin zur AfD
gegen die Hohe des Blrgergelds und der Falschbehauptung, dass sich Arbeiten wegen der Hohe des
Birgergelds nicht mehr lohne, soll nun die zweimonatige 100%-Sanktion bei ,nachhaltiger
Leistungsverweigerung®“ von sogenannten ,Totalverweigerern® eingeflihrt werden.

Wenn man die Zahlen in der Gesetzbegrindung zugrunde legt, werden Einsparungen von 170 Mio.
EUR durch Sanktionen kalkuliert, in Zahlen Ubersetzt bedeutet das 150.000 Vollsanktionen pro Jahr.
Wenn man die schon bestehenden Sanktionen einrechnet, wird die Sanktionsquote nochmal erhéht.
Wie die 170 Mio. EUR ermittelt wurden, liegen nicht vor. Die Bundesagentur fir Arbeit argumentierte
auf ihrer Pressekonferenz in diese Woche auch mit der abschreckenden Wirkung und einer
vielfaltigen Arbeitsaufnahme durch Sanktionen, die zu geringerer Hilfebedurftigkeit und Einsparungen
fuhren wird. Auch diese Argumentation ist weder begriindet noch belegt.

Bewertung:

a. Haushaltsenergie als Teil der Kosten fur Unterkunft und Heizung

Eine zweimonatige Streichung des Regelsatzes bedeutet auch die Streichung der Kosten fir
Haushaltsenergie, die im Jahr 2024 bei Alleinstehenden mit 45,68 EUR (EVS Nr. 5, bei RB Stufe 1)
vorgesehen sind.

Je nach Heizungsart ist die Stromversorgung zum Betreiben der Heizung und fur die
Warmwasserversorgung zwingend notwendig. In den meisten Fallen sind die monatlichen
Abschlagzahlungen auch fir alleinstehende Menschen hdher als der im Regelsatz vorgesehene
Betrag.

Nach § 19 Abs. 2 StromGVV kann und wird im Regelfall der Energieversorger bei mehr als 100 EUR
Zahlungsriickstand die Energieversorgung unterbrechen.

Diese Unterbrechung der Energieversorgung wird im Sozialrecht dem Wohnungsverlust als
,vergleichbare Notlage“ gleichgestellt (8 22 Abs. 8 SGB II; § 36 Abs. 1 SGB XIlI). Die
Gesetzesbegrindung flhrt zu Nummer 4 selbst aus: ,Eine Kirzung der Kosten der Unterkunft und
Heizung ware mit dem im Urteil besonders hervorgehobenen Schutz vor einem Wohnungsverlust
nicht zu vereinbaren. Es widersprache dem Zweck des SGB II, wenn die Betroffenen die Grundlagen
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dafir verloren, Giberhaupt wieder in Arbeit zu kommen*® (BVerfG 1 BvL 7/16, Randziffer 202, 203.). Bei
Einfuhrung von 100%-Sanktionen bestiinde mithin eine grof3e Gefahr, dass davon die Kosten der
Unterkunft und Heizung betroffen wéren und somit die Wohnung der Sanktionierten gefahrdet wirde.
AulRerdem besteht eine maximale Gefahr, dass Mittel, die eigentlich fir die Kosten der Unterkunft
vorgesehen sind, fir andere lebensnotwendige Kosten zweckentfremdet werden und somit trotz der
Deckung der Kaltmiete und Nebenkosten dennoch Mietschulden entstehen und Wohnungsverluste
drohen.

Daher wird bezweifelt, dass Sanktionen oberhalb der 30%-Grenze Uberhaupt verfassungskonform
ausgestaltet sein kénnen. Denn der Regelbedarf als das soziokulturelle Existenzminimum ist nach
unserer Ansicht schon heute deutlich zu niedrig bemessen. Es ist daher keiner Kiirzung mehr
zugéanglich, ohne dadurch in drastischer Weise in die Teilhabemdglichkeiten und Lebensbedingungen
der Betroffenen einzugreifen.

Zudem hat das Bundesverfassungsgericht in seinen Leitsatzen zum Urteil Gber Sanktionen
klargestellt: ,Gesichert werden muss einheitlich die physische und soziokulturelle Existenz. Die den
Anspruch fundierende Menschenwitirde steht allen zu und geht selbst durch vermeintlich ,unwirdiges*
Verhalten nicht verloren®, BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 05. November 2019 - 1 BvL 7/16.

b. Fehlende Sachleistungen fur Nahrungsmittel und Getrénke

Der Gesetzesentwurf enthalt keine Alternative zu den weggefallenen Nahrungsmitteln und Getranken
(EVS Nr. 1 + 2, bei RB-Stufe 1), die im Regelbedarf mit einem Betrag in H6he von 195,36 EUR
bertcksichtigt sind. Zur Sicherung der materiellen Existenz missen Sanktionierten zumindest
Lebensmittelgutscheine mit dem entsprechenden Gegenwert bereitgestellt werden. Sollte dies nicht
erfolgen, ist die geplante Regelung verfassungswidrig.

c. Wegfall der Kosten fir Medikamente, Rezeptgebihren und Gesundheitspflege

In dem Gesetzesentwurf ist keine Alternative zu den weggefallenen, im Regelbedarf enthaltenen
Anteile fur Gesundheitspflege, Rezeptgebuhren, freie Medikamente (EVS Nr. 6, bei RB-Stufe 1) in
Hohe von 21,51 EUR vorgesehen. Aufgrund der fehlenden Kompensationen bestehen Zweifel an der
Verfassungskonformitét dieser Regelung.

d. Kosten flr Nachrichtenlibermittlung wie Post, Telefon und Internet

In dem Gesetzesentwurf ist keine Alternative zu den weggefallenen Regelbedarfsanteilen fur
Nachrichtentbermittiung wie Post, Telefon und Internet (EVS Nr. 8, bei RB-Stufe 1) in Hoéhe von
50,33 EUR vorgesehen. Diese Kosten sind zwingend notwendig zur Kontaktaufnahme mit dem
Jobcenter, zu Arbeitgebern und fir Bewerbungen. Auch hier bestehen Zweifel an der
Verfassungskonformitét der Regelung.

e. Sippenhaftung bei Sanktionen

Lebt die sanktionierte Person mit Familienmitgliedern in einer Bedarfsgemeinschaft, wird die
sanktionierte Person weiterhin zu essen bekommen, duschen, Strom verbrauchen... Somit werden
faktisch die sozialrechtlichen Einzelanspriiche der Mitbewohner*innen durch die 100%-Sanktionen
massiv eingeschrankt. Auch hier bestehen verfassungsrechtliche Bedenken.

f. Weiterhin fehlende Wirkungsforschung

Das BVerfG hat in seinem Urteil vom 05. November 2019 - 1 BvL 7/16 unter Randziffer 61 sehr
deutlich darauf hingewiesen, dass es an einer Forschung zur Wirkung von Sanktionen mangelt. Diese
gab es damals nicht und gibt es bis heute nicht. Vielmehr legen eine Reihe von Studien eine negative
Wirkung von Sanktionen auf Betroffene nahe. Dazu gehéren sozialer Riickzug und Isolation,
Obdachlosigkeit, schwerwiegende psychosomatische Erkrankungen oder Kriminalitat zur
ErschlieBung alternativer Einkommensquellen (BVerfG 1 BvL 7/16, Randziffer 65).

Das Bundesverfassungsgericht hat auch wegen der fehlenden Prifung der Geeignetheit von
Sanktionen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt die Sanktionen auf 30% des Regelsatzes begrenzt.

g. Uberwindung der Hilfebedurftigkeit )
Die tatséchliche Existenzsicherung, also eine unmittelbare Uberwindung der Hilfebedurftigkeit, ist
eine Bedingung, die das Bundesverfassungsgericht im Urteil vom 05. November 2019 - 1 BvL 7/16 fur
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die Zulassigkeit von Vollsanktionen gesetzt hat. Nach der Gesetzesbegriindung soll nun von dieser
klaren Grenze abgewichen werden. Eine unmittelbare Uberwindung der Hilfebediirftigkeit ware
namlich erst gegeben, wenn die Hilfebedurftigkeit der Bedarfsgemeinschatft bereits im Monat der
Arbeitsaufnahme vollstandig entfallen wiirde. Hierbei diirfen andere Sozialleistungen wie Wohngeld
nicht einbezogen werden, da diese aufgrund von Bearbeitungszeiten noch nicht unmittelbar nach
Beschaftigungsbeginn zur Verfligung stehen und somit in diesem Monat weiter ein Bedarf bestiinde,
der vom Jobcenter zu decken wére.

Aus diesem Grund ware die in der Gesetzesbegriindung vorgesehene Regelung ein klarer Verstol3
gegen das Urteil des Bundesverfassungsgerichts und somit als verfassungsrechtlich nicht zulassig
einzuordnen.

Fazit: Wir halten die unter Nummer 4 + 5 vorgeschlagenen 100%-Sanktionen in der Ausgestaltung
fur verfassungswidrig. Die 100%-Sanktion ist nicht verhaltnismaRig, sie ist nicht zur
Arbeitsmarktintegration geeignet, sie entfernt die Sanktionierten nur noch weiter vom Arbeitsmarkt.
Einziger Zweck ist Symbolpolitik. Eine solche rechtfertigt keine derart erheblichen
Grundrechtseingriffe.

Auch zur Sanierung des Haushaltes sind Sanktionen fiir Sozialleistungsbeziehende nicht geeignet.

Wuppertal, den 10.5.2023
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Die Spitzenvertreter der Koalitionsparteien in der Bundesregierung haben sich Ende Dezember
2023 entschieden, den Entwurf des Bundeshaushalts 2024 zu korrigieren, nachdem mit dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 2023 (2 BvF 1/22) offensichtlich ge-
worden war, dass er in der vorgelegten Form mit den Anforderungen der Schuldenbremse im
Grundgesetz nicht vereinbar sein wirde.

Die Bundesregierung vollzieht mit dem Haushaltsfinanzierungsgesetz nun die Umsetzung der
verabredeten Einsparungen bei den gesetzlichen Leistungen. Im SGB Il ist das mit einer Reform
der Birgergeldregelungen verbunden: Der Burgergeldbonus fur nicht abschlussbezogene Wei-
terbildungen (8 16j SGB 1), der mit der Burgergeldreform eingefiihrt worden ist und seit dem
1.7.2023 ausgezahlt wird, wird wieder abgeschafft. Zudem werden die Regelungen fur den Fall
nachhaltiger Verweigerung der Aufnahme zumutbarer Arbeit verscharft.

Der Deutsche Caritasverband (DCV) sieht, dass Anstrengungen unternommen werden missen,
um die Herausforderungen einer verlasslichen Finanzierung des Bundeshaushalts zu schultern.
Die Frage, ob die Einsparungen im SGB Il im Verhéltnis zu anderen mdglichen Einsparungen
tatsachlich vorrangig sinnvoll sind, bedarf einer kritischen Reflexion. Auch wenn Burgergeldemp-
fanger — anders als andere von Einsparpléanen betroffene Gruppen - nicht mit Traktoren vors
Kanzleramt fahren, ist auch fir die Berticksichtigung ihrer Interessen eine griindliche Abwagung
unabdingbar. Ob eine Sanktion im SGB Il sinnvoll und verhéaltnismaRig ist, darf nicht danach
entschieden werden, ob sich Licken im Bundeshaushalt auftun.

Mit dem Birgergeld ist im vergangenen Jahr eine Arbeitsmarktreform gestaltet worden, die ne-
ben dem Fordern dem Foérdern von Menschen im SGB-II-Leistungsbezug die Aufmerksamkeit
schenken will, derer es bedarf, um Langzeitarbeitslosigkeit perspektivisch zu tberwinden. Dabei
war das Birgergeld nicht als bedingungsloses Grundeinkommen gedacht, so dass Sanktionen
durchaus Teil der Gesamtlogik waren und sind. Diese Konstruktion hat der Deutsche
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Caritasverband immer unterstiitzt. Eine Verscharfung der Sanktionen, die es in Extremfallen er-
mdglichen, Menschen an ihre Mitwirkungspflichten mit Nachdruck zu erinnern, ist daran zu mes-
sen, dass sie zur Grundlogik des SGB Il passt und - naturlich - verfassungskonform ausgestaltet
ist.

Indem die Neuregelungen im SGB 1l als Teil des Haushaltsfinanzierungsgesetzes vorgelegt wer-
den, ist keine ordentliche Beratung im Ausschuss Arbeit und Soziales des Deutschen Bundesta-
ges vorgesehen und der Deutsche Caritasverband nicht zur Stellungnahme aufgefordert. Da es
sich bei den vorgeschlagenen Regelungen um sachliche Eingriffe in das Recht der Arbeitsmarkt-
férderung handelt, halten wir es fiir unabdingbar, unaufgefordert eine Stellungnahme abzugeben.
Wir konzentrieren uns dabei auf die beiden Vorschlage zu den Instrumenten Sanktion und Wei-
terbildungsbonus, wiewohl die von der Bundesregierung im Gesetzentwurf angesprochene bes-
sere Integration von Gefliichteten in den Arbeitsmarkt eine eigene Aufmerksamkeit verdiente:
Fur den Deutschen Caritasverband ist es von jeher ein groRes Anliegen, die Chancen von Ge-
flichteten auf dem deutschen Arbeitsmarkt zu starken. Wir haben an anderer Stelle dazu wie-
derholt Vorschlage gemacht, welcher Malinahmen es dazu besonders bedurfte.

Verscharfung der Leistungsminderungen bei verweigerter Arbeitsaufnahme

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 5. November 2019 (BVerfG 1 BvL 7/16)
die damals geltenden Vorschriften zur Leistungsminderung im SGB |l teilweise flir verfassungs-
widrig erklart und Anforderungen fur Neuregelungen formuliert. Darauf verweist der Gesetzent-
wurf und zitiert, dass der Staat grundsatzlich Leistungsminderungen zur Durchsetzung von Mit-
wirkungspflichten einsetzen darf. Uber die mit dem Burgergeld-Gesetz zum 1. Januar 2023 in
Kraft getretene Neuregelung hinaus habe das Bundesverfassungsgericht auch einen vollstandi-
gen Wegfall der Leistungen in bestimmten Fallkonstellation als mdglich erachtet: ,Wird eine sol-
che tatséchlich existenzsichernde und im Sinne des § 10 SGB Il zumutbare Erwerbstétigkeit
ohne wichtigen Grund im Sinne des § 31 Absatz 1 Satz 2 SGB Il willentlich verweigert, obwohl
im Verfahren die Mdglichkeit bestand, dazu auch etwaige Besonderheiten der persénlichen Situ-
ation vorzubringen, die einer Arbeitsaufnahme bei objektiver Betrachtung entgegenstehen konn-
ten, ist daher ein vollstandiger Leistungsentzug zu rechtfertigen.” (BVerfG 1 BvL 7/16, Randzif-
fer209). Diese Mdoglichkeit soll mit der Neuregelung nunmehr wahrgenommen und gesetzlich
umgesetzt werden. Der Gesetzgeber betont: Die mit dem Birgergeld-Gesetz eingefiihrte Ab-
schaffung des Vermittlungsvorrangs bleibt davon unberihrt.

Der Deutsche Caritasverband begruf3t, dass der Vermittlungsvorrang nicht wieder eingefuhrt
werden soll, da offensichtlich ist, dass in einer dynamisch sich verandernden Arbeitswelt Weiter-
bildung gerade auch fir Menschen, die den Anschluss verloren haben, die einzige Chance dar-
stellen kann, nachhaltig in eine existenzsichernde Beschéftigung vermittelt zu werden.

Kritisch ist die Neureglung zu den Sanktionen dennoch zu prifen. Der Wortlaut der Gesetzes-
neuregelung orientiert sich eng an der zitierten Passage des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts. Er I6st damit nicht automatisch Abwé&gungsschwierigkeiten in der Praxis. Es wére fur die
Akzeptanz des Burgergeldes und seine Zielerreichung in jedem Fall problematisch, wenn die
Anwendung der neuen Norm in den Jobcentern zu Rechtsunsicherheit und Rechtsstreitigkeiten
in groRer Zahl fihren wirde. Die Arbeit der Jobcenter ist — nicht zuletzt angesichts der knappen
Personalressourcen — darauf angewiesen, dass die Normen verstandlich und anwendbar und
auch fur die Leistungsempfangerinnen nachvollziehbar sind.
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Abweichend von der in § 31a Absatz 4 Satz 1 geregelten Begrenzung der Minderungshéhe auf
30 Prozent des malRgebenden Regelbedarfs entféllt nach Vorstellungen des Haushaltsfinanzie-
rungsgesetzes der Leistungsanspruch in Hohe des Regelbedarfes, wenn ,erwerbsfahige Leis-
tungsberechtigte eine zumutbare Arbeit nicht annehmen oder aufnehmen. Voraussetzung hierftr
ist eine wieder-holte Arbeitsverweigerung. Das bedeutet, dass das Birgergeld wegen einer
Pflichtverletzung nach 8 31 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 8 31 Absatz 2 Nummer 3 oder 8§ 31
Absatz 2 Nummer 4 innerhalb des letzten Jahres gemindert war. Der Wegfall der Leistungen ist
auf den Regelbedarf begrenzt.“ Eine Kiirzung der Kosten der Unterkunft und Heizung wére mit
dem im Urteil besonders hervorgehobenen Schutz vor einem Wohnungsverlust nicht zu verein-
baren. Es widersprache dem Zweck des SGB I, wenn die Betroffenen die Grundlagen dafir
verloren, Uberhaupt wieder in Arbeit zu kommen (BVerfG 1 BvL 7/16, Randziffer202, 203.).
Ebenso ist eine Minderung der fiir bestimmte Zwecke vorgesehenen Mehrbedarfe nach § 21
ausgeschlossen.

Nach der Neuregelung in 8 31a Absatz 7 Satz 2 muss die Moglichkeit der Arbeitsaufnahme ,tat-
sachlich und unmittelbar bestehen® und die erwerbsfahige leistungsberechtigte Person muss sich
Swillentlich weigern®, eine zumutbare Arbeit anzunehmen oder aufzunehmen. Die Begrindung
fuhrt aus, es misse sich um ein konkretes Arbeitsangebot handeln, dass von der birgergeldbe-
ziehenden Person ,jederzeit angenommen werden® kann.

Tragféahige empirische Belege dafiir, dass Sanktionen tber 30 Prozent nachweislich wirken und
damit auch tatsachlich ein Anreiz gesetzt wird, um die eigene Hilfebedirftigkeit zu Gberwinden,
liegen nach Kenntnisstand des Deutschen Caritasverbandes bisher weiterhin nicht vor. Auf diese
Wirkung hatte sich das Bundesverfassungsgericht allerdings wesentlich bezogen. Daher gibt es
fur den Deutschen Caritasverband keinen erkennbaren Anlass, die Sorge fur unbegriindet zu
halten, dass eine vollstandige Kiirzung der Leistungen die Ziele der Uberwindung der Hilfebe-
durftigkeit und Integration in Arbeit gefahrdet. Das sind jedoch die Vorgaben, an denen Leis-
tungsminderungen (Sanktionen) sich messen lassen mussen. Die Praxiserfahrung unserer Ein-
richtungen und Dienste zeigt: Existenzsorgen, Angst und Niedergeschlagenheit pragen die All-
tagssituation vieler Betroffener. Teilhabemdoglichkeiten werden deutlich eingeschréankt und Ver-
schuldung ist haufig die Folge.

Es besteht dartiber hinaus die Sorge, dass die verscharfte Regelung zu mehr Birokratieaufwand
der Jobcenter fihren wird. Diese miussen nicht nur mit grof3ter Sorgfalt prifen, ob eine willentliche
Verweigerung des Leistungsberechtigten und eine wiederholte Pflichtverletzung innerhalb des
letzten Jahres vorliegt. Sie missen zudem prifen, ob die Mdglichkeit der Arbeitsaufnahme tat-
séachlich und unmittelbar (noch) besteht. Dies setzt auch die Mitwirkung von Arbeitgebern voraus.
Jedenfalls erscheint es realitatsfern, dass Arbeitgeber ein konkretes Arbeitsangebot aufrecht er-
halten fir 2 Monate, wenn dieses willentlich abgelehnt wurde. Steht aber die Arbeitsstelle nicht
mehr zur Verfigung, mussen ab diesem Zeitpunkt nahtlos wieder Leistungen erbracht werden.
Angesichts dieses Aufwands und der niedrigen Fallzahlen?, ist die geplante Regelung ungeeig-
net, damit Einsparungen in Héhe von 170 Mio. zu erzielen.

1Im Jahr 2021 wurden rund 194.000 Leistungsminderungen neu festgestellt. Rund 52.000 davon wurden wegen der
Weigerung zur Aufnahme oder Fortfuhrung einer Arbeit, Ausbildung, MaRnahme oder eines geférderten Arbeitsver-
héaltnisses verhangt, siehe https://statistik.arbeitsagentur.de/Statistikdaten/Detail/Aktuell_tmp/iiia7/zr-leistungsminde-
rungen/zr-leistungsminderungen-dwol-0-xIsm.xlsm?__blob=publicationFile&v=2

3
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Sie ist u.E. auch nicht nachvollziehbar erforderlich, da ein sozialwidriges Verhalten in Féllen be-
harrlicher Verweigerung einer Arbeitsaufnahme bereits jetzt durch Erstattungsverfahren geman
§ 34 SGB Il geahndet werden kann.?

Wir beflrchten, dass von der verscharften Leistungsminderung im Zweifel auch andere Mitglieder
der Bedarfsgemeinschaft betroffen sein werden. Je nach Familiensituation der Leistungsberech-
tigten kdnnen das auch Kinder sein. Dies erscheint uns wichtig zu beriicksichtigen, da keine
Regelung zu erganzenden Sachleistungen vorgesehen ist und der Entwurf damit hinter den
Stand der SGB II-Reform 2019 zuriickfallt.®

Um Menschen beschleunigt in den Arbeitsmarkt zu integrieren und damit Sozialleistungen zu
sparen, sollte u.E. der Gesetzgeber besser den Weg des Forderns weiterverfolgen und die
Transferentzugsraten reformieren. Auf diese Weise kann eine positive Beschaftigungswirkung
mit gleichzeitiger Entlastung fir den Staatshaushalt erzielt werden. Ifo Institut und ZEW haben
hier im Auftrag des BMAS im Dezember 2023 einen wichtigen Debattenbeitrag vorgestellt fiir
eine bessere Beteiligung am Arbeitsmarkt.*

Abschaffung des Birgergeldbonus

Wenig Vertrauen bei den Biirgerinnen und Birgern weckt die geplante Abschaffung des Blrger-
geldbonus nach nur einem halben Jahr. Der Birgergeldbonus von monatlich 75 Euro gab Leis-
tungsberechtigten Anreize, ohne allzu grol3e finanzielle EinbuRen eine Weiterbildung oder Bil-
dungsmafinahme zu absolvieren und damit ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt nachhaltig zu
verbessern. Das Instrument konnte sich noch nicht in der Praxis bewahren, schon wird es abge-
schafft — das erscheint als zielloses Hin und Her und demotiviert Leistungsempfénger ebenso
wie Mitarbeiter in den Jobcentern, die mit diesem Instrument gerade erst zu arbeiten begonnen
hatten.

Berlin/ Freiburg, 11. Januar 2024
Eva Maria Welskop-Deffaa
Préasidentin

Kontakt

Dr. Birgit Fix, Leiterin Kontaktstelle Politik, DCV (Berlin),
Tel. 030 284447 78, birgit.fix@caritas.de

Karin Kramer, Leiterin des Referats Lebenslaufe und Grundsatzfragen, DCV (Freiburg),
Tel. 0761 200-676, karin.kramer@caritas.de

Christiane Kranz, juristische Referentin, Lebenslaufe und Grundsatzfragen, DCV (Freiburg),
Tel. 0761 200-683, christiane.kranz@caritas.de

Claire Vogt, juristische Referentin, Lebenslaufe und Grundsatzfragen, DCV (Freiburg),

Tel. 0761 200-601, claire.vogt@caritas.de

2GemaR § 34 missen diejenigen, die vorsatzlich oder grob fahrlassig die Voraussetzungen fiir die Gewahrung von
Burgergeld herbeigefihrt haben, die Leistungen erstatten, also zurlickzahlen. Als Herbeifihrung gilt dabei auch,
wenn die Hilfebedurftigkeit erhdht, aufrechterhalten oder nicht verringert wurde.

3 Bis zur Neuregelung der Leistungsminderungen konnten bei Kiirzungen von 30 Prozent auf Antrag erganzende
Sachleistungen oder geldwerte Leistungen erbracht werden; wenn Minderjéhrige im Haushalt leben, war dies zwin-
gend, siehe § 31a SGB Il in der vor dem 05.11.2019 geltenden Fassung.

4 https://bmas.de/DE/Service/Publikationen/Forschungsberichte/fb-629-erwerbstaetigenfreibetraege
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Hier: Anderungen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch

Berlin, 11.01.2024

Vorbemerkungen

Im Rahmen der Haushalts-Einsparungen nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts sieht die
Regierungskoalition im Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 Anderungen im SGB II vor. Hierdurch
sind potenziell fast 2 Millionen minderjdhrige Kinder in Bedarfsgemeinschaften im Biirgergeld-Bezug
betroffen, rund 1,7 Millionen davon sind im nicht erwerbsfiahigen Alter (unter 15).1 Das Wohl von Kindern
ist gemaf$ Artikel 3 der UN-Kinderrechtskonvention bei allen Mafdnahmen, die sie betreffen, vorrangig zu
berticksichtigen.2 Save the Children Deutschland e.V. mahnt an, dies auch bei den geplanten
Gesetzesanderungen zu beachten und insbesondere ihre Rechte auf gesundes Aufwachsen (Art. 24, 27) und
soziale Teilhabe (Art. 31) gemafd UN-Kinderrechtskonvention zu wahren.

Zusatzliche Sparmafdnahmen zu Lasten von Familien in der Grundsicherung sieht Save the Children
Deutschland e.V. generell kritisch. Die Gewdhrung des menschenwiirdigen Existenzminimums ist keine Kiir,
die je nach Kassenlage umgesetzt wird, sondern Pflichtaufgabe des Staates und Teil der sozialen
Daseinsvorsorge. Daher lehnt Save the Children Deutschland e.V. beispielsweise die ebenfalls 6ffentlich
diskutierten Kiirzungen der Regelsitze ab. Die Regelbedarfsermittlung fiihrt schon jetzt aufgrund von
systematischen Mangeln in der Methodik zu Regelsatzen, die das menschenwiirdige Existenzminimum nicht
ausreichend decken3 und bspw. unzureichend fiir eine gesunde Erndhrung sind+*. Fiir Kiirzungen ist hier
keinerlei Spielraum. Mit immer weiter gehenden Forderungen der Sanktionierung und Leistungskiirzungen
besteht zudem die Gefahr einer Spirale aus Vorurteilen gegeniiber Biirgergeld-Beziehenden, die ein Klima
des Misstrauens schaffen. Darunter leiden auch Kinder. Der propagierte sozialpolitische Paradigmenwechsel
hin zu mehr Vertrauen und Unterstiitzung durch das Biirgergeld sollte nicht ausgehdhlt werden.

1 Daten der Bundesagentur fiir Arbeit, Stand Juni 2023,
https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche Formular.html?nn=20656&topic f=kind
er

2 https://www.unicef.de/informieren/ueber-uns/fuer-kinderrechte /un-kinderrechtskonvention

3Vgl. z.B. Irene Becker und Benjamin Held (2021):

https: //www.diakonie.de/diakonie de/user upload/diakonie.de/PDFs/Presse/DK Regelbedarfe 210823 Web.pdf,
Save the Children Deutschland (2023):

https://www.savethechildren.de/fileadmin/user upload/Downloads Dokumente/2023/Stellungnahme Regierungsen
twurf Kindergrundsicherung Save the Children 27.10.23.pdf (S. 3f.), Arbeitskreis Armutsforschung (2023):
https://www.diakonie-

hessen.de/fileadmin/redaktion/verband /Arbeitsfelder/ExAgD /2023 09 12 AK Armutsforschung Analysepapier Kind
ergrundsicherung gezeichnet.pdf (S. 6f.)

4Vgl. z.B. Wissenschaftlicher Beirat beim BMEL (2020): Erndhrungsarmut unter Pandemiebedingungen (bmel.de),
Kabisch et al. (2021): https://www.mdpi.com/2072-6643/13/9/3037
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Zu den Vorschldgen des Gesetzentwurfs im Einzelnen:

Wegfall des Biirgergeldbonus

Der Gesetzentwurf sieht eine Streichung des § 16j SGB II-E vor. Hiermit entfallt der sogenannte
Biirgergeldbonus von 75 Euro pro Monat, den Leistungsbeziehende zurzeit zusatzlich zu den Regelbedarfen
erhalten, sofern sie an bestimmten Mafinahmen zur beruflichen Weiterbildung (§ 16 j SGB Il Absatz 1),
berufsvorbereitenden Bildungsmafinahmen (Absatz 2) oder Mafinahmen zur Férderung schwer zu
erreichender junger Menschen (Absatz 3) teilnehmen. Es handelt sich dabei laut Regierungsentwurf des
Biirgergeld-Gesetzes um einen Anreiz, an arbeitsmarktpolitischen Mafdnahmen teilzunehmen, die die
Chancen auf eine nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt steigern.5

Der beste Schutz vor (Kinder-) Armut ist die (Wieder-) Aufnahme einer existenzsichernden und dauerhaften
Beschiftigung der erwerbsfahigen Leistungsberechtigten. Die Empirie zeigt, dass die Teilnahme an
Weiterbildungsmafdnahmen sich positiv auf Beschaftigungswahrscheinlichkeit und Einkommen auswirken.6
Weiterbildung in Form einer Aufbesserung der knapp bemessenen Regelsatze zu férdern und honorieren,
halt Save the Children Deutschland e.V. fiir einen sinnvollen Weg, damit Kinder und ihre Familien langfristig
nicht mehr auf den Bezug von Grundsicherungsleistungen angewiesen sind. Die ersatzlose Streichung des
Biirgergeldbonus wird deshalb als wenig zielfithrend und zu kurz gedacht eingeschatzt.

Empfehlung von Save the Children Deutschland e.V.:

- Der ersatzlose Wegfall des Biirgergeldbonus sollte unter besonderer Beriicksichtigung seiner
intendierten positiven Wirkung zur Integration in existenzsichernde Beschéftigung tiberdacht
werden.

Verschirfung der Leistungsminderungen/ Sanktionen

Mit einem neuen Absatz 7 des § 31a SGB II-E sollen die Moglichkeiten der Leistungsminderungen bei
Pflichtverletzungen erweitert werden. Dabei wird vorgesehen, dass der Leistungsanspruch in Hohe des
Regelbedarfes entfillt, wenn erwerbsfiahige Leistungsberechtigte sich willentlich weigern, eine zumutbare
Arbeit anzunehmen, die tatsiachlich und unmittelbar besteht, sofern innerhalb des letzten Jahres bereits ihre
Leistungen aufgrund von Pflichtverletzungen gemafs § 31 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, §31 Absatz 2 Nummer
3 oder § 31 Absatz 2 Nummer 4 gemindert waren. § 31b Absatz 3 SGB II-E sieht die Aufthebung der
entsprechenden Leistungsminderung vor, wenn die Moglichkeit der Arbeitsaufnahme nicht mehr besteht,
spatestens aber nach zwei Monaten.

Hierbei handelt es sich demnach um eine im Biirgergeld bisher nicht vorgesehene Komplett-Sanktion der
Regelbedarfe, bei der fiir den/die erwerbsfahige Leistungsberechtigte nur noch die Kosten der Unterkunft
iibernommen werden.

5 https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze /Regierungsentwuerfe /reg-

buergergeld.pdf? blob=publicationFile&v=4, S.4

6 Vgl. Kruppe, Thomas; Lang, Julia (2023): Geforderte berufliche Weiterbildung von Arbeitslosen: abnehmende Eintritte
trotz positiver Wirkung, In: IAB-Forum 20. Februar 2023, https://www.iab-forum.de/gefoerderte-berufliche-
weiterbildung-von-arbeitslosen-abnehmende-eintritte-trotz-positiver-wirkung/
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Wie bereits in der Stellungnahme zum Bilirgergeld-Gesetz im Oktober 2022 ausgefiihrt, haben Sanktionen
massive Auswirkungen auf Kinder in SGB II-Bedarfsgemeinschaften.” Statt Ausweitung der
Sanktionsmoglichkeiten braucht es Absenkungen.

Denn im Kern bedeutet jede Leistungsminderung/ Sanktion eine Kiirzung unter das staatlich anerkannte
soziokulturelle Existenzminimum.8 Bei ohnehin sehr knapp bemessenen Leistungen ist selbst eine zurzeit
maximal mogliche 30%-Sanktion fiir drei Monate ein sehr harter Einschnitt. Ein kompletter Entzug fallt noch
einmal deutlich schwerwiegender ins Gewicht und ist laut Bundesverfassungsgericht nur in absoluten
Ausnahmefallen verhaltnismafdig und verfassungskonform.® Die Bundesregierung sieht den vorgeschlagenen
Komplettentzug von den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts gedeckt (BVerfG 1 BvL 7/16, Randziffer
209). Save the Children Deutschland e.V. mahnt eine sorgfaltige Priifung und Beachtung der sehr engen
Grenzen des Urteils an.

Die psychosozialen und gesundheitlichen Folgen von Sanktionen auf Kinder in SGB II-
Bedarfsgemeinschaften sind nicht hinldanglich erforscht, um eine Kindeswohlgefadhrdung und negative
Konsequenzen auf ihre Entwicklung auszuschliefRen.10 Es gibt jedoch wissenschaftliche Hinweise, dass
Sanktionen von Sozialleistungen in Industrienationen generell zum Beispiel zu Verhaltensauffalligkeiten
oder schlechterer kognitiver Entwicklung von Kindern in entsprechenden Haushalten fithren kénnen.!! Eine
Online-Umfrage aus dem Jahr 2019 von Tacheles e.V. ergab zudem, dass 90 Prozent der teilnehmenden
Mitarbeitenden von Sozialberatungsstellen sowie 69 Prozent der Jobcenter-Mitarbeiter*innen in der Praxis
erlebten, dass Sanktionen die Kinder oder den/die Partner*in der Leistungsberechtigten treffen.!2

Leidtragende von Total-Sanktionen waren nicht nur - auch minderjahrige - erwerbsfahig
Leistungsberechtigte, sondern auch Klein-Kinder bzw. , nicht erwerbsfahige“ Kinder, die dem Arbeitsmarkt
richtigerweise nicht zur Verfiigung stehen. Sie haben keinerlei Einfluss auf das leistungsmindernde
Verhalten ihrer Eltern oder Erziehungsberechtigten und kénnen Leistungsminderungen nicht mit eigenem
Zutun abwenden oder durch Zuverdienst ausgleichen. Auch wenn ihr eigener Regelbedarf bei den
Sanktionen nicht betroffen ist, wirkt sich jeder Euro weniger in der Bedarfsgemeinschaft auch auf sie aus.

Wenn liber zwei Monate z. B. der komplette Regelbedarf eines Elternteils (Regelbedarfsstufe 2) fehlt, sind
das 1012 Euro (fiir das Jahr 2024), die der gesamten Haushaltskasse der Familie in diesem Zeitraum
weniger flr Essen, Hygiene, Mobilitit (z. B. zu wichtigen Arztterminen), soziale Teilhabe mit der Familie
oder notwendige Anschaffungen zur Verfligung stehen. Das bedeutet also weitere harte Einsparungen, die

7 Save the Children (2022):

https://www.savethechildren.de/fileadmin/user upload/Downloads Dokumente/Positionspapiere/2022/stellungnah
me-regierungsentwurf-buergergeldgesetz-save-the-children-deutschland.pdf

8 Vgl. dazu auch BVerfG (2019): ,Eine Minderung, durch die der Regelbedarf ungedeckt bleibt, fithrt unweigerlich dazu,
dass der einer bediirftigen Person tatsachlich gezahlte Betrag nicht dem entspricht, was zur Gewahrleistung des
einheitlichen, physische und soziokulturelle Bedarfe umfassenden menschenwiirdigen Existenzminimums benétigt
wird.“ (BVerfG 1 BvL 7/16, Randziffer 156)

9 BVerfG 1 BvL 7/16, Randziffern 207-209

10 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages (2017):
https://www.bundestag.de/resource/blob/514128/b094654376dfbd28b5fb8e0ed6b02886/WD-6-027-17-pdf-
data.pdf; Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2022):

https://doku.iab.de/forschungsbericht/2022 /fb1722.pdf

11Vgl. Pattaro et al. (2022): The Impact of Benefit Sanctions: A Scoping Review of the Quatitative Research Evidence,
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC7613403/

12 Vgl. Tacheles e.V. (2019): Ergebnisse der Online-Befragung zu Folgen und Wirkungen von Sanktionen,
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Kinder zu spliren bekommen. Denn wenn das Existenzminimum des Elternteils nicht mehr gedeckt ist, muss
sich die Familie ja dennoch weiterhin mit dem dringenden Notwendigen von dem {ibrigen Geld versorgen.

Um der besonderen Schutzwiirdigkeit von Kindern Rechnung zu tragen, sollten Leistungsminderungen bei
ihnen grundsatzlich ausgeschlossen werden. Save the Children Deutschland e.V. erscheint zudem ein voller
Entzug des Regelbedarfs eines Elternteils in der Bedarfsgemeinschaft eine Gefahrdung des Wohles der
Kinder in Haushalten im Blirgergeld-Bezug und sollte grundsatzlich gesetzlich ausgeschlossen werden.
Hierbei sollte es keinen Ermessensspielraum geben, der etwa durch die momentanen Regelungen des
Verzichts auf die Leistungsminderung bei aufergewohnlicher Harte (§ 31a Absatz 3 SGB II) laut fachlicher
Weisung der Bundesagentur fiir Arbeit nur in ,atypischen Ausgangslagen“13 besteht. Der Schutz von Kindern
sollte unmissverstdndlich gesetzlich verankert sein und nicht dem Ermessen der Jobcenter bzw. unter-
gesetzlichen Regelungen auf Grundlage von Weisungen obliegen.

Empfehlungen von Save the Children Deutschland e.V.:

- Leistungsminderungen in Hohe der Regelbedarfe von erwerbsfahigen Leistungsberechtigten sollten
gesetzlich ausgeschlossen werden, wenn der Bedarfsgemeinschaft (bzw. der geplanten
Familiengemeinschaft im Zuge der Kindergrundsicherung) minderjahrige Kinder angehoéren.

- Vonjeder Art von Sanktionen fiir erwerbsfahige Leistungsberechtigte mit minderjahrigen Kindern in
der Bedarfsgemeinschaft sowie fiir minderjahrige erwerbsfahige Leistungsberechtigte sollte
grundsatzlich abgesehen werden.

- Die engen Grenzen, die das Bundesverfassungsgericht fiir Sanktionen gesetzt hat, sind unbedingt
einzuhalten und jede Anderung muss griindlich rechtlich gepriift werden.

Ansprechpartner:

Eric Grofdhaus

Advocacy Manager Kinderarmut und Soziale Ungleichheit
Save the Children Deutschland e.V.
eric.grosshaus@savethechildren.de

13 Fachliche Weisungen SGB II §§ 31, 31a, 31b, Bundesagentur fiir Arbeit, Fassung vom 01.07.2023,
https://www.arbeitsagentur.de/datei/fw-sgb-ii-31-31b ba015902.pdf, S. 13ff.
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	Zum Vergleich: Die zusätzlichen Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung für den Grundrentenzuschlag belaufen sich auf rund 1,4 Milliarden Euro pro Jahr. Die im Gesetzgebungsverfahren zum Grundrentengesetz zugesagte Berücksichtigung der Mehrausgaben über einen im Zeitablauf höheren allgemeinen Bundeszuschuss wird durch die bereits beschlossenen und jetzt geplanten Kürzungen beim zusätzlichen Bundeszuschuss in vergleichbarer Größenordnung in Höhe von jährlich 1,2 Milliarden Euro faktisch zurückgenommen. Der Bund entzieht sich damit seiner Finanzierungsverantwortung und überträgt die Ausgaben auf die Beitragszahlenden. 
	Die weitere Kürzung des Erhöhungsbetrags zum zusätzlichen Bundeszuschuss wird die Nachhaltigkeitsrücklage der allgemeinen Rentenversicherung reduzieren. Die mittelfristig zu erwartende Anhebung des Beitragssatzes zur Rentenversicherung wird deshalb unter den jetzigen Annahmen im Jahr 2028 stärker ausfallen müssen. Der Bund steht damit nicht zu seinem Finanzierungsanteil, sondern bedient sich aus rein fiskalischen Gründen nochmals bei der Rentenversicherung. Nach gegenwärtigem Stand der Vorausberechnungen und im geltenden Recht steigt der Beitragssatz im Jahr 2028 von 18,6 auf 18,7 Prozent. Mit der vorgesehenen weiteren Kürzung müsste der Beitragssatz im Jahr 2028 um 0,1 Prozentpunkte stärker von 18,6 auf 18,8 Prozent angehoben werden. Das bedeutet eine Belastung der Versicherten und der Arbeitgeber, die die Beiträge bezahlen. 
	Die Deutsche Rentenversicherung Bund weist an dieser Stelle, wie auch bei den rein fiskalisch motivierten Kürzungen der Bundeszuschüsse in den Jahren 2003 und 2006, die zur Entlastung des Bundeshaushalts dienten, erneut darauf hin, dass die Bundeszuschüsse Ausdruck des Ziels des Bundes sind, die Funktions- und Leistungsfähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung dauerhaft zu sichern und auch eine Kompensation darstellen für nicht beitragsgedeckte Leistungen, wie etwa die Mütterrente. 
	Eine erneute Kürzung aus rein fiskalischen Gründen wecket Zweifel an dem Ziel, wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, die gesetzliche Rentenversicherung als tragende Säule der Alterssicherung langfristig im Hinblick auf die Ausgabenentwicklung finanzierbar und stabil zu halten. Für das Vertrauen in die gesetzliche Rentenversicherung und den Sozialstaat als Ganzes ist es essenziell, dass die Zusagen des Bundes für die Finanzierung dieser Leistungen verlässlich bleiben. 
	Mit dem vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales sowie vom Bundesministerium der Finanzen angekündigten „Rentenpaket II“ soll das genannte Ziel verfolgt werden, die gesetzliche Rentenversicherung als tragende Säule der Alterssicherung langfristig im Hinblick auf die Ausgabenentwicklung finanzierbar und stabil zu halten und damit das Vertrauen in die gesetzliche Rentenversicherung zu stärken. Welche Auswirkungen dies auf den Beitragssatz haben wird, kann ohne Kenntnis der im „Rentenpaket II“ konkret vorgesehenen Regelungen zur Zeit nicht abgeschätzt werden. Das im Koalitionsvertrag geplante „Rentenpaket II“ wird die bisherigen Annahmen mittel- und langfristig deutlich verändern. 
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